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Versorgungswirtschaftliche Einzelfragen aus dem Bericht 
des Bundeskartellamts für 1960 


Von Gerhard Pabst, Frankfurt am Main*) 


DK 338.834.7:621.311 


Die Bundesregierung hat dem Bundestag den Bericht des Bundeskartellamts für 1960 vorgelegt und ihre 
Stellungnahme dazu beigefügt!). Es ist das dritte Mal seit dem Inkrafttreten des Gesetzes gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen, daß das BKartA Rechenschaft über seine Tätigkeit gibt. 


Der Bericht unterscheidet sich von den Berichten der ver- 
gangenen Jahre insoweit, als eine nunmehr dreijährige 
praktische Erfahrung bei der Anwendung des Gesetzes ge- 
gen Wettbewerbsbeschränkungen vorliegt und eine gegen- 
über den Vorjahren ausführlichere und vertieftere Darstel- 
lung der behandelten Fragen ermöglicht. Dem BKartA 
wird von der Bundesregierung bescheinigt, daß es mit der 
gebotenen Zurückhaltung diejenigen Vorschriften des Ge- 
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen angewendet ha- 
be, die mit besonders schwierigen Auslegungsfragen ver- 
bunden sind. Die Spruch- und Verwaltungstätigkeit des 
Amtes wird grundsätzlich gebilligt und hervorgehoben, daß 
die Argumente, die das Verbotsprinzip des Gesetzes als 
wirtschaftsfeindlich und nicht praktikabel bezeichnen, das 
Amt von seiner Grundeinstellung nicht abgebracht und 
keinen Anlaß geboten haben, auf die weitgehende Aufrecht- 
erhaltung und Förderung des Wettbewerbs in allen Wirt- 
schaftsbereichen zu verzichten. Diese Billigung wird auch 
durch den Hinweis unterstützt, daß der Bundesminister für 
Wirtschaft, zu dessen Geschäftsbereich das BKartA gehört, 
keinen Anlaß gesehen hat, dem Amt allgemeine Weisungen 
oder Einzelweisungen zu erteilen. Abschließend stellt die 
Bundesregierung fest, daß die Kartellbehörden durch die 
Anwendung der Vorschriften des Gesetzes gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen dazu beigetragen haben, die Ver- 
wirklichung der wirtschaftspolitischen Konzeption der so- 
zialen Marktwirtschaft im Rahmen der durch dieses Gesetz 
geschaffenen Möglichkeiten zu fördern. 

Aus dem Vorwort, das das BKartA seinem Bericht voran- 
stellt, erscheinen zwei Themen der allgemeinen Aufmerk- 
samkeit wert. 


In der Behauptung von der zwangsläufigen Konzentra- 
tionin der Wirtschaft sieht das BKartA einen Versuch, 
die Funktionsfähigkeit der Wettbewerbswirtschaft in der 
Öffentlichkeit abzuwerten. Gegen die sogenannte technische 
Betriebskonzentration, die als eine echte Konzentration an- 
zusehen ist, ist nach Ansicht des Amtes nichts einzuwenden; 
denn technische Betriebskonzentration zu hemmen, heißt 
den industriellen Fortschritt erschweren. Für gefährlich 
dagegen und der ständigen Beobachtung wert hält das B- 
KartA aber jene Fälle der Konzentration, durch die eine 
Steigerung der Marktmacht eines oder mehrerer Unterneh- 
men zu Lasten anderer herbeigeführt wird und die zum Ver- 


*) Rechtsanwalt G. Pabst ist Leiter der Rechtsabteilung der 
Hauptgeschäftsstelle der VDEW 


1) BT-Drucksache 2734 


lust der wettbewerblichen Grundlage führen. Die Möglich- 
keiten, auf Konzentrationsvorgänge Einfluß zu nehmen, 
werden als vielfältig bezeichnet; aber offen wird auch zuge- 
geben, daß sie hinsichtlich ihrer Intensität und Reichweite 
noch viel zu wenig erprobt seien. Das Gesetz gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen jedenfalls wird als ungeeignet ange- 
sehen, unerwünschte Wettbewerbsbeschränkungen durch 
Zusammenschlüsse einzudämmen oder zu verhindern. So 
unterliegen z.B. Rechtsgeschäfte, durch welche die Mit- 
glieder der Geschäftsführung eines Unternehmens Mitglie- 
der der Geschäftsführung eines anderen Unternehmens 
werden, überhaupt nicht der Meldepflicht des $ 23 GWB. 
Bei der Suche nach anderen Möglichkeiten ist daran zu 
denken, durch gesellschafts- und steuerrechtliche Bestim- 
mungen im Zusammenhang mit wettbewerbsrechtlichen 
Maßnahmen auf bestehende Konzentrationszustände ein- 
zuwirken. 


Die häufig in der Öffentlichkeit erörterte Frage, ob durch 
das europäische Kartellrecht, d.h. insbesondere 
durch den Vertrag über die Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und seine Artikel 85 ff. eine Si- 
tuation eingetreten sei, die eine Änderung des das deutsche 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen beherrschende 
Verbotsprinzip notwendig macht, wird verneint und eine 
ausführliche Stellungnahme dazu in Aussicht gestellt nach 
Vorliegen der noch ausstehenden Konzentrationsenquöte, 
von der auch in dieser Richtung neue Aufschlüsse erwartet 
werden. 


Die die Versorgungswirtschaft interessierenden Einzel- 
fragen aus der Anwendung des Gesetzes gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen sind im wesentlichen im 2. Kapitel 
des Berichtes unter Ziffer XI behandelt. Vorab sei jedoch 
noch auf eine Bemerkung verwiesen, die sich sowohl in der 
Stellungnahme der Bundesregierung wie im Vorwort zum 
Bericht findet. Im Bericht für 1959 waren Überlegungen 
zur Novellierung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen angestellt und dabei auch $ 103 als änderungsbe- 
dürftig bezeichnet worden. Dazu war aus dem BWM nur zu 
erfahren, daß formulierte Änderungsvorschläge keineswegs 
vorlägen. In dem Bericht für 1960 wird $ 103 GWB aber- 
mals genannt und gesagt, daß die Überlegungen für eine 
Novellierung des Gesetzes im Bundeskartellamt weiter fort- 
geführt worden sind. Eine sorgfältige und dauernde Beob- 
achtung dieser Überlegungen dürfte eine vordringliche Auf- 
gabe der VDEW sein, um nicht von der Entwicklung über- 
rascht zu werden. 
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In dem Kapitel „Versorgungswirtschaft‘“ wird einleitend 
mitgeteilt, daß im Berichtszeitraum 2565 Verträge nach 
$ 103 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 angemeldet worden sind und daß 
damit die Gesamtzahl der Anmeldungen seit Inkrafttreten 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen sich auf 
29237 Verträge der Energie- und Wasserversorgung be- 
läuft. 


An Einzelfragen werden erörtert: 


Zuständigkeit 


Der Bericht verweist auf eine Entscheidung des Kartell- 
senats des Bayerischen Obersten Landesgerichts vom 31. 
Mai 1960), durch die die Auffassung des am Beschwerde- 
verfahren beteiligten BKartA bestätigt wurde, daß nach 
dem eindeutigen Wortlaut des $ 9 Abs. 5 GWB Anträge und 
Anmeldungen aller Verträge nach $ 103 GWB an das 
BKartA zu richten sind. Das BKartA ist auch dann zu- 
ständig, wenn die marktbheeinflussende Wirkung solcher 
Verträge nicht über das Gebiet eines Landes hinausgeht. 
Damit ist nicht eingeschränkt die Legitimation der zustän- 
digen Landeskartellbehörde nach $ 44 Abs. 1 Nr. 3 GWB, 
die auf Grund dieser Bestimmung zur Weiterbearbeitung 
des angemeldeten Vertrages örtlich und sachlich zuständig 
ist. 


Anmeldung 


Bereits angemeldete Verträge, die während der Laufzeit 
geändert werden, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit nach $ 103 
Abs. 3 in Verbindung mit $ 9 Abs. 2 Satz 1 und $ 9 Abs. 5 
GWB der Anmeldung bei dem BKartA dann, wenn die 
Änderung sich auf die Tatbestände des $ 103 Abs. 1 bezieht. 
Wird also z.B. in einem Konzessionsvertrag die Geltungs- 
dauer des Vertrages neu vereinbart, so stellt diese Abrede 
eine anmeldebedürftige Vertragsänderung dar, weil das aus- 
schließliche Wegebenutzungsrecht durch die neue Abrede in 
zeitlicher Hinsicht geändert wird. 


Gebühren 


Der eben erwähnte Fall der Anmeldung einer Vertrags- 
änderung oder Vertragsergänzung löst eine Gebührenpflicht 
aus. Gleichermaßen entsteht ein Gebührenanspruch, wenn 
Verträge angemeldet werden, die Vereinbarungen enthal- 
ten, die nicht unter die Bestimmung des $ 103 Abs. 1 Nr. 1, 
2 und 4 GWB fallen?). 


Es ist bekannt, daß zwischen den Kartellbehörden und 
den Verbänden der Energiewirtschaft in Anlehnung an die 
GebührenVO zum Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen gewisse Gebührenrichtsätze für die zahlreichen Konzes- 
sions- und unselbständigen Demarkationsverträge bespro- 
chen worden sind, ohne daß es in dieser Beziehung zu festen 
Abreden gekommen ist. Das BKartA hat bereits in seinem 
Tätigkeitsbericht von 1958 darauf verwiesen und dazu be- 
merkt, daß als Maßstab für die Bedeutung des Gegenstan- 
des die Einwohnerzahl des versorgten oder belieferten Ge- 
bietes zugrunde gelegt werden kann?). Diese Gebührenricht- 
sätze sind jedoch nicht zwingend anzuwenden, sondern das 
BKartA betont, daß es in Einzelfällen dazu kommen kann, 
daß besondere Umstände zwingen, von den Richtsätzen ab- 
zugehen. Als solche können z.B. angesehen werden die Ver- 
sorgung einzelner Industriewerke oder bestimmter Indu- 
striegruppen mit außergewöhnlich hoher Stromabnahme 
oder hohem Leistungsbedarf. In diesen Fällen ist die Fest- 
setzung einer höheren Gebühr erforderlich, als sie sich erge- 
ben würde, wenn man sie lediglich nach der Einwohnerzahl 
bemessen würde. 


1) Rechtsbeil. Elektrizitätswirtschaft Jg. 21 (1960) S. 73 


2) Vgl. dazu auch Beschluß des KG vom 29.11.1960, veröffent- 
licht in Rechtsbeil. Elektrizitätswirtschaft Jg. 22 (1961) S. 43 


8) BT-Drucksache Nr. 1000, S. 51 


‘ 


Grenzmengenabkommen 


Zu den Grenzmengenvereinbarungen in A-Verträg 
wird darauf hingewiesen, daß in den Fällen, in denen So 
derabnehmer im Versorgungsgebiet die freie Wahl habe 
die von ihnen benötigte Energie vom Verteiler- oder L 
ferunternehmen zu beziehen, nicht als Demarkationsve 
einbarungen im Sinne des $ 103 Abs. 1 Nr. 1 GWB anzus 
hen sind. Durch eine solche Absprache wird der Wettk 
werb des ansonsten durch die Demarkation des A-Vertrag 
gebundenen Vertragspartners wiederhergestellt. Die Abre 
stellt daher keine Wettbewerbsbeschränkung dar und wä 
an sich infolgedessen auch nicht anmelde- und eintragung 
pflicehtig. Da sie aber in der Praxis zusammen mit den üb 
gen Marktregeln in Demarkationsverpflichtungen des 
Vertrages angemeldet werden dürfte, wird sie dennoch z 
sammen mit diesen Absprachen eingetragen, weil sie < 
Wettbewerbsbeschränkungen im einschränkenden Sin 
umschreibt und geeignet ist, den Inhalt und Umfang d 
Demarkation des Vertrages zu bestimmen. 


Ausschließliches Wegerecht 


In Konzessionsverträgen wird häufig vereinbart, daß 
Gebietskörperschaft einem Versorgungsunternehmen d 
ausschließliche Recht zur Benutzung aller gemeindlich 
Grundstücke und Bauwerke einräumt. Diese Absprae 
wird nach Ansicht der Kartellbehörden nur insoweit dur 
$ 103 Abs. 1 Nr. 2 GWB von den $$ 1, 15 oder der Anwen 
barkeit des $ 18 GWB freigestellt, als sie ein ausschließlich 
Recht zur Benutzung öffentlicher Wege enthalten. Der E 
griff „öffentlicher Weg‘ ist nach Wortlaut und Entst 
hungsgeschichte des Gesetzes in dem gleichen Sinne zu vı 
stehen, wie er in der Ausführungsanordnung zur Konz« 
sionsabgabenanordnung vom 27. Februar 1943 gebrauc 
wird. Die A/KAE stellt nicht nur auf öffentliche Wege e 
sondern umfaßt die Benutzung der Verkehrsräume ein 
Gemeinde schlechthin. Als solche gelten alle Grundfläche 
die dem öffentlichen Verkehr dienen. Aus diesem Grun 
werden auch die Abreden in den Konzessionsverträgen er 
sprechend ausgelegt. Die sogenannten Grund- und Bode 
klauseln umfassen immer auch die Einräumung eines aı 
schließlichen Wegebenutzungsrechts im Sinne des $ 1 
Abs. 1 Nr. 2, so daß aus diesem Grunde die gesamte Kle 
sel in das Kartellregister einzutragen ist. Ähnlich wie bei d 
Einrichtungsverboten, Kapazitätserweiterungsklauseln u. 
Stillegungsgeboten wird das BKartA auch in den Fällen c 
Grund- und Bodenklauseln den Umfang der Freistellu 
durch einen hinweisenden Zusatz in der Spalte ‚‚Bemerku 
gen‘ kenntlich machen. 


Veröffentlichungspflicht 


Das BKartA kommt ausführlich, jedoch lediglich fe 
stellend auf die Entscheidung des Kartelllsenats des BG 
vom 20. Oktober 1960*) zur Veröffentlichungspflicht der: 
Kartellregister eingetragenen Versorgungsverträge na 
$ 103 zu sprechen. Es kann insoweit auf die Entscheidu 
des Bundesgerichtshofes und die Besprechung in dies 
Zeitschrift [Bd. 60 (1961) Heft 4, S. 113] Bezug genomm 
werden. 


Mißbräuchliche Ausnutzung einer marktbeherrschend 
Stellung 


In verschiedenen Fällen haben Industrieunternehmen: 
Sonderabnehmer bei der Kartellbehörde darüber Klage | 
führt, daß zu einem Teil die Strompreise desjenigen Vers 
gungsunternehmens, mit dem sie einen Vertrag abgeschl 
sen haben, im Vergleich zu den Strompreisen anderer E 
VU zu hoch liegen und daß es ihnen nicht möglich sei, bi 
geren Strom von einem benachbarten Versorgungsunt 
nehmen zu erhalten, da sich beide auf bestehende Demar!] 
tionsverträge berufen. Ein solches Verhalten wird als M 
brauch einer durch Regionaldemarkationsverträge | 


*) Rechtsbeil. Elektrizitätswirtschaft Jg. 22 (1961) S. 1 
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schützten Marktstellung der Versorgungsunternehmen be- 
trachtet. Aus diesem Grunde sind auch solche Verfahren 

nicht gleich vom BKartA nach $ 22 GWB geprüft worden, 
sondern zunächst einmal an die örtlich zuständigen Landes- 
kartellbehörden zur Prüfung nach $ 104 GWB abgegeben 
worden. Soweit die Landeskartellbehörden in diesen Ver- 
fahren bereits entschieden haben, ist von ihnen kein Anlaß 

_ gesehen worden, Maßnahmen nach $ 104 Abs. 2 GWB zu er- 
greifen. Das BKartA hat daher die weitere Bear beitung aus 

_ dem Gesichtspunkt der $$ 22 und 26 Abs. 2 GWB Ebernom. 
men. 


Soweit es sich um die Mißbrauchsaufsicht nach $ 104 
 G@WB hinsichtlich der überregionalen versorgungswirt- 
schaftlichen Verträge nach $ 103 GWB handelt, hat das 
' BKartA von einer Weitergabe an die Landeskartellbehör- 
den abgesehen und diese Vorgänge auch unter dem Ge- 
sichtspunkt des $ 104 GWB selbst geprüft. 


Nicht nur die Sonderabnehmer, sondern auch Tarifab- 
nehmer haben die mißbräuchliche Ausnutzung einer markt- 
beherrschenden Stellung behauptet, die sie in einer be- 
stimmten Tarifgestaltung oder aber in der Aufhebung ver- 
billigter Energiepreise für bestimmte Zeiträume erblicken. 
Im Tarifabnehmerbereich war bei der kartellrechtlichen 


gung der Landesregierung in die Prüfung mit einzubeziehen. 
Die Landeskartellbehörden haben einen Mißbrauch unter 

Berücksichtigung gerade der preisrechtlichen Seite ver- 

neint. Da es sich um marktbeherrschende Unternehmen 
handelt, sind auch diese Eingaben zur weiteren Prüfung 
nach $ 22 GWB an das BKartA abgegeben worden. 


Soweit bisher in Erfahrung gebracht werden konnte, sind 

' Entscheidungen in diesen Verfahren noch nicht ergangen. 

Dabei kann aber auch die Möglichkeit nicht ausgeschlossen 

' werden, daß das BKartA, ohne eine Entscheidung zu erlas- 

sen, das eine oder andere Verfahren kurzer Hand eingestellt 
hat. 


_ Verhältnis der $$ 22,26 Abs.2 WB zur 5.DVO zum EnW6 


Am Schluß des Berichts über die Versorgungswirtschaft 
' weist das BKartA auf ein Verfahren hin, das wegen Verlet- 
zung der $$ 22 und 26 Abs. 2 GWB anhängig gewesen ist 
‚ und in dem unter anderem auch die Frage der Vereinbarkeit 
der 5. DVO zum EnWG mit dem Gesetz gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen zu prüfen war. Von einer Entschei- 
‚ dung dieser Rechtsfragen konnte jedoch abgesehen werden, 
da das Verfahren eingestellt wurde. Das BKartA weist aber 
darauf hin, daß zu der Frage, ob die Bestimmungen der 5 
DVO zum EnWG durch die $$ 22 und 26 GWB als ergänzt, 
geändert oder aufgehoben zu betrachten sind, mit Rück- 
sicht auf die gegensätzlichen Auffassungen der öffentlichen 
Energieversorgung und der industriellen Kraftwirtschaft 
bald Stellung genommen werden müsse. Zur Begründung 
_ führt das BKartA aus, daß die Klärung dieser Frage für die 
_ Industrieunternehmen mit Eigenerzeugungsanlagen von 
_ erheblicher Bedeutung sei. 


Nachdem für die Industrieunternehmen mit Eigenerzeu- 
gungsanlagen bereits von Rasch in seinem im Auftrage von 


Prüfung dieser Frage auch die preisrechtliche Genehmi- . 
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VIK erstatteten Gutachten dazu Stellung genommen wor- 
den ist, kann der Hinweis des BKartA in seinem Bericht 
wohl nur so verstanden werden, daß es nunmehr für die 
öffentliche Elektrizitätsversorgung an der Zeit sei, sich zu 
äußern. Ein zwingender Anlaß zu einer solchen Aufforderung 
ist allerdings nicht zu erkennen. Nachdem im Berichtsjahr 
1960 lediglich ein einziges Verfahren anhängig gewesen ist, 
in dem diese Frage eine Rolle gespielt hat und nachdem da- 
zu noch dieses Verfahren eingestellt wurde, besteht wohl in 
der Praxis keine Notwendigkeit für eine alsbaldige Stel- 
lungnahme der öffentlichen Elektrizitätsversorgung. Der 
Bericht läßt jedenfalls nicht erkennen, daß noch sonstige 
Verfahren anhängig sind, in denen die Vereinbarkeit des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen mit der 5.DVO 
von maßgeblicher Bedeutung für die Entscheidung ist. 
Wenn das BKartA auf das Interesse hinweist, daß die indu- 
striellen Eigenanlagenbesitzer an der Klärung dieses Pro- 
blems haben, so sollte das für das BKartA oder Motiv noch 
Anlaß sein, von der Elektrizitätswirtschaft eine Äußerung 
zu fordern. Dazu besteht um so weniger Anlaß, als anläßlich 
des 20. Kolloquiums des Energierechtsinstituts in Bonn, in 
dem Prof. Dr. Ballerstedt unter anderem auch zu dieser 
Frage Stellung genommen hat, in der Diskussion aus Krei- 
sen, die den industriellen Eigenerzeugern nahestehen, zu 
hören war, daß die Bedeutung des Rasch-Gutachtens für 
die Praxis doch wohl nicht so sei, wie man es ursprünglich 
erwartet hatte. 


Marktbeherrschende Unternehmen und Zusammenschlüsse 


Ein besonderer Abschnitt (XVII) wird den marktbeherr- 
schenden Unternehmen und Zusammenschlüssen gewidmet. 
Für die Versorgungswirtschaft ist interessant, daß ausihrem 
Wirtschaftsbereich nur die bereits an anderer Stelle des Be- 
richts genannten Verfahren zur Ausübung der Mißbrauchs- 
aufsicht nach $ 104 GWB erwähnt werden. Wie bereits aus- 
geführt, bestand in diesen Fällen, deren genaue Zahl nicht 
festzustellen ist, kein Anlaß für die Landeskartellbehörde, 
tätig zu werden, so daß die erhobenen Beschwerden gegen 
die Strompreisgestaltung von Versorgungsunternehmen 
nunmehr im Benehmen mit der Energieaufsichtsbehörde 
nach $ 22 GWB zu überprüfen sind. 


Im Abschnitt XVIII ‚„Kartellzwang, Boykott, Diskrimi- 
nierung‘‘ werden die $$ 25 und 26 GWB behandelt. Dabei 
fällt auf, daß unter allen Fällen, die im einzelnen dargestellt 
werden, kein einziger vermerkt ist, der die Versorgungs- 
wirtschaft betrifft. 


Auf die dem Bericht beigegebenen statistischen Übersich- 
ten soll an dieser Stelle nicht näher eingegangen werden. 
Es sei jedoch festgehalten, daß die Zahl der Verfahren, die 
wegen Verdachtes eines Mißbrauches gegen Versorgungs- 
unternehmen anhängig sind, in keinem Verhältnis steht 
zur Anzahl der Verfahren gegen andere dem Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen unterliegende Unternehmen. 
Dieses Verhältnis verschiebt sich noch mehr zugunsten der 
Versorgungswirtschaft, wenn man die Zahl der angemeldeten 
Verträge berücksichtigt. 


In Heft 16 und 17 dieser Zeitschrift (20. August und 5. September 1961) erscheint ein 
Bericht über die Hauptversammlung der VDEW in Bonn. 


Er enthält neben einem Bericht über die Veranstaltung alle dort gehaltenen Vorträge im Wortlaut. 


556 


Heft 15 vom 5. August 1961 


Elektrizitätswirtschz 


Wind und Wasser als Energiequellen — ein Vergleich 


Von Reinhold Clausnizer, Biberach/Riß*) 


DK 621.311.21/ 


Ein kostenmäßiger Vergleich zwischen Wasser- und Windkraft wird angestellt in der Absicht, die Gre 
zen zu zeigen, innerhalb derer die Windkraft mit der Wasserkraft in einen aussichtsreichen Wettbewe 


treten kann. 


Wind und Wasser sind die Energiequellen der Erde, die 
man .alserste auszunutzen lernte, und sie blieben lange Zeit die 
einzigen. In der heutigen Zeit sind die Anteile von Wind- und 
Wasserkraft an dem Energieaufkommen der Welt immer 
mehr zurückgegangen, weil der stark wachsende Bedarf 
aus anderen Energieträgern gedeckt werden muß. So betrug 
der Anteil der Stromerzeugung aus Wasserkraft an der öf- 
fentlichen Stromversorgung des Bundesgebiets im Jahr 
1959 nur noch 15 %. Dies rührt davon her, daß dem Ausbau 
von Wasserkraftwerken natürliche Grenzen gesetzt sind, 
auch wenn neue Möglichkeiten durch die Errichtung von 
Pumpspeicherwerken gefunden werden. Die Windkraft- 
anlagen, in der Hauptsache Windmühlen, zeigen zahlen- 
mäßig seit Jahren sogar einen starken Rückgang. In Mittel- 
deutschland verschwinden sie mehr und mehr, aber auch an 
der verhältnismäßig windgünstigen Nordseeküste und in 
Holland nimmt die Anzahl der Windmühlen ab. Dies ist 
durch die Einführung des elektrischen Stromes verursacht, 
der wegen seiner dauernden Verfügbarkeit jede Anpassung 
an die Betriebsverhältnisse erlaubt, im Gegensatz zum Wind, 
der unberechenbar ist und auch bei ausreichender Wind- 
stärke besonders große kurzfristige Schwankungen auf- 
weist. Trotzdem wird auch heute immer wieder die Frage 
gestellt, ob nicht die Windkraft in modern ausgeführten 
Anlagen mit anderen Energiequellen in wirtschaftlichen 
Wettbewerb treten könnte. 


Für die Wasserkraft sollen bei diesen Betrachtungen le- 
diglich Laufkraftwerke ohne Speichermöglichkeit heran- 
gezogen werden, da nur diese mit Windkraftanlagen, die 
den Wind so nutzen müssen, wie die Natur ihn darbietet, zu 
vergleichen sind. Die Ausnutzungsdauer eines Laufwasser- 
kraftwerks, für die langjährige zuverlässige Unterlagen vor- 
handen sind, liegt erfahrungsgemäß zwischen 4500 und 
7000 h jährlich. In diesem Bereich arbeiten fast alle Lauf- 
wasserkraftwerke. 


Für die Windkraft wird bei diesem Vergleich von einer 
100-kW-Versuchsanlage ausgegangen (Bild 1), die durch 
die Studiengesellschaft Windkraft nach einer Konstruktion 
von Dr.rer. techn. U. Hütter, jetzt Professor an der TH 
Stuttgart, in den letzten Jahren erstellt worden ist und 
gegenwärtig auf einem Versuchsfeld bei Stötten in der Nähe 
von Geislingen/Steige erprobt wird. Mit dieser Versuchs- 
anlage sollen Erfahrungen im Parallelbetrieb mit dem öf- 
fentlichen Netz gesammelt werden. Sie steht auf einem 
22 m hohen abgespannten Rohrturm und hat ein zwei- 
flügeliges Rad mit 34 m Dmr., das normal mit 42 U/min 
läuft. Die Flügel kann man durch eine hydraulische Steue- 
rung um ihre Längsachse drehen, einmal, um Überlastungen 
der Maschine bei starkem Wind zu vermeiden, zum andern, 
um die Flügel für das Anlaufen in eine Stellung mit hohem 
Anlaufmoment bringen zu können. Die Flügel sind aus glas- 
faserverstärktem Kunststoff gezogen; lediglich die Befesti- 
gungsflanschen, in denen die Flügel mit ihren Glassträngen 
eingehängt sind, bestehen aus Stahl. Die Welle gibt ihr 
Drehmoment über ein zweistufiges Stirnradgetriebe und 
einen Keilriementrieb auf einen Drehstrom-Synchron- 
generator mit 1500 U/min ab. 


*) Vorgetragen auf der Mitgliederversammlung der Studien- 
gesellschaft Windkraft am 6. März 1961 in Frankfurt am Main. — 
Dipl.-Ing. R. Clausnizer war bis vor kurzem Mitarbeiter der 
Energie-Versorgung Schwaben AG, Biberach/Riß. 


Die Anlage ist für eine Ausbauwindgeschwindigkeit v« 
8,2 m/s ausgelegt und leistet hierbei an den Generato 
klemmen 100 kW. Die Energie wird über einen Transform 
tor 380/15000 V in das benachbarte Netz eines öffentlich« 
Energieversorgungsunternehmens eingespeist. Eine Schal 
automatik sorgt dafür, daß die Anlage bei ausreichende 
Wind angefahren, parallel geschaltet und belastet wir 
während bei abnehmendem Wind, sobald keine Leistuı 
mehr vom Generator ins Netz fließt, die Anlage stillgeset 
wird. 


Vorversuche an einer modellähnlichen Anlage mit eine 
Raddurchmesser von 10 m haben ergeben, daß im Bereic 
zwischen 3,2 m/s (Anlaufwindgeschwindigkeit) und 8,2 m 
(Ausbauwindgeschwindigkeit) die am Generator abgeg 
bene Leistung P« für die 100-kW-Anlage ziemlich gene 
der Geradengleichung folgt: 


Pa =20:v — 65. 


Wenn man v (die augenblickliche Windgeschwindigkei 
in m/s in diese Gleichung einsetzt, erhält man P, in Kil 
watt. Die bisherigen Messungen an der 100-kW-Anlay, 
haben eine recht brauchbare Übereinstimmung mit dies 
Gleichung ergeben. 


Ausgehend von dieser Anlagengröße mit einer Begre! 
zung der Leistung auf 100 kW wurden nun für verschieder 
Orte in Westdeutschland mit charakteristischen Win 


Bild 1. Versuchsanlage bei Stötten. Der Durchmesser des Win 
rades beträgt 34 m. 
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Bild 2. Windgangdauerlinien verschiedener Wetterstationen 
' Kurve ? stellt die Ausbau-Windgeschwindigkeit, Kurve 8 die An- 
lauf-Windgeschwindigkeit dar. 


‘ verhältnissen Leistungspläne aufgestellt. Hierfür wurden 
‘ die von Regierungsrat Caspar vom Deutschen Wetterdienst, 

Offenbach am Main, geschaffenen ‚Unterlagen über die Ver- 
' teilung der Windgeschwindigkeit in Deutschland für Fragen 
' der Windkraftnutzung‘‘ verwendet [1]. Für sechs der be- 
' schriebenen insgesamt 50 Wetterstationen wurden Wind- 
' gangdauerlinien aufgezeichnet (Bild 2). Mit der oben er- 
‚ wähnten Beziehung wurde die Leistung am Generator er- 


| 0 20 A 60 80 ° 100 
CE om Überschreitungsdauer im Regeljahr —e 
mögliche 
Kurve) Wetterstation Jahren 
erzeugung ; 
MWh Die Leistung wur- 
de aus den Wind- 
1 | Baden-Baden 25,4 gangdauerlinien 
2 | Fürth 142,4 der Wetterstatio- 
3 | Stötten 255,0 nen nach Bild 2 
4 Wyk auf Föhr 450,0 errechnet. 
5 | Feldberg 
(Schwarzwald) 555,0 
6 | Brocken 688,0 


Bild 3. Leistungspläne für eine Windkraftanlage 


{ Durchmesser des Windrades = 34 m 
größte Generatorleistung Pg max = 100 kW 


Tafel 1. Zusammenhang zwischen Ausnutzungsdauer und Wind- 
geschwindigkeit in sechs Orten (Wetterstationen) 


Höhe h der Jahresmittel Ausnutzungs- 


der Wind- 
Wetterstation er d geschwindig- a 
keit vm 
m m/s h 

Baden-Baden 19 1,86 254 
Fürth 16 3,04 1424 
Stötten 10 4,47 2550 
Wyk auf Föhr 13 6,21 4500 
Feldberg 

(Schwarzwald) 17 8,11 5550 
Brocken 28 10,12 6880 


Tyn wurde für die genannten sechs Orte errechnet mit einer 
Ausbaugeschwindigkeit va = 8,2 m/s (entsprechend der 100- 
kW-Versuchsanlage bei Stötten mit einem Raddurchmesser 
von 34 m). 


rechnet, in Bild 3 über der Zeit aufgetragen und hieraus 
durch Planimetrieren das Jahresarbeitsvermögen ermittelt. 
Unter Zugrundelegung der Ausbauleistung von 100 kW 
wurde die jährliche Ausnutzungsdauer bestimmt. 


Die einzelnen Orte mit Angabe der Höhe der Beobach- 
tungsstelle über Grund, des Jahresmittels der Windge- 
schwindigkeit und der Ausnutzungsdauer sind in Tafel 1 
zusammengestellt. Auf Bild 4 sind die Werte für die Aus- 


Bild4.Ausnutzungsdauer 
T„, aufgetragen über 
dem Jahresmittel der 
Windgeschwindigkeiton 


W Windkraftwerke 
(deutsche Verhältnisse) 


L Laufwasserkraft- 


werke (zum Vergleich) rn 2 L $ d 10ms1 
___  Jahresmittel der Windgeschwindigkeit Um 
308.6 _— 


nutzungsdauer über dem Jahresmittel der Windgeschwin- 
digkeit v,, aufgetragen, zusammen mit einer ausgleichenden 
Kurve für die sechs Wetterstationen. Für eine mittlere 
Windgeschwindigkeit von 3 bis 7 m/s, wie sie für west- 
deutsche Verhältnisse praktisch in Betracht kommt, ergibt 
sich nach der Ausgleichskurve eine jährliche Ausnutzungs- 
dauer von 1500 bis 5000 h. Zum Vergleich ist der Bereich 
für die Laufwasserkraftwerke mit 4500 bis 7000 h ebenfalls 
angegeben. Die spezifischen Anlagekosten kleinerer und 
mittlerer Laufwasserkraftwerke liegen heute bei 1500 bis 
2000 DM/kW; ganz kleine Werke erreichen noch höhere 
Werte. 


Über Windkraftanlagen liegen aus Mangel an Ausfüh- 
rungsergebnissen zuverlässige Werte noch nicht vor. Die 
Herstellungskosten der 100-kW-Versuchsanlage können, da 
sie als ausgesprochene Einzelanfertigung für Versuchs- 
zwecke geschaffen wurde, nicht als Grundlage verwendet 
werden. Auf der Tagıı x der Studiengesellschaft Windkraft 
im Mai 1959 haben zwei Vortragende Werte genannt, aller- 
dings auch nur Schätzungen, keine Nachkalkulationen von 
ausgeführten Anlagen. Juul (Dänemark) hält bei Serien- 
fertigung von Windkraftanlagen mit 200 kW Einzelleistung 
Kosten von 750 DM/kW für erreichbar, Golding (England) 
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rechnet für 100-kW-Anlagen in Serienfertigung mit 600 DM 
je kW. Man wird annehmen dürfen, daß diese Zahlenwerte 
die unterste Grenze des Erreichbaren darstellen; es ist zu 
befürchten, daß sie überschritten werden. 

Um zu einem Kostenvergleich zu kommen, hat man die 
weitere Berechnung mit den willkürlich angenommenen 
spezifischen Anlagekosten 500 — 1000 — 1500 — 2000 DM 
je kW durchgeführt. Aus diesen wurden unter Berücksichti- 
gung der Lebensdauer der beiden Kraftwerksarten die 
spezifischen Kapitalkosten errechnet. Bei Laufwasserkraft- 
werken wird für den maschinellen Teil auf Grund langjähri- 
ger Erfahrungswerte allgemein mit einer Lebensdauer von 
mindestens 30 Jahren gerechnet, für den baulichen Teil er- 
heblich mehr. Da aber die Erneuerung der Maschinen eines 
Wasserkraftwerks meist erhebliche bauliche Änderungen 
erfordert, soll hier für die gesamte Kraftwerksanlage mit 
dieser Zahl gerechnet werden. Für Windkraftanlagen ist die 
Lebensdauer bestimmt wesentlich kleiner. In die Berech- 
nung werden 15 Jahre eingesetzt, die schon als hoch ange- 
sprochen werden müssen. Mit diesen Werten und einer Ka- 
pitalverzinsung von 7% errechnet sich der für Verzinsung 
und Tilgung notwendige jährliche Tilgungssatz, der, geteilt 
durch die Ausnutzungsdauer, die spezifischen Kapitalkosten 
ergibt, mit denen die von den Werken erzeugbare Kilowatt- 
stunde belastet wird. 


Die nach diesem Rechnungsgang ermittelten Werte sind 
im oberen Teil von Bild 5 dargestellt, und zwar für Wind- 
kraftwerke mit einem Bereich der Jahresausnutzungs- 
dauer von 1500 bis 5000 h und für Laufwasserkraftwerke 


Dpf/kWh 

m = 
> 

ML 
SE | 
8 : 
u =) 
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1, ? L 6 x10°h 8 


Ausnutzungsdauer 7, —e 


=] Johresmittel der Windgeschwindigkeit 
Fan 


Bild 5. Spezifische Kapitalkosten je Kilowattstunde erzeugbarer 
elektrischer Arbeit von Laufwasser- und Windkraftwerken, ab- 
hängig von der Ausnutzungsdauer im Regeljahr 7’, (oben) sowie 
Zusammenhang zwischen Jahresmittel der Windgeschwindigkeit 
%m und Ausnutzungsdauer bei Windkraftwerken (unten) 
W Windkraftwerke 


L Laufwasserkraftwerke 


mit einem Bereich der Jahresausnutzungsdauer von 4500 
bis 7000 h. Für die Windkraftwerke ist außerdem im unte- 
ren Teil des Diagramms der Zusammenhang zwischen dem 
Jahresmittel der Windgeschwindigkeit und der Ausnut- 
zungsdauer dargestellt. Es ist die gleiche Kurve wie in 
Bild 4, aber um 90° nach rechts gedreht. Hiermit lassen 
sich aus dem Jahresmittel der Windgeschwindigkeit über 
die Ausnutzungsdauer jenach Höhe der spezifischen Anlage- 
kosten die spezifischen Kapitalkosten bestimmen, oder um- 
gekehrt läßt sich aus dem Diagramm bestimmen, welche 


mittlere Windgeschwindigkeit mindestens erforderlich ist 
damit aus der Erzeugung der Anteil der Stromgestehungs 
kosten an dem Kapitalaufwand für die Erstellung eine 
Windkraftanlage gedeckt werden kann. 


Die Darstellung läßt erkennen, daß in Gegenden mi, 
schlechten Windverhältnissen, vor allem in Süddeutsch 
land, diese Kosten mit abnehmender Ausnutzungsdaue 
sehr stark ansteigen. So ergibt z.B. ein Jahresmittel de 
Windgeschwindigkeit von 4 m/s — ein Wert, der in Süd 
deutschland nur in Berglagen erreicht wird — eine Aus 
nutzungsdauer von rd. 2300 h jährlich. Die spezifischer 
Kapitalkosten hierfür betragen mehr als das Doppelte wic 
für ein Laufwasserkraftwerk bei einer Ausnutzungsdaue! 
von 5000 h und gleichen spezifischen Anlagekosten. 


Ein Windkraftwerk wird mit einem Laufwasserkraft 
werk im allgemeinen erst bei einer jährlichen Ausnutzungs 
dauer von 4500 bis 5000 h wettbewerbsfähig werden. Die: 
bedeutet aber ein Jahresmittel der Windgeschwindigkei 
zwischen 6 und 7 m/s. Solche Werte kommen nach der 
Untersuchungen von Caspar — abgesehen von einigen aus 
gezeichneten Bergkuppen wie Feldberg (Schwarzwald 
und Kahler Asten — nur in einem schmalen Streifen ent 
lang der Nordseeküste und auf den vorgelagerten Insel 
vor. Für Verhältnisse mit einem Jahresmittel der Wind 
geschwindigkeiten unter 4m/s wären Windkraftwerk« 
kostenmäßig nur dann tragbar, wenn die spezifischen Aus 
baukosten 500 DM/kW nicht übersteigen. Dies erschein 
aber nach den bisher bekannten Kosten von Kleinanlagen 
die allein bisher in größeren Stückzahlen hergestellt worder 
sind, nicht erreichbar. 

In den bisherigen Überlegungen sind Kosten für Bedie 
nung und Unterhaltung nicht berücksichtigt. Auch hie 
wird ein Vergleich zum Nachteil der Windkraftanlagen aus 
fallen ; denn deren Einzelleistungen werden durchschnittlicl 
wesentlich unter denjenigen eines Laufwasserkraftwerke 
liegen. Durch die Unterteilung in eine Vielzahl kleinere 
Windkraftanlagen werden sich ihre Bedienungskosten je 
doch erhöhen; auch die Kosten für die Unterhaltung wer 
den bei den Windkraftanlagen auf jeden Fall nicht niedrige 
sein als bei Laufwasserkraftwerken. 


Weiter ist zu erwähnen, daß Laufwasserkraftwerke selbs 
bei gleichen spezifischen Kapitalkosten den Windkraft 
werken immer wegen der Unzuverlässigkeit des Windes un« 
seiner kurzfristigen Schwankungen überlegen sein werden 
Bei einem Laufwasserkraftwerk läßt sich die gesicherte Lei 
stung doch wenigstens auf 1 bis 2 Tage vorhersagen; di 
Wertigkeit des aus Laufwasser gewonnenen Stromes ist da 
her höher. 

Beachtenswert ist der Einfluß der Höhenlage des Wind 
rades über Grund auf das Arbeitsvermögen. Von der Ver 
suchsstation Quickborn, nördlich von Hamburg, liegen 
gleichzeitige Messungen in verschiedener Höhe über den 
Erdboden vor. Die auf der gleichen Grundlage wie für di 
anderen sechs Wetterstationen ermittelten Ergebnisse sin« 
in Tafel 2 zusammengestellt. Die Zunahme der jährliche: 
Ausbeute mit der Höhe ist also sehr deutlich spürbar. Di 
drei Punkte sind in Bild 4 mit Kreuzen eingetragen. Wäh 
rend die beiden ersten Werte für 10 und 30 m noch gut mi 
der Ausgleichskurve übereinstimmen, fällt der dritte Wer 
für 70 m Höhe nach oben heraus. Wie Bild 2 und 3 mit deı 
Windgang- und Leistungsdauerlinien für die sechs Wetter 
stationen zeigt, entspricht die Windgangdauerlinie fü 
Quickborn in 70 m Höhe (mit Qu,, bezeichnet) im Bereic] 
großer Windgeschwindigkeiten ungefähr der Kurve 4 (Wy 
auf Föhr), weist aber im Bereich kleinerer Windgeschwindig 


Tafel 2. Zusammenhang von Höhenlage und Arbeitsvermöge 


des Windes 
Höhe über Grund Far“ 30 70 
Jahresmittel der 
Windgeschwindigkeit m/s 4,14 5,15 6,72 
Jahresarbeitsvermögen MWh 246,6 359,2 545,3 


mo 
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_ keiten eine wesentlich größere Fülle auf. Daher liegt in die- 

sem Bereich auch die Leistung erheblich über der Kurve für 
die Wetterstation 2 und verspricht ein höheres Arbeits- 
vermögen. 

Diese Erkenntnis müßte also dazu führen, Windkraft- 
anlagen auf möglichst hohen Türmen aufzustellen. Dem 
sind aber konstruktiv und kostenmäßig enge Grenzen ge- 
zogen. Mit wachsender Turmhöhe und größerem Flügelrad- 

“ durchmesser steigen die Anlagekosten erheblich. Auch die 
Kosten für Montage und Wartung und für die elektrischen 
 Hilfsanlagen werden höher, wenn auch in geringerem Maß. 
Mit größerer installierter Leistung auf höheren Türmen 
_ nimmt auch die Jahreserzeugung zu. Daher wird es für je- 
des Jahresmittel der Windgeschwindigkeit eine optimale 
Anlagengröße und Turmhöhe geben, und man müßte an- 
‘ streben, in windgünstigen Gegenden eine große Anzahl sol- 
' cher optimal ausgelegter Anlagen aufzustellen. Durch die 
‘ Verteilung auf einen größeren Raum wird sich auch ein Aus- 
' gleich ergeben, derart, daß für alle Anlagen zusammen doch 
' mit einer gewissen „Bandbreite‘‘ der Mindestleistung ge- 
’ rechnet werden kann, während dies von einer einzigen grö- 
 Beren Anlage auch auf einem hohen Turm kaum zu erwarten 
' wäre. 
Es ist damit zu rechnen, daß die Erprobung der 100-kW- 
“ Versuchsanlage trotz ihrer geringen Größe noch genaueren 
* Aufschluß über die mögliche Erzeugung in Abhängigkeit 
' von der mittleren Windgeschwindigkeit bei Anwendung des 


Kurzzeitmeßverfahrens von @. Olausnizer [2] bringt. Dieses 
ermöglicht es, in verhältnismäßig kurzer Zeit zuverlässige 
Dauerlinien für Windgeschwindigkeit und Leistung aufzu- 
stellen und so auszuwerten, daß daraus der Zusammenhang 
zwischen Windgeschwindigkeit und Leistung in Jahres- 
mittelwerten, unter Berücksichtigung des Einflusses der 
Überlastregelung, berechnet werden kann. Gerade die ge- 
naue Kenntnis dieser Beziehung ist von Bedeutung für die 
oben angeführte Optimierungsbetrachtung. Dies ist aller- 
dings nur die eine Seite der hier behandelten Frage. Eine 
verbindliche Antwort darauf, wie hoch die Ausbaukosten 
von Windkraftanlagen wirklich sind, wird zum mindesten 
in Deutschland wohl noch längere Zeit auf sich warten 
lassen. 


Immerhin ist zu hoffen, daß der Vergleich ein Urteil dar- 
über möglich macht, in welchem Bereich — hinsichtlich des 
Standortes der Anlage und ihrer Größe — bei uns mit einer 
Wirtschaftlichkeit von Windkraftanlagen überhaupt ge- 
rechnet werden kann. 


Schrifttum 


[1] Mitteilungen der Studiengesellschaft Windkraft Nr. 3 vom 
1. April 1954 


[2] Clausnizer, G.: Kurzzeitmessungen zur Bestimmung des Zu- 
sammenhanges zwischen Windgeschwindigkeit und Leistung 
einer Windkraftanlage. Diss. TH Karlsruhe 1959. 


"Jahrestagung 1961 des Verbandes Bayerischer Elektrizitätswerke 


‘ In den letzten beiden Jahren ist der Brutto-Stromver- 
} brauch im Bundesgebiet wie in Bayern um 23%, die Jahres- 
ı höchstbelastung im Bundesgebiet ebenfalls um 23%, in 
* Bayern jedoch sogar um 26,5%, gestiegen. Dies führte zu 
‘ einer Vollausnutzung der vorhandenen Kapazitäten in der 
' Stromerzeugung und -verteilung, minderte aber die Reser- 
“ ven im eigenen Lande für Störungsfälle u. dgl. beträcht- 
‘ lich. Der weitere Ausbau muß daher beschleunigt vorange- 
‚ trieben werden. Zur Zeit sind in Bayern 300 MW Wärme- 
» kraft- und 150 MW Wasserkraftleistung im Bau, d. s. 17% 
. der zur Zeit bestehenden Kraftwerksleistung. 


Diese Mitteilung machte der Vorsitzende des Verbandes 
Bayerischer Elektrizitätswerke, Direktor Dipl.-Ing. H. 
‚ Leininger, München, auf der diesjährigen Tagung des Ver- 
- bandes vom 1. bis 3. Juni in Aschaffenburg. Er wies dann 
besonders — was die Kleinverbraucher betrifft — auf die 
ein Mehrfaches der Erzeugungskosten ausmachenden Ver- 
teilungskosten hin, bei denen sich nichts rationalisieren 
läßt und dauernd preiserhöhende Faktoren auftreten, wie 
z.B. das Verlangen nach Verkabelung, die gegenüber den 
Freileitungen etwa die dreifachen Kosten verursacht, und 
_ die Forderung der Landwirtschaft nach höheren Entschä- 
‚ digungen für die Benutzung landwirtschaftlicher Grund- 
; Stücke für Leitungen. Für Bayern fällt diese Belastung be- 
sonders ins Gewicht, da die Länge der Hoch- und Nieder- 
spannungsleitungen, bezogen auf die Einwohnerzahl, um 
26%, und bezogen auf die nutzbare Stromabgabe sogar um 
- 52%, größer ist als im Bundesdurchschnitt. 


In der Mitgliederversammlung berichteten die Ausschuß- 
‚ obmänner und der Geschäftsführer über die geleisteten Ar- 
_ beiten und die wichtigeren Tätigkeitsgebiete. Besonders 
erwähnt wurde das Verlangen der Obersten Baubehörde 


Kö 


nach größeren, vielfach teureren Sicherheitsabständen der 
Starkstromleitungen von Gebäuden, als es die VDE-Vor- 
schriften fordern, das Bestreben nach Ausdehnung der Prü- 
fungen elektrischer Installationsanlagen auf sämtliche be- 
bauten Grundstücke, was jedoch wirtschaftlich und sicher- 
heitsmäßig nicht für begründet zu erachten ist. Lebhaft 
erörtert wurden die Art der Strompreissenkungsmaßnah- 
men und die dabei veröffentlichten Pressemitteilungen und 
die dauernd steigenden Lohn- und Gehaltsansprüche bei 
gleichzeitiger Forderung nach Arbeitszeitverkürzung. In 
der Aprilabrechnung wurden etwa 70% des in Bayern ab- 
gegebenen Stromes verbilligt; die restlichen Preissenkungen 
werden in Kürze folgen, soweit es die wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse der Werke zulassen. Weiter wurde berichtet über 
die Beratungen zu einem Bayerischen Wassergesetz und zu 
einer neuen Bauordnung, die immer noch nicht in Angriff 
genommene Neuregelung der Energieaufsicht in Bayern, 
Vorschläge zur Änderung von VDE-Vorschriften usw. 


Im übrigen stand die Tagung unter dem Motto der Nut- 
zung der Kernenergie. Direktor Dr.-Ing. A. Weckesser, 
Kahl am Main, sprach über die technische Seite, und Dipl.- 
Ing. @. Leichtle, München, stellte Betrachtungen über die 
Wirtschaftlichkeit an, die nach gegenwärtigen Berechnun- 
gen nur für Kernkraftwerke großer Leistung und bei ent- 
sprechend großer, etwa 7000-stündiger Ausnutzung gege- 
ben sein dürfte !). 


Nach der Tagung wurden das Versuchs-Atomkraftwerk 
Kahl und das Dampfkraftwerk Aschaffenburg der Bayern- 
werk AG besichtigt. Ha 


t) Die beiden Vorträge sind in „Atom und Strom“ Folge 7 
vom Juli 1961 veröffentlicht. 
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Die Versorgung ländlicher und kleinstädtischer Ortsnetze 


Von Ferdinand Wolf, Bad Teinach Bhf.*) 


DK 621.315,1 


Der Gleichzeitigkeitsfaktor wird weitgehend von der Netzform bestimmt. Da ländliche und kleinstäc 
tische Netze vorwiegend als Freileitungsnetze ausgeführt werden, ist die Ausbildung der Knotenkritisct 
Verschiedene Möglichkeiten der Ausbildung sind dargestellt und werden verglichen. Da die Koste 
dieser Knotenpunkte einen großen Einfluß auf die Wirtschaftlichkeit der Maschennetze haben, wird ih 
Einfluß bei verschiedener Maschenweite untersucht. Hierzu werden tatsächlich vorhandene Ortsnetz 
bei verschiedenen Belastungsdichten verwendet. Ausgehend von den günstigsten Vermaschungsverhäl 
nissen, wird dann eine Relation zwischen der Netzauslegung und der Dichte der Umspannstellen, al 
hängig von der Belastungsdichte, gesucht. Gestreift wird abschließend noch das Zusammenwirke 


zwischen Orts- und Mittelspannungsnetz. 


Dem Ortsnetz als letzter Versorgungseinheit wird vielfach 
nur untergeordnete Bedeutung beigemessen. Betrachtet 
man jedoch die Dinge von der Kapitalseite her, dann stellt 
man fest, daß die Ortsnetze den beachtlichen Anteil von 
etwa einem Drittel der gesamten Aufwendungen eines Über- 
landwerkes darstellen. 


Das Ortsnetz verkörpert die erste „Sammlungseinheit“ 
des anfallenden Bedarfs; demzufolge kommen die Eigen- 
arten des Bedarfs noch deutlich zum Ausdruck und wirken 
sich im Gefüge des Ortsnetzes aus. Dies bedeutet zugleich, 
daß die netzbeeinflussenden Größen, nämlich Gleichzeitig- 
keit, Benutzungsdauer, Netzverluste, Reservehaltung, hier 
zur größten wirtschaftlichen Wirksamkeit kommen. In den 
Ortsnetzen kann daher auf lange Sicht auf Kapitalvorhal- 
tung und Kapitalnutzung Einfluß genommen werden. Mitt- 
lere und größere Städte haben durch die Zusammen- 
ballung der Bedarfsträger und durch eine schon früh ein- 
setzende, weitergreifende Anwendung der Elektrizität 
hohe Belastungsdichten und dadurch eindeutigere Wirt- 
schaftlichkeitsverhältnisse. 


In ländlichen und kleinstädtischen Gebieten liegen 
die Bedarfsträger mehr oder weniger räumlich aufgelockert. 
Hier wurde die elektrische Energie bis vor wenigen Jahren 
noch wenig in Anspruch genommen; demgemäß war auch 
die Belastungsdichte äußerst gering, und man brauchte den 
Ortsnetzversorgungs-Einrichtungen offenbar nicht allzu 
große Bedeutung beizumessen. In der letzten Zeit hat in- 
dessen die auf die Landgebiete übergreifende Industrialisie- 
rung deren Versorgungsverhältnisse wesentlich geändert. 
Außerdem müssen Landwirtschaft und Handwerk mehr 
und mehr zu Maschinen und Geräten greifen, weil die bisher 
einsetzbaren Arbeitskräfte fehlen. Schließlich kommt noch 
hinzu, daß in den Haushalten die Anwendung elektrischer 
Geräte ständig zunimmt. Dieser Lastzugang erfordert ge- 
genüber dem städtischen Zuwachs verhältnismäßig höhere 
Aufwendungen, und zwar um so mehr, je kleiner das Netz 
und je größer die Auflockerung ist. Dies bedeutet also, daß 
man der ländlichen Versorgung jetzt mehr Aufmerksamkeit 
widmen muß als bisher, um eine wirtschaftlich vertretbare 
Versorgung aufrechtzuerhalten. 


1. Der Gleichzeitigkeitsfaktor 


Grob gesehen fällt der Bedarf der elektrischen Energie 
willkürlich an. Er hängt im wesentlichen ab von der Zahl 
der Geräte oder Maschinen und den Gewohnheiten für ihre 
Benutzung. Beides sind keinesfalls konstante Größen, son- 
dern wiederum abhängig vom Entwicklungsstand und den 
Lebensgewohnheiten der jeweiligen Verbraucherschaft. Fest 
steht, daß innach Klima und Sitten gleichartigen Siedlungs- 
räumen bestimmte Lebensgewohnheiten zu gewissen kenn- 
zeichnenden Merkmalen des Verbrauches geführt haben. 


*) Der Verfasser ist Ingenieur bei der Energie-Versorgung 
Schwaben AG. 


Im engeren Rahmen der ländlichen und kleinstädtische 
Versorgung kann man in groben Zügen von fünf Verbraı 
chergruppen sprechen, nämlich dem Haushalt, dem Ge 
werbe, der Landwirtschaft, der Kleinindustrie und de 
Kirchenheizung. 


Haushalt 


Beim heutigen Stand der Elektrifizierung ergeben sic 
für Herde und Kleingeräte mit jahreszeitlicher Schwaı 
kung während der Essenszubereitung verstärkte Inansprucl 
nahmen. Abhängig von der Jahreszeit tritt noch die B« 
leuchtung hinzu. Durch Waschmaschinen und Warn 
wasserbereiter ist eine gewisse Zwischenauslastung gegebei 
Hervortretende Zeiträume für die Inanspruchnahme sin 
6 bis 8 Uhr, 10 bis 13 Uhr und 17 bis 23 Uhr. 


Gewerbe 


Mit Ausnahme der Lichtbelastung ergibt sich mit & 
nähernd jahreszeitlicher Unabhängigkeit eine verhältni 
mäßig unstete Inanspruchnahme etwa zwischen 7 und | 
Uhr sowie 13 und 18 Uhr. Dies ist im wesentlichen dur« 
noch vorherrschende Einzelfertigung, d.h. Durchsetzuı 
mit Handarbeit, verursacht. 


Bei Ladengeschäften geht die Beleuchtung, da sie zu g 
wissen Hauptzeiten in Anspruch genommen wird, in d 
Spitze ein. Insgesamt kann von dieser Gruppe gesagt we 
den, daß sie für die Summe des Bedarfs wenig ausschla 
gebend ist. 


Landwirtschaft 


Ohne Berücksichtigung des Haushaltes tritt hier infol 
der zunehmenden Mechanisierung eine jahreszeitliche Z 
sammenballung des Bedarfs zur Erntezeit ein. In den ei 
zelnen Anlagen macht sich mehr und mehr die Entwicklw 
zu leistungsstarken Geräten bemerkbar, z.B. Gebläsehäck 
lern und Heutrocknern. 


Kleinindustrie 


Ohne jahreszeitliche Abhängigkeit ergibt sich für die 
Gruppe eine fast gleichmäßige Belastung von 7 bis 12 U 
und von 13 bis 18 Uhr. 


Kirchenheizungen 


Sie beschränken sich mit wenigen Ausnahmen auf d 
Winterhalbjahr. Man muß jedoch mit zeitlich vollstän 


ger Überlagerung beim Vorhandensein. mehrerer Kirch 
rechnen. 


Innerhalb jeder dieser fünf Gruppen ist der Gleichzeit 
keitsfaktor, weil von den Einzelanschlußwerten abhäng 
unterschiedlich. Es ergibt sich also für die Abhängigkeit « 
Gleichzeitigkeitsfaktors eine Häufigkeitskurve, die von 
ausgeht und einem Sättigungswert zustrebt (Bild 1). 
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Gleichzeitigkeitstaktor —» 
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Bild 1. Gleichzeitigkeitsfaktor, bezogen auf den Anschlußwert 
1 Haushalt — Landwirtschaft 
2 Gewerbe 
3 Kleinindustrie 
4 Kirchenheizung 


Nun sind natürlich Versorgungsbedürfnisse in der reinen 
Form einer dieser Gruppen kaum gegeben; vielmehr liegt in 
der Regel eine Mischung der Gruppen und damit auch der 
Anteiligkeit an der Spitze vor. Bei einer Mischung verschie- 
dener Gruppen muß sich der Gleichzeitigkeitsfaktor, bezo- 
gen auf die Mischung, weiter verringern. Dieser niedrigere 
Gleichzeitigkeitsfaktor muß naturgemäß abhängig vom 
Verhältnis des Gruppenwertes zum Gesamtanschlußwert 
sein. Aus Erfahrungszahlen haben sich für die Anteiligkeit 
der einzelnen Gruppen die in Bild 2 dargestellten Kurven 
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Gleichzeitigkeitstaktor —> 
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307.2 Gesamtonschlußwert 


' Bild 2. Gleichzeitigkeitsfaktor, bezogen auf das Verhältnis 
| Teilanschlußwert zu Gesamtanschlußwert 

2 Haushalt 

2 Gewerbe 

3 Kleinindustrie 

4 Kirchenheizung 


; 


ergeben. Ausgangspunkt ist dabei der mischungsfreie Fall 
mit dem Wert 1; theoretisch müssen die Kurven im Ur- 
sprung zusammenlaufen. Anteile von weniger als 5% sind 
für die Betrachtung unerheblich. An einem Beispiel sei die 
Anwendung der Kurven nach Bild 1 und 2 erläutert. 


‚Beispiel 
ı Ineinem Versorgungsabschnitt, der eine Einheit darstellt, 


sind 1200 kW Gesamtanschlußwert vorhanden, die sich wie 
folgt aufgliedern: 


i Haushalt und Landwirtschaft 750 kW, 

Gewerbe 200 kW, 
Kleinindustrie 150 kW, 
| Kirchenheizungen 100 kW. 


Als Einzelgleichzeitigkeit ergibt sich für 


Haushalt und Landwirtschaft 031495 
Gewerbe 0525, 
Kleinindustrie 0,41, 
Kirchenheizungen 0,96. 


Anteil des Gesamtanschlußwertes und Gruppengleichzeitig- 
keit (eingeklammerte Werte) 


Haushalt 0,625 (0,90), 
Gewerbe 0,167 (0,74), 
Kleinindustrie 0,125 (0,86), 
Kirchenheizungen 0,083 (0,42). 
Damit tatsächlicher Spitzenanteil oder Gleichzeitigkeit 
Haushalt G = 0,11 x 0,90 — 0,09, 
Gewerbe G = 0,25 x 0,74 = 0,18, 
Kleinindustrie GG = 0,41 x 0,86 —:0,34, 
Kirchenheizung @ = 0,96 x 0,42 —0,39; 
—=1,008 
2. Die Netzform 


Jeder Anschlußwert, der ein bestimmtes Leitungsteil für 
seine Bedarfsdeckung beanspruchen kann, wird in diesem 
Abschnitt zusammengefaßt und bildet seinen Gleichzeitig- 
keitsfaktor. Je nach der Netzform ist diese Beanspruchung 
und damit die Zusammenfassung unterschiedlich, d.h., der 
Gleichzeitigkeitsfaktor ist jeweils ein anderer. Umgekehrt 
läßt sich also sagen, daß die Netzform den Gleichzeitig- 
keitsfaktor mitbestimmt. 


Sieht man das Arbeitsvolumen in Kilowattstunden unab- 
hängig von der Netzform als Konstante an, so muß unab- 
hängig von der Netzform der Gleichzeitigkeitsfaktor auch 
die Benutzungsdauer beeinflussen; denn bei gleichbleiben- 
dem Arbeitsvolumen wird die Leistung geringer, d.h. die 
Benutzungsdauer größer. Die Netzform verbessert also mit 
dem Gleichzeitigkeitsfaktor zugleich die Benutzungsdauer. 


Nachfolgend sollen die verschiedenen Netzformen darauf- 
hin untersucht werden. 


2.1. Das offene Netz (Strahlennetz), 


Diese Netzform ist durch die zwangsläufige Entwicklung 
aus der Erstversorgung, d.h. der Einzelversorgung heraus 
entstanden. Die einfache betriebliche Übersichtlichkeit hat 
ihr bis heute praktisch das gesamte Gebiet der Freileitungs- 
ortsnetze erhalten. Die Zusammenfassung der Anschluß- 
werte ist unterschiedlich, da jedem Anschlußwert nur ein 
bestimmter Teil dieses Strahlennetzes zur Verfügung steht. 
Damit werden der Gleichzeitigkeitsfaktor verhältnismäßig 
hoch und die Benutzungsdauer klein. Mit abnehmender 
Entfernung zur Umspannstelle steigt die Zusammenfassung 
der Anschlußwerte, und der Gleichzeitigkeitsfaktor sinkt 
vom Höchstwert in den Randzonen auf einen Kleinstwert 
in der Umspannstelle; umgekehrt verhält sich die Benut- 
zungsdauer. Demgemäß nimmt der Leistungsfluß von der 
Umspannstelle, den Netzstrahlen folgend, nur langsam ab. 
Folglich ergibt sich je Kilowatt Anschlußwert ein verhält- 
nismäßig hoher Gewichtsanteil an Leiterwerkstoff. 


Bei einer ländlichen Belastungsdichte von 500 bis 600 
kW/km? hat sich ein Mittelwert von etwa 2 kg Kupfer je 
Kilowatt Anschlußwert ergeben!). Die Abgänge von einer 
Umspannstelle sind je nach ihrer Lage im Netz und baulich 
gesehen auf 4 bis 6 beschränkt. Der von der Umspannstelle 
ausgehend anwachsende Gleichzeitigkeitsfaktor ermöglicht 
deshalb nur einen geringen Versorgungsbereich für die ein- 
zelne Umspannstelle. Im Durchschnitt läßt sich sagen, daß 
mit 150 bis 200 kW eine Auslastung der Umspannstelle be- 
reits erreicht ist. Daraus ergeben sich Verteilungskosten in- 
nerhalb des Ortsnetzes von etwa 10 bis 5 Pf/kWh je nach 
Belastungsdichte und Besiedlungsform. 


1) Dieser und die in den nachfolgenden Abschnitten genannten 
Werte sind aus einer Vergleichsberechnung ermittelt. Dabei 
wurde für den gleichen Ortsnetzaufbau Strahlen-, Ring- und 
Maschennetz mit gleichen Anschlußwerten zugrunde gelegt. 


542 Heft 15 vom 5. August 1961 


Elektrizitätswirtsch: 


Die Bemessung eines solchen Strahlennetzes muß sich 
daher im wesentlichen nach den in den Ausläufern anfallen- 
den Belastungen richten. Sobald sich Änderungen der An- 
schlußwerte, vor allem durch Punktlasten, ergeben, muß das 
Netz umgestaltet, verstärkt oder erweitert werden. 


Ergibt sich die Einfügung neuer Umspannstellen, so sind 
damit auch zwangsläufig Netzänderungen durch Verstär- 
ken oder Umlegen der Leitungen notwendig. Unvorherge- 
sehene Punktlasten in Ausläufern führen zu Spannungsein- 
brüchen, die an die Grenze des Zumutbaren gehen. 


Die Nullungsbedingungen sind oft nur durch Einbau von 
Zwischensicherungen noch zu erfüllen. 


Fällt eine Umspannstelle aus, ist selbstverständlich das 
gesamte von ihr versorgte Netz spannungslos. Neben dem 
schon erwähnten Vorteil der guten betrieblichen Übersicht- 
lichkeit bringt das offene oder Strahlennetz offensichtlich 
folgende Nachteile: 


höheren Werkstoffaufwand, 

höhere Verlustkosten, 

größeren Aufwand für die Durchführung der Nullung, 

mehr Umspannstellen, 

unvorhergesehene Aufwendungen bei 
Punktlasten, 

geringe Spannungssteifigkeit. 


auftretenden 


2.2. Das einfach geschlossene Netz (Ringnetz) 


Der Zusammenschluß zweier Ausläufer bildet die ein- 
fachste Form der Ringleitung. Er führt durch die Zusam- 
menfassung der Anschlußwerte zu einem besseren Gleich- 
zeitigkeitsfaktor. Natürlich bleibt diese Zusammenfassung 
der Anschlußwerte auf den jeweiligen Ring beschränkt. Ge- 
genüber dem Strahlennetz fällt die Staffelung des Gleich- 
zeitigkeitsfaktors weg zugunsten einheitlicher Gleichzei- 
tigkeitsfaktoren für den jeweiligen Ring. Man kann sagen, 
daß im allgemeinen der Gleichzeitigkeitsfaktor gegenüber 
dem offenen Netz um etwa 30% sinkt. 


Was für den Gleichzeitigkeitsfaktor gilt, gilt umgekehrt 
für die Benutzungsdauer, die auch konstant bleibt. Eine 
Folge dieser besseren Ausnutzung der Leitungen ist ein ge- 
ringerer Werkstoffaufwand von etwa 1,5 kg Kupfer je Kilo- 
watt Anschlußwert. Der Versorgungsbereich einer Um- 
spannstelle vergrößert sich damit zwangsläufig. Wiederum 
eine Belastungsdichte von 500 bis 600 kW/km? angenom- 
men, können bis zu 200kW, und bei einer Belastungsdichte 
von 1000 kW/km? 260 kW für die einzelne Umspannstelle 
zugrunde gelegt werden. Die Jahreskosten für das Orts- 
netz liegen etwa 15% niedriger als beim Strahlennetz. Man 
kommt auf Werte von etwa 8 Pf/kWh bei 500 kW/km? 
und etwa 4 Pf/kWh bei 1000 kW/km?. 


Der Ring wird zweckmäßig mit einheitlichem Querschnitt 
ausgeführt, wobei die Länge des Ringes wegen der Erfül- 
lung der Nullungsbedingungen die anwendbaren Sicherungs- 
Nennstromstärken in den Umspannstellen begrenzen kann. 
Ein Heraufsetzen dieser Sicherungs-Nennstromstärken ist 
nur durch den Einbau einer Längssicherung in der Mitte des 
Ringes möglich’). Punktlasten verursachen geringere Span- 
nungseinbrüche als bei offenen Netzen; sie gehen wertmä- 
Big auf die Hälfte zurück. Das Einfügen neuer Umspann- 
stellen erfordert auch hier, ähnlich wie im offenen Netz, Um- 
bauten des Netzes. 


Das Ringnetz ist knotenfrei. Die Knotenpunkte bilden 
die Umspannstellen, sofern der Ring von Umspannstelle zu 
Umspannstelle gespannt wird. In diesem Fall ist ein Sta- 
tionsausgleich beim Ausfall einer Station vorhanden. Ein 
Ausgleich unter den einzelnen Ringen selbst ist nicht mög- 
lich. 


Gegenüber dem offenen Netz stellen sich Vorteile und 
Nachteile des Ringnetzes wie folgt dar: 


2) Nach Prof. P. Denzel, TH Aachen 


geringerer Werkstoffaufwand, 

geringere Verlustkosten, 

bessere Erfüllung der Nullungsbedingungen, 
größere Spannungssteifigkeit, 

weniger Umspannstellen; 

Nachteil: schlechtere betriebliche Übersicht. 

Es darf nicht unerwähnt bleiben, daß die Sicherung 
Ringmitte schon im Überlastungsfall anspricht und dam 
das Netz in ein Strahlennetz aufteilt, ohne daß der B 
triebsmann es unbedingt merkt. 


Vorteile: 


2.3. Das mehrfach geschlossene Netz (Maschen. 
netz) 

Der mehrfache systematische Zusammenschluß von Le 
tungen ergibt das Maschennetz. Es bringt naturgemäß ein« 
günstigen Ausgleich der Belastungen der Leitungen unte 
einander, damit den günstigsten Gleichzeitigkeitsfaktor un 
die günstigste Benutzungsdauer. 

Das Ideal wäre, ein Versorgungsgebiet über eine leitf: 
hige Fläche zu beliefern, aus der die einzelnen Anschlul 
werte an den Punkten ihres Anfalls beliefert werden könı 
ten. In diesem Fall wäre für jeden Abnehmer zu jedem Zei 
punkt die gesamte leitfähige Fläche als Energietranspor 
mittel verfügbar oder umgekehrt, an jedem Energietran, 
port nähme die gesamte Fläche teil. 

Aus einer solchen Überlegung ergeben sich eindeuti 
nachstehende Vorteile für die Ortsnetzversorgung: 


vollkommenster Ausgleich der Bedarfsspitzen, 
geringste Übertragungsverluste, 


Vermeidung starker Spannungseinbrüche (Punktlaste 
können ohne Beeinträchtigung der Abnehmer aufgefar 
gen werden), 


größtmöglicher Versorgungsbereich (er wird lediglich bi 
stimmt durch ein Optimum zwischen Leiter- und Verlus! 
kosten einserseits und Transformatorkosten anderseits 


die Übertragungskosten erreichen einen Tiefstwert, Ur 
abhängigkeit der Netzgestaltung vom örtlichen Bel: 
stungsanfall, 


Erleichterung der Planung, für die nur noch Besiedlun 
und Belastungsdichte entscheidend sind. 


Das Einfügen neuer Umspannstellen bringt nur verhäl 
nismäßig geringe Aufwendungen. Das Netz als solche 
kann praktisch als konstante Größe angesehen werder 


günstigste Erfüllung der Nullungsbedingungen, der Aus 
fall einer Umspannstelle wird unbedeutend (Übernahm 
des Ausfalls durch die übrigen). 


Dem Ideal der erwähnten Übertragungsfläche kommt ei 
Netzgerippe am nächsten, das aus konzentrischen Kreise 
besteht, die durch Strahlen, ausgehend von der Umspanr 
stelle, miteinander verknüpft sind. Die konzentrische 
Ringe bedeuten dabei Punkte gleicher Spannung, währen 
die Strahlenpunkte verschiedene Spannungen verbinder 
abfallend von der Umspannstelle her. In Wirklichkeit läf 
sich jedoch ein solches Netzgebilde nicht ausführen, sor 
dern die herkömmlichen Besiedlungsformen führen zu der 
Netz mit quadratischen oder rechteckigen Maschen, für di 
aber im Grundsatz das gleiche gilt. Zwangsläufig folgt abe 
daß die Größe der Maschen die Spannungssteifigkeit de 
Netzes bestimmt (Bild 3). 


Der Idealfall der Ortsnetzversorgung ist nicht nur die Be 
lieferung mit weitgehend gleichbleibender Spannung, sor 
dern auch die Belieferung mit möglichst wenig Unterbre 
chungen. Die letztgenannte Forderung kann nur durch de 
Einbau von Sicherungen in den erwähnten Knotenpunkte 
weitgehend erfüllt werden. Alle Knotenpunkte müssen m 
Sicherungen gleicher Nennstromstärke und gleichen Fabr 
kats (beim derzeitigen Entwicklungsstand der Sicherunger 
bestückt werden. Im Störungsfall ist nach dem Kirchof 
schen Gesetz bestimmt, daß der kranken Strecke die Sun 
me der auf den Knoten zufließenden Ströme zugefühı 
wird. 


Br 
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a) 


Bild 3. Maschennetz 
b) wirkliche Anordnung 
Ix2=I4a+I5+1g 


.a) ideale Anordnung 
Icı=Iırla+1s 


Für die Selektivität der Sicherungen ist allerdings (auch 
‚gegeben durch den derzeitigen Stand der Entwicklung) eine 
‚weitere Bedingung, daß Sicherungen, die nicht ansprechen 
‚dürfen, nicht mehr als 70% des von einer Seite zur Kurz- 
‚schlußstelle zufließenden Stromes übertragen dürfen. 


Der Aufwand für die Ausstattung solcher Knotenpunkte 
beschränkt einerseits die Maschenweite, je größer diese an- 
derseits ist, desto stärker müssen die Leiterseile werden. 
"Bei größeren Maschenweiten muß man größere Spannungs- 
'einbrüche in Kauf nehmen. Je weiter die Maschen werden, 
desto mehr nähern sie sich dem Ringnetz. Es gilt für die je- 
 weilige Ortsnetzversorgung das Optimum zu finden. 


Während die Maschen durchweg mit gleichem Quer- 
‚schnitt ausgelegt werden, sollten die einspeisenden Leitun- 
‚gen ein bis zwei Querschnitte größer bemessen, grundsätz- 
lich aber möglichst kurz werden. 


- Für die Senkung des Gleichzeitigkeitsfaktors kann man 
‚etwa 40% im Vergleich zum Ringnetz ansetzen, oder etwa 
‚60% im Vergleich zum offenen Netz. Demgegenüber sinkt 
der Aufwand für die Leiter auf 0,9 bis 0,8 kg Kupfer je Kilo- 
"watt Anschlußwert. 


Von den Jahreskosten (Kapitaldienst und Verluste) her 
gesehen, lassen sich Einsparungen bis zu 30% gegenüber 
‚dem offenen Netz erreichen; dies sind, wiederum gleiche Be- 
‚lastungsdichte angenommen, 7 bis 6 Pf/kWh bzw. rd. 
3 Pf/kWh. Es sind also beachtliche wirtschaftliche Vor- 
‚teile mit dem Aufbau eines Maschennetzes verbunden. 


8. Verwirklichung des Maschennetzes 


Die dargestellten Ergebnisse haben in Kabelnetzen 
‚schon seit langem zur Ausführung von Maschennetzen ge- 
führt. Dort bietet sich auch eine gute Lösung für die Kno- 
tenpunktsicherung an den Kabelverteilerschränken an. Sie 
können leicht an Straßenecken und in Hauswänden, zum 
Teil auch in den Bürgersteigen untergebracht werden, sind 
jederzeit zugänglich und gefährdungsfrei zu bedienen. 


Im Freileitungsnetz ist schon die Ausführung solcher Lö- 
sungen schwierig. Die wirtschaftlichen und betrieblichen 
Vorteile des Maschennetzes rechtfertigen jedoch Bemühun- 
gen um gangbare Knotenformen. Die süddeutschen Netze 
sind in der Hauptsache Dachständernetze; es liegt daher 
nahe, Lösungen mit der Unterbringung der Knotenpunkts- 
sicherungen an Dachständern zu suchen. Dabei müssen in 
solehen Knotenpunkten die gleichen Sicherungselemente 
verwendet werden wie üblicherweise in den Niederspan- 
nungsverteilungen der Umspannstellen, d.h. die Norm- 
größe II. Dies ist nicht nur wegen der Einheitlichkeit, son- 
dern auch wegen der Selektivität erforderlich. 


"Wie im städtischen Kabelnetz muß auch im ländlichen 
Freileitungsnetz mehr und mehr die Forderung auf unter- 
brechungsarme Stromversorgung gestellt werden, d.h., die 
Knotenpunkte müssen unter Spannung bedient werden 


5 
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können. Nachstehend wird eine Reihe von Lösungen nach 
praktischen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten betrach- 
tet. 


3.1. Verwendung von Freileitungs-Sicherungs- 
trennschaltern 


3.1.1. Ausführung mit Anbauschaltern 


Hierbei bleibt der Normalaufbau eines Dachständers mit 
den üblichen Querträgern, jedoch in kreuzweiser Anord- 
nung, erhalten (Bild 4). Die betrieblich notwendige Anord- 
nung der Sicherungen erfordert entsprechende Flacheisen- 
konstruktionen für die Anbauschalter, von denen an jedem 
Querträgerende zwei unterzubringen sind. Die insgesamt 
für vier Stromkreise anfallenden zwölf Sicherungsanbau- 
schalter führen zu einer Ballung von Vollkörpern, die nicht 
als formschön bezeichnet werden kann. Zur Bedienung muß 
die Luke geöffnet und ausgestiegen werden, damit sämt- 


307.4 


Bild 4. Knotenpunkt mit Anbau-Sicherungstrennschaltern 


liche Sicherungen mit der Schaltstange erreicht werden 
können. Die mangelnde Übersichtlichkeit erschwert die Be- 
dienung, die deshalb — selbst wenn man angegurtet ist — 
als nicht ungefährlich betrachtet werden muß. Hinzukommt, 
daß die Anbauschalter zufrieren können. 


Die Kosten für Bauteile und Montage belaufen sich für 
einen solchen Knoten auf rd. 675 DM. Hierin sind Dach- 
ständer und Querträger nicht eingeschlossen. 


3.1.2. Anbauschalter mit Gabellaschen im Leitungszug 


Die Anordnung der einzelnen Sicherungskörper in den 
Leitungszug bringt eine bessere Übersichtlichkeit, da die 
Zugehörigkeit des Leitungszuges zum Schalter eindeutig ist 
(Bild 5). Im übrigen bringt diese Anordnung eine gewisse 
Auflockerung in der Ansicht. 


Für die Bedienung haften dieser Anordnung die gleichen 
Mängel wie bei der vorangegangenen Lösung an. Immerhin 
läßt sich sagen, daß Fehlschaltungen eher vermeidbar sind. 
Der Kostenaufwand ist der gleiche. 
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Bild 5. Knotenpunkt mit Anordnung der Sicherungsträger im 
Leitungszug (Gabellaschen) 


3.1.3. Anordnung wie vorher, jedoch unter Verwendung 
von X-Trägern 


Die X-Träger bringen eine bessere Auflockerung für den 
Gesamteindruck des Knotenpunktes, weil die Leitungen 
nicht wie vorher in vier, sondern in zwei Ebenen zusammen- 
gefaßt werden (Bild 6). Für die Bedienung bedeutet diese 
Anordnung einen weiteren Fortschritt durch die noch klare- 
re Übersichtlichkeit. Kostenmäßig ändert sich nichts, weil 
unterstellt werden kann, daß die X-Träger auch für einen 
Knotenpunkt ohne Trennschalter verwendet würden. 


Bild 6. Knotenpunkt mit Sicherungsträgern im Leitungszug 
unter Verwendung von X-Trägern 


3.2. Verteilerschränke 
3.2.1. Verteilerschränke am Dachständer 


Diese von der Betriebsverwaltung Tuttlingen der Ener 
gie-Versorgung Schwaben AG (EVS) entwickelte Lösun; 
(Bild 7) läßt in einem Schrank mit den Abmessunge 
436 mm Breite, 940 mm Höhe und 135 mm Tiefe, der un 
mittelbar an das Dachständerrohr angeschellt wird, di 
Unterbringung von zwölf Sicherungen der Größe II, d.h 
4 Stromkreisen, zu. Die Freileitung wird zu den Sicherunge: 
über NYY-Kabel 3x 50 mm? zugeführt, die Kabel werde; 
mit Kabelschnellverlegern befestigt. Bei sorgfältiger Ver 
legung wirken die Kabel nicht störend. Gegen den Schran] 
müssen sie mit üblichen Stopfbuchsen und zusätzlicher Ver 
kittung gut gedichtet werden. Gegenüber der Freileitung is 
ein Abdichten nicht erforderlich. Die einzelnen Adern kön 
nen unmittelbar an die Freileitungsseile angeklemmt wer 


Bild 7. Am Dachständerrohr angeschellter Verteilerschrank 


den. Im Wassersack der Zuführung schneidet man die Iso 
lierung auf, um das Eindringen von Kapillarwasser zu ver 
hindern. Darüber hinaus muß auch das Kabelende nacl 
unten gekröpft sein. 


Mit diesem Verteilerschrank ist eine erste Annäherung aı 
die Kabelverteilerschränke erreicht. Der großflächige Ka 
sten bildet jedoch einen Blickfang und kann günstig nu 
dort angebracht werden, wo die Verhältnisse die Anord 
nung auf der Rückseite der Häuser gestatten. Oberkant 
Schrank entspricht etwa Firsthöhe. Die Bedienung ist 
der Luke stehend ohne besondere Hilfsmittel von Han« 
möglich. Die Kosten liegen bei rd. 660 DM bzw. 680 DM 
wenn man eine Isolierstoffabdeckung der Stromkreise vor 
sieht. 


3.2.2. Der Dachhautverteiler 


Die Tatsache, daß an Dachaussteigläden weder Fach 
mann noch Laien Anstoß nehmen, war richtungweisen« 
für die Entwicklung eines Verteilerschrankes, der gena 
wie der Aussteigladen in die Dachhaut selbst eingebau 
wird (Bild 8). In Abmessungen und Ausführung entsprich 
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Bild 8. Dachhautverteilerschrank 


‚r äußerlich genau dem Aussteigladen. Er ragt etwa 10 cm 
‚iber die Dachhaut hinaus. In diesem Raum sind die Siche- 
‚ungselemente wie bei dem zuvor beschriebenen Verteiler- 
‚chrank untergebracht. Das Kabel wird ebenfalls über der 
achhaut zugeführt und berührt damit nicht den feuerpo- 
lizeilichen Interessenbereich 
des Dachinnenraumes. Der 
Schrank wird in eine ver- 
stärkte Lattung eingehängt 
und seitlich mit Stahlbän- 
dern in den Sparren befe- 
stigt. Der eigentliche elektri- 
sche Teil ist mit einer zwei- 
ten Tür versehen und im 
übrigen mit Asbestplatten 
ausgekleidet. Im übrigen gilt 
für das Abdichten der Kabel 
das gleiche wie zu Abschnitt 
3.2.1. gesagt. 


Diese Konstruktion hat 
gegenüber dem Verteiler- 
schrank am Dachständer den 
Vorteil, daß der Knoten- 
punkt vom Dachinnern her 
unabhängig von der Witte- 
rung sicher bedient werden 
kann. Er verschwindet gänz- 
lich aus dem Blickfeld, so 
daß seine Unterbringung 
praktisch überallmöglich ist. 
Die Kosten liegen etwas hö- 
her, zumal die Kabelabfüh- 
rung bis zu 1,50 m länger 
wird als bei dem angeschell- 
ten Schrank. Ferner kom- 
‚en Auskleidung und zweite Tür hinzu. Insgesamt belau- 
n sich die Kosten einschließlich Einbau auf rd. 780 DM. 


. 
| 
} 


"Bild 9. Verteilerschrank an 
! Betonmast 


13. Knotenpunktsbildung am Mast 
\ Der Nachteil sämtlicher beschriebener Lösungen besteht 
rin, daß die Bedienung der Knotenpunkte vom Zutritt in 
18 jeweilige Haus abhängig ist. Dies bedeutet, daß die Un- 
irbringung vielfach beschränkt ist auf öffentliche Gebäude, 
lehrfamilienhäuser, Geschäftshäuser u. dgl. Die völlige 
hmabhängigkeit in der Bedienung kann nur durch Anord- 


nung der Knotenpunktssicherungen an Masten erreicht 
werden. 


3.3.1. Der Holzmast 


Als einfachste und billigste Lösung erscheint der Holz- 
mast mit der Unterbringung eines Verteilerschrankes, ähn- 
lich den vorbeschriebenen, unmittelbar unter den Leitungs- 
systemen. 


Dieser Lösung haftet jedoch der wesentliche Nachteil an, 
daß der Holzmast infolge seiner Anfälligkeit gegenüber 
Holzzerstörern für einen so wichtigen Netzpunkt betrieblich 
zu unsicher ist. Das gilt auch dann, wenn man ihn auf einen 
Betonsockel stellen würde; denn er muß innerhalb der Ort- 
schaft stehen und ist im Schaftteil dem Käferbefall aus- 
gesetzt. Betrieblich kann daher die Verwendung eines Holz- 
mastes für Netzknotenpunkte nicht empfohlen werden. 


3.3.2. Der Betonmast 


Er hat gegenüber dem Holzmast den Vorteil, daß er keiner- 
lei Nachpflege bedarf und unbedingt betriebssicher ist. We- 
gen des schwierigen Besteigens der Betonmasten empfiehlt 
sich die Unterbringung des Verteilerschrankes am Mastfuß 
(Bild 9). Dies hat wiederum zur Folge, daß die abzuführen- 
den Kabel rd. 14 bis 16 m lang werden und damit schon be- 
achtlich in die Maschenlängen eingehen. 


Die hohen Kosten für den Betonmast und die Mehrkosten 
für die Kabel lassen auch diese Lösung unzweckmäßig er- 
scheinen. Legt man einen 12-m-Mast mit 1000 kp Spitzen- 
zug und einen Verteilerschrank in den gleichen Abmessun- 
gen, wie die für Kabelnetze gelegentlich verwendeten, je- 
doch mit offenem Verteilungseinbau, zugrunde, ergibt sich 
ein Gesamtaufwand von rd. 3200 DM. 


3.3.3. Der Stahlmast mit angebauten Verteilersicherungen 


Als günstigere Lösung hat sich gegenüber dem Holz und 
Betonmast ein Stahlmast, ähnlich dem Gittermast, ergeben. 
Die Sicherungselemente werden dabei im Inneren des qua- 
dratischen Mastes unmittelbar unter den Leitungssystemen 
angeordnet. Die Stromkreise werden blank unter Verwen- 
dung genormter Transformatordurchführungen zugeführt. 
Jedem Leitungssystem sind auf der gleichen Mastseite die 
Sicherungen zugeordnet. Die Sicherungen jedes Strom- 
kreises sind getrennt verschließbar. Die Bedienung eines 
solchen Knotenpunktes ist verhältnismäßig einfach und läßt 
sich am Mast stehend sicher durchführen. Die Kosten be- 
laufen sich, wiederum 12 m Länge und 1000 kp Spitzenzug 
zugrunde gelegt, auf 1400 DM. 


546 


4. Die wirtschaftliche Maschenweite unter Berücksichtigung 
der Knotenpunktskosten 


Wie schon im Abschnitt 2.3 ausgeführt, ist bei gleichen 
Belastungsdichten der Leiterquerschnitt eine Funktion der 
Maschenweite. Ferner hängen auch die Netzverluste von 
der Maschenweite ab, weil mit ansteigender Maschenweite 
die Ausgleichsfähigkeit des Netzes sinkt. Auch die Span- 
nungssenkung bei auftretenden Punktlasten und damit das 
Ausgleichsvermögen des Netzgebildes sind von der Maschen- 
weite abhängig, und schließlich sind auch die Lastvertei- 
lung auf die einzelnen Umspannstellen und die Höhe der 
auftretenden Kurzschlußströme eine Funktion der Maschen- 
weite. Aus diesem Gedanken folgt, daß ein enges Maschen- 
netz den betrieblich günstigeren Fall darstellt. Wirtschaft- 
lich gesehen stehen dem aber die Knotenpunktskosten ge- 
genüber, die bei kleiner Maschenweite natürlich hoch sind. 


Eine technisch-wirtschaftliche Gestaltung des Netzes er- 
fordert also ein Abgleichen zwischen Knotenpunktskosten 
einerseits und Leitungs- und Verlustkosten anderseits. 


Um einer solchen Lösung näher zu kommen, stellte man 
entsprechende Untersuchungen bei drei verschiedenen vor- 
handenen Ortsnetzen an. Die Betrachtungen erstreckten 
sich auch auf verschiedene Belastungsdichten und darauf, 
ob Kupfer oder Aluminium als Leiterwerkstoff günstiger ist. 
Selbstverständlich ist die Besiedlungsform von Einfluß auf 
die Möglichkeiten der Knotenpunktsgestaltung. Dies war 
ein Grund mehr, bestehende Ortschaften als Grundlage für 
die Untersuchungen zu wählen. Es wurden drei verschiedene 
Ortschaften betrachtet, und zwar: 


1. Loffenau, ein langgestrecktes Dorf mit 2000 Einwoh- 
nern, Arbeiterwohngemeinde, mit Kleinlandwirtschaft 
durchsetzt; vorhanden sind 2 Umspannstellen mit ins- 
gesamt 8 Stromkreisen; 


2. Gechingen, eine rein landwirtschaftliche Gemeinde mit 
1000 Einwohnern; vorhanden ist eine Umspannstelle mit 
3 Stromkreisen am Ortsrand. 


3. Birkenfeld, eine Arbeiterwohngemeinde mit 6000 Ein- 
wohnern, mit Kleinindustrie- und Gewerbebetrieben 
stark durchsetzt; 5 Umspannstellen mit je 4 bis 6 Strom- 
kreisen. 


Bei sämtlichen Netzen wurden die Belastungswerte ent- 
sprechend den tatsächlichen Anschlußwerten an Hand von 
Bild 1 und 2 ermittelt. Des weiteren wurde die Lastvertei- 


Bild 10. Stahlmast mit eingebauten Sicherungen 
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lung bei 5 verschiedenen Maschenweiten errechnet. Ferne 
wurde ein höchster Spannungsabfall bei Birkenfeld mit 49 
und bei den beiden übrigen Ortschaften mit 5% zwische 
Umspannstelle und Hausanschlüssen angenommen. Di 
Leiterquerschnitte berechnete man unabhängig von de 
Normaquerschnitten, um ein möglichst einwandfreies Ver 
gleichsbild zu erhalten. Der Leistungsverlust wurde at 
schnittweise für jede Lastverteilung errechnet. Neben de 
Benutzungszeit wurde einausder Jahresdauerlinie entwicke 
ter Spitzenfaktor für verschiedene Netzformen zur Ermitt 
lung der Arbeitsverluste zugrunde gelegt. Die Transforma 
torverluste wurden nach Leerlauf- und Wicklungsverluste 
getrennt. Für die Kilowattstunde sind 8 Pf angesetzi 
Bewertungsgrundlage für die Netze bilden die Preise vor 
1. April 1959 (Kupferpreis: 3 DM/kg; Aluminiumpreis 
3,40 DM/kg) und die Montagepreise der Einheitsliste vor 
1. Mai 1958. In den Kosten sind grundsätzlich die Aufwen 
dungen für die Umspannstellen einschließlich Transforma 
tor enthalten. Als Kapitaldienst sind 14% angesetzt. 


Nachdem für die Ausstattung der Knotenpunkte nae 
der vorausgegangenen Überlegung eine Anordnung de 
Sicherungen im Freien schon mit Rücksicht auf die schwie 
rige Bedienbarkeit ausscheiden sollte, wurde die Ermittlun 
der Jahreskosten für die drei untersuchten Ortschaften au 
folgende Knotenpunktsformen beschränkt: 


Dachständeranbauschrank 650 DM, 
Dachhautverteiler 800 DM, 
Stahlmast 1400 DM, 
Betonmast 3300 DM. 


Die Ergebnisse sind in den nachfolgenden Kurvenblätter 
(Bild 11 bis 18) festgehalten. Die Jahreskosten beim offe 
nen Netzbetrieb sind jeweils mit 100% angesetzt und zur 
Vergleich gestrichelt eingetragen. Im einzelnen ist zu de 
erwähnten Untersuchungen folgendes zu sagen: 


Ortsnetz Loffenau — Beispiel 1 


Die Belastungsdichte beträgt 600 kW /km?. Mit der billig 
sten Knotenpunktsausstattung, d.h. Dachständeranbau 
schrank, ist gegenüber dem offenen Netz eine Senkung de 
Jahreskosten um etwa 27% möglich (Bild 11). Währen 
das offene Netz zwei Umspannstellen erfordert, wie ta 
sächlich auch ausgeführt, ist beim Ringnetz und den mehı 
fach geschlossenen Netzen mit einer Umspannstelle auszu 
kommen. 


Der Dachständer-Anbauschrank ergibt einen niedrigste 
Kostenpunkt bei 14 Knoten, entsprechend 170 m Mascher 
weite und rd. 73% Aufwand im Vergleich zum offenen Net; 
Der Dachhautverteiler erbringt ein Minimum bei 12 Knote 
und 180 m Maschenweite, entsprechend 74% gegenübe 
dem offenen Netz. Der Stahlmast hat sein Kostenminimuı 
bei 8 Knoten und 300 m Maschenweite und rd. 78% Au 
wand im Vergleich zum offenen Netz. Bei Betonmasten is 
lediglich noch die Bildung von 4 Knoten angängig, en’ 
sprechend 400 m Maschenweite, wobei die Gesamtkoste 
aber nur auf 88%, des offenen Netzes gesenkt werden kör 
nen. Oberhalb 12 Knoten ist diese Lösung gegenüber der 
offenen Netz unwirtschaftlich. 


Ortsnetz Loffenau— Beispiel 2 


Die Belastungsdichte beträgt 1200 kW/km?. Mit wachse: 
der Belastungsdichte verschieben sich die Optimalpunk' 
zugunsten größerer Knotenpunktszahlen. Der Betonmai 
liegt bei 8 Knoten (= 300 m Maschenweite), der Stahlma 
bei 10 Knoten (= 170 m Maschenweite), der Dachhau 
verteiler bei 17 Knoten (= 150 m Maschenweite) und d 
Anbauschrank sogar bei 18 Knoten (= 140 m Masche 
weite). Über den ganzen Bereich hinweg ist eine Koste 
senkung von 2 bis 3% zu verzeichnen. 
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Bild 11. Wirtschaftliche Maschenweiten für Loffenau 


‚Belastungsdichte 600 kW/km? Benutzungsdauer 2000 h 
Spannungsabfall5% Leiterwerkstoff Kupfer Fläche 0,33 km? 
! Knoten mit Betonmasten 3 Knoten mit Dachhautverteilern 
2 Knoten mit Stahlmasten 4 Knoten mit Anbauschränken 


| Aus diesen Darstellungen folgt, daß das Maschennetz 
‚wundsätzlich den Vorrang verdient, sofern die Knoten- 
yunktsausstattung 1000 DM bei Belastungsdichte 600 kW 
‚ekm®, 1500 DM bei Belastungsdichte 1200 kW/km? nicht 
'iberschreitet. Dachständer-Anbauschrank und Dachhaut- 
erteiler sind praktisch gleichwertig. Eine Lösung mit 
'Zetonmast ist nicht gangbar. Bei Belastungsdichten von 
00 bis 600 kW/km? liegt die wirtschaftliche Maschenweite 
"ei 180 bis 200 m und bei Belastungsdichte 1000 bis 1200 
{W/km? bei etwa 150 m. Es wäre somit angängig, ländliche 
Netze jederzeit mit 180 bis 200 m Maschenweite und dem 
!lieser Maschenweite entsprechenden Querschnitt zu bauen, 
‚lie im Zuge der Belastungsentwicklung nur durch weitere 
/ermaschung mit gleichem Querschnitt verdichtet werden 
:önnen. 


Ortsnetz Gechingen 


| Die Belastungsdichte beträgt 500 kW/km? bzw. 1000 kW/ 
"ım?. Die Lage der Umspannstelle am Ortsrand ist ungünstig 
Jür die Gestaltung von Maschennetzen. Demzufolge ergeben 
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‘ Bild 13. Wirtschaftliche Maschenweiten für Gechingen 


Belastungsdichte 500 kW /km? 

h Leiterwerkstoff Aluminium 

h Benutzungsdauer 2000 h 

Erläuterungen zu den Kurven siehe Bild 11. 
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Bild 12. Wirtschaftliche Maschenweiten für Loffenau 


Belastungsdichte 1200 kW /km? 
Die übrigen Daten sind die gleichen wie in Bild 11. 
Erläuterungen zu den Kurven siehe ebenfalls Bild 11. 


sich verhältnismäßig flache Kurven, die dichter zusammen- 
liegen (Bild 13 bis 16). Eswurde sowohl Auslegung in Kupfer 
als auch in Aluminium untersucht. Die Ergebnisse bei 
Kupfer sind bezüglich der günstigen Maschenweite etwa den 
Ergebnissen für Loffenau gleich. Das gleiche gilt für Alumi- 
nium mit dem Unterschied, daß der Kostenaufwand bei der 
geringeren Belastungsdichte nur einige Prozent Einsparung 
bringt gegenüber dem offenen Netz, besondersgegenüber dem 
Ringnetz. Erst bei der doppelten Belastungsdichte nähern 
sich die Werte denen für Kupfer. Auch hier ist zwischen An- 
bauschrank und Dachhautverteiler praktisch kein Unter- 
schied. 


Eine gleichartige Untersuchung in einem anderen Netz, 
möglichst mit Umspannstelle in der Mitte des Ortes, würde 
möglicherweise andere Schlußfolgerungen bezüglich der Be- 
einflussung der Anzahl der Knotenpunkte bei Ausbau der 
Netze in Aluminium und Kupfer erbringen. 


Ortsnetz Birkenfeld 


Die Belastungsdichte beträgt 1200 kW/km?. Dieses Netz 
läßt die klarsten Schlußfolgerungen zu, weil es sich um eine 
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Bild 14. Wirtschaftliche Maschenweiten für Gechingen 


Belastungsdichte 500 kW /km? 
Leiterwerkstoff Kupfer 

Benutzungsdauer 2000 h 

Erläuterungen zu den Kurven siehe Bild 11. 
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Bild 15. Wirtschaftliche Maschenweiten für Gechingen 


Belastungsdichte 1000 kW /km? 
Leiterwerkstoff Aluminium 
Benutzungsdauer 2000 h 

Erläuterungen zu den Kurven siehe Bild 11. 


dicht besiedelte Ortschaft mit Mehrfacheinspeisung han- 
delt. Der Einfachheit halber wurde es nur mit Kupfer-Aus- 
legung untersucht (Bild 17). 

Es ergeben sich 28% Einsparungen bei der billigsten 
Knotenpunktsauslegung gegenüber dem offenen Netz. Der 
Betonmast erbringt nur 18% bei 9 Knoten und 400 m 
Maschenweite. Der Stahlmast liegt bei 34 Knoten und 150 m 
Maschenweite am günstigsten und bringt nur etwa 26% 
Einsparung. Das Minimum der Kosten für die Dachständer- 
verteiler liegt bei 44 bzw. 48 Knoten, entsprechend rd. 
100 m Maschenweite. 
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Bild 17. Wirtschaftliche Maschenweiten für Birkenfeld 


Belastungsdichte 1200 kW /km? 

Fläche 0,8 km? 

Spannungsabfall 4% 

Leiterwerkstoff Kupfer 

Benutzungsdauer 2500 h 

Erläuterungen zu den Kurven siehe Bild 11. 


Bei den Untersuchungen an diesem Netz wurden auch 
weniger als die 5 vorhandenen Umspannstellen zugrunde 
gelegt. Demzufolge konnten die Kosten für die erübrigten 
Umspannstellen abgesetzt werden. Insgesamt kann aus die- 
sen Untersuchungsergebnissen abgeleitet werden, daß das 
Maschennetz bedeutende Vorteile bringt, die schon bei Be- 
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Bild 16. Wirtschaftliche Maschenweiten für Gechingen 


Belastungsdichte 1000 kW /km? 
Leiterwerkstoff Kupfer 

Benutzungsdauer 2000 h 

Erläuterungen zu den Kurven siehe Bild 11. 


lastungsdichten von 500 kW/km? spürbar sind. Die wirt 

schaftliche Maschenweite liegt sowohl für Kupfer- als auch! 
Aluminiumnetze bei 180 bis 200 m, wenn 500kW/km? als Be+ 
lastungsdichte angesetzt werden, und bei 100 bis 150 m fü 

eine Belastungsdichte von 1000 kW/km?. Es ergibt sich fer-ı 
ner, daß die Knotenpunktslösung mit Betonmasten für die 
Praxis ausscheidet. Als Durchschnittswerte kann man beij 
Belastungsdichte 500 kW /km? für je 30 kW in Anspruch ge! 
nommene Leistung einen Knoten und bei 1000 kW/km? je 
20 bis 25 kW einen Knoten ansetzen. 


5. Wirtschaftliche Stationsauslastung und Netzbemessung | 


Das Maschennetz hat einheitlichen Querschnitt für di: 
Maschen, lediglich die Speiseleitungen sollten wegen de: 
Zusammenballung des Lastflusses von der Umspannstell 
her mindestens einen Querschnitt größer gewählt werden 
Je kürzer diese Speiseleitungen sind, desto geringer sind di 
Verlustauswirkungen eines größeren Lastflusses. 


Einer bestimmten Maschenweite ist ein bestimmter Quer 
schnitt zugeordnet. Beide hängen von der Stationsdicht 
und damit zugleich von der Leistung der einzelnen Umspann\ 
stelle ab. Viele Umspannstellen mit kleiner Transformator] 
leistung erfordern nur kleine Querschnitte. Für diesen Fall 
entstehen also verhältnismäßig hohe Kosten für die Mitte k 
spannungs-Zubringer und die Umspannstellen, während fül 
die Niederspannungsverteilung niedrigere Kosten anfaller!: 
Umgekehrt wird bei wenigen Umspannstellen je Flächenei N 
heit und größeren Transformatorleistungen ein starkes Ne 4 
benötigt, womit kleine Kosten für die Umspannstellen En 
das Mittelspannungsnetz und verhältnismäßig hohe Kostel) 
für das Niederspannungsnetz gegeben sind. Zwischen be 
den Grenzwerten ist eine günstige Lösung zu suchen. 


Zu diesem Zweck wurden wiederum in den schon erwä N N 
ten drei Ortschaften entsprechende Untersuchungen auf 
gestellt, wobei drei verschiedene Belastungen — 600, 1247 
und 1800 kW/km? — zugrunde gelegt worden sind. | 


Bei den niederspannungsseitigen Netzkosten wurde & 
Knoten der Dachhautverteiler zugrunde gelegt. Natu 
gemäß beeinflussen die Kosten für die Umspannstellen d ; 
Kurven maßgeblich. Für jede Umspannstelle sind ein i 
mittelspannungsseitige Schleife mit Lasttrennschalter 5 
und ein Transformatorabzweig vorgesehen. Der Kostel u 

! 
j 


! 


aufwand hierfür beträgt 17 000 DM. Der mittelspannung 
seitige Anschluß ist als Kabel angenommen mit 35 DM/ı) 
fertig verlegt. Dieses Mittelspannungskabel ist als eine Ri 4 
leitung für die in das Ortsnetz einspeisenden Umspa 

stellen gedacht. E 


ektrizitätswirtschaft 


Aus Bild 18, in dem die errechneten Werte kurvenmäßig 
aufgetragen sind, geht hervor, daß bei einer Belastungs- 
dichte von 600 kW/km? (Kurve 4) bei 360 kW Transforma- 
torbelastung das Minimum liegt, entsprechend einem Netz- 
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Bild 18. Wirtschaftliche Bemessung des Ortsnetzes Loffenau; 
Benutzungsdauer 2000 h 


Belastungsdichte 1800 kW /km? 
Belastungsdichte 1500 kW/km? 
Belastungsdichte 1200 kW/km? 
Belastungsdichte 600 kW /km? 
Verbindungslinie der Minima 
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juerschnitt von 35 mm? Cu für die Maschen und 50 mm? Cu 
ür die Speiseleitung. Bei einer Belastungsdichte von 
200 kW/km? (Kurve 3) liegt das Minimum bereits bei 500 
<W Transformatorenbelastung, entsprechend einem Quer- 
schnitt von 50 mm? bzw. 70 mm? Cu. Für eine Belastungs- 
lichte von 1800 kW/km? (Kurve /) findet man das Opti- 
num bei 600 kW Transformatorenbelastung, entsprechend 
;heoretisch 83 bzw. 114 mm? Cu. 


Nachdem die Kurven?) für die verschiedenen Belastungs- 
lichten in einem gewissen Bereich verhältnismäßig flach 
erlaufen, läßt sich für die in den Ortsnetzen im Mittel vor- 
ıerrschenden Belastungen ein Normwert für die Größe der 
Umspannstellen, d.h. für die Transformatorleistung heraus- 
stellen. Ein soleher Normwert bildet dann die Grundlage für 
lie querschnittsmäßige einheitliche Bemessung der Maschen- 
ıetze. Aus den Kurven ergibt sich ein Wert von 360 bis 
{00 kW, entsprechend einem Querschnitt der Maschen von 
30 mm? Cu und der Einspeiseleitung von 70 mm? Cu (70 je 
[20 mm? Al). Die Standardleistung des Transformators 

üßte demnach 400 kVA sein. Dies gilt natürlich nur für 
Netze mit entsprechender Belastungsdichte und nicht für 
Zinzelfälle, in denen ein Maschennetz aufzubauen sich nie- 
nals lohnen würde. 


" Aus Bild 18 ergibt sich ferner, daß bei rd. 1500 kW je 
2 Belastungsdichte eine Grenze für den Ausbau von Frei- 
eitungsnetzen gegeben ist, und zwar deshalb, weil dann 
wößere Querschnitte gelegt werden müßten, die starke 

achständerrohr-Querschnitte und weitergehende Ver- 
'tärkung des Dachgebälks mit sich bringen. In diesem Fall 
st also zu überlegen, ob nicht ein Kabelnetz oder der Über- 
ang zu ihm die bessere Lösung ist. 


; ®) Bei den Kurven sind die günstigsten, also die wirtschaftlich- 
sten Lösungen zugrunde gelegt. 
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In Bild 18 ist auch eine Verbindungslinie der Minimum- 
punkte für die einzelnen Belastungsdichten eingetragen 
(Kurve 5). Auf ihr liegen die günstigsten Lösungen. Für die 
auch für die nächste Zukunft für die Ortsnetze zu erwarten- 
den Belastungsdichten folgt also ganz allgemein für Frei- 
leitungsmaschennetze eine Transformatorleistung von 
400 kVA mit einem Querschnitt der Maschen von 50 mm? 
Cu. 


6. Die Zuordnung des Mittelspannungsnetzes 


Die zunehmenden Belastungsdichten bringen auch eine 
wachsende Empfindlichkeit der Abnehmer und die Forde- 
rung, daß auch bei Ausfall einer ins Maschennetz einspeisen- 
den Umspannstelle die Versorgung unbeschränkt aufrecht- 
erhalten werden kann. Bei etwa 2000 kW Anschlußwert ge- 
mischter Natur innerhalb eines Maschennetzes hat der 
Gleichzeitigkeitsfaktor seinen Höchstwert erreicht. Nahe- 
liegend ist daher die Beschränkung von Maschennetzen auf 
solche Netzbezirke. 


Im allgemeinen ist dies jedoch nicht zu empfehlen, weil 
jede Beschränkung die natürliche Nutzung der Transport- 
elemente wesentlich beschränkt. Dies macht sich besonders 
bei ungleicher Lastverlagerung und bei Störungsfällen be- 
merkbar. Die Mehrfachspeisung bringt eine höhere Sicher- 
heit bei Ausfall einer einzelnen Umspannstelle. Die Ver- 
lagerung der Speiseleitungen auf die übrigen Umspann- 
stellen ist bei einem gut durchgebildeten Maschennetz nahe- 
zu gleichmäßig. Je größer die in ein Maschennetz einspeisen- 
de Anzahl der Umspannstellen ist, desto größer wird die an- 
teilige Verlagerungslast, d.h., eine Reservehaltung von 
Transformatorleistung wird mehr und mehr überflüssig. In 
einem Netz mit zwei Umspannstellen darf die Auslastung 
der einzelnen Umspannstellen nur 60% betragen, damit 
beim Ausfall einer Umspannstelle eine 20prozentige Über- 
lastung der anderen Umspannstelle über mehrere Stunden 
hinweg noch möglich ist. Bei drei Umspannstellen steigt die 
Auslastung auf 75%, der Einspeiseleistung, liegt also nahe 
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der wirtschaftlichen Auslastung der Transformatoren über 
Jahre hinweg im Normalbetrieb überhaupt. 


Der Maschenbetrieb eines Niederspannungsnetzes ist eng 
verbunden mit dem einspeisenden Mittelspannungsnetz. 
Man kann eine ein- und mehrschienige Versorgung aus dem 
Mittelspannungsnetz unterscheiden. Der einschienigen Ver- 
sorgung, d.h. aus nur einer Mittelspannungszuführung, ist 
offenbar der Vorzug einzuräumen, weil sie den verhältnis- 
mäßig aufwendigen Einbau von Rückleistungsschaltern 
(Maschennetzschaltern) in allen Umspannstellen erübrigt. 


Deshalb wird für richtiger gehalten, daß bei Störungen 
im Mittelspannungsnetz das Ortsversorgungsnetz ausfällt, 
wobei allerdings auf Umschaltmöglichkeiten nicht verzich- 
tet werden soll. Am besten läßt sich dies praktisch durch 
eine Übergabestelle am Ortsrand lösen, von der aus, als 
untergeordneter Ring von Umspannstelle zu Umspann- 


Das Verhalten vorgespanniter Betonmasten bei Seilbruch 


Von Martin Körner, Ellwangen (Jagst)*) 


Bei verschiedenen Versuchen an Betonmastleitungen wurde wiederholt festgestellt, daß bei Seilbruc: 
zusätzliche Kräfte auftraten, die größer sein mußten, als die sich aus dem Seilzug ergebenden, wie au 
den eingetretenen Schäden zu schließen war. Um das Vorhandensein solcher Zusatzkräfte nachzuweise:) 
und deren Größe zu bestimmen, führte man besonders hierauf abgestellte Versuche durch und wendetii 
hierfür geeignete besondere Meßverfahren an. Diese Versuche bestätigten, daß, angeregt durch da\ 
schwingende Seilsystem, beim Seilbruch Zusatzkräfte auftreten, die den Mast bis zum 2,7fachen Bruch! 


Torsionsmoment beanspruchen. 


Veranlassung der Versuche 


Bei früheren Versuchen an betriebsfertig erstellten Beton- 
mastleitungen wurde wiederholt festgestellt, daß beim 
Schneiden von Leitern zusätzliche Kräfte auftraten, die 
größer sein mußten als die sich aus dem Seilzug ergebenden. 
Es konnte ebenso festgestellt werden, daß nicht das aus dem 
Seilzug, sondern das aus den Zusatzkräften resultierende 
Torsionsmoment zu Torsionsbrüchen an den Masten führte. 


Die Ueberlandwerk Jagstkreis' AG in Ellwangen (Jagst) 
führte im Juni 1960 an einer betriebsmäßig erstellten Lei- 
tung Versuche mit dem Ziele durch, das Verhalten von 
Schwingklemmen-Isolatoren bei Seilbruch zu untersuchen. 
Diese Leitung war mit vorgespannten Stahlbetonmasten 
Typ BS 300/12, Nutzspitzenzug 300 kp, Gesamt-Mastlänge 
12 m, Zopfdurchmesser 156 mm, erstellt worden. 


Das von diesen Masten aufnehmbare Verdrehungs- 
moment beträgt laut Berechnung 683 mkp, was auch bei 
früheren statischen Torsionsversuchen bestätigt wurde. Die 
Leitung war mit 3x Al/St 95/15 mm? belegt. Während bei 
den Vorversuchen, die bei kühler und nasser Witterung 
stattfanden, die Masten bei allen Seilzügen ein völlig ein- 
wandfreies Verhalten zeigten, traten bei den Hauptver- 
suchen, die bei sehr heißer Witterung durchgeführt wurden, 
bereits bei Seilzügen von 300 bis 600 kp Torsionsbrüche auf. 
Auffallend war dabei, daß bei Fortführung der Versuche 
auch weiter entfernt stehende Maste, die kaum einem Tor- 
sionsmoment aus dem Seilzug ausgesetzt waren, Torsions- 
risse zeigten. 

Dieses Verhalten der Maste wurde auf das Vorhandensein 
von Schwingungskräften in den Seilen zurückgeführt, die 


*) Der Verfasser ist Mitarbeiter der Ueberlandwerk Jagstkreis 
AG, Ellwangen (Jagst). 
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stelle eingeschleift, die Mittelspannung weitergeführt wird} 
Meist wird dies in Kabel ausgeführt werden müssen. I 
Bild 19 sind verschiedene Möglichkeiten einer solchen Orts- 
netzversorgung auf der Mittelspannungsebene wiedergege 
ben. Dabei hat die Ausbildung ohne Selektivschutz im zu! 
führenden Überlandnetz den Vorzug für die hier in Redd' 
stehenden ländlichen Netze. Hierbei hat man, um das of | 
kostspielige Schließen des Ringes zu vermeiden, von dej} 
letzten Umspannstelle aus eine Hilfseinspeisung zum selekj} 
tiv gleichliegenden Überlandnetz gewählt. Dieses ist normal) 
offen und wird nur bei Störungen im Mittelspannungsring) 
des Ortsnetzes in Anspruch genommen. 

Bei Ortsnetzen mit großer Belastungsdichte und größef) 
rem Umfang — mehr als 1000 kW/km? — dürfte der inı 
Bild 19 a dargestellte Aufbau angestrebt werden, weit | 


landnetz gewährleistet. 


| 
DK 621.315.66 (047.38 


zu Resonanzerscheinungen führten und dann die Torsion 
brüche hervorriefen. Da die Versuche mit 3facher Zei) 
dehnung gefilmt wurden, zeigte auch der Film sehr deutlie!l 
daß die Traversen beim Seilschnitt eine doppelte Dowechn 
ausführten. Beim Schnitt des Leiters trat zunächst ei 
leichtes Ausschwenken der Traverse ein, und das S4- 
rutschte sofort ordnungsgemäß durch die Rutschklemmet! 
die eine Haltekraft von 100 kp hatten. Erst erhebliche Ze 
später, als das geschnittene Seil kaum noch einen nennenil 
werten Zug auf die Traversen ausüben konnte, trat ei 
zweites starkes Ausschwenken der Traversen auf, das da 1 3 
zu den Torsionsbrüchen führte. 


Dieses Verhalten der Maste gab Anlaß zu Versuch 
durch die das Vorhandensein und die Größe dieser rechr! 
risch nicht erfaßbaren Zusatzkräfte durch Schwingungel 
ermittelt werden sollten. Diese Versuche wurden in ZU 
sammenarbeit der Ueberlandwerk Jagstkreis AG mit d 
Firma G. A. Pfleiderer, Holz- und Betonindustrie-in Ned 
markt (Oberpfalz), und dem Materialprüfungsamt der Bad 
erischen Landesgewerbeanstalt in Nürnberg im Noveml: 
1960 auf dem Werksgelände der Firma Pfleiderer in Ndl 
markt durchgeführt. | 


St 


Versuchsprogramm und Versuchsaufbau | 


Um den tatsächlichen Verhältnissen im Freileitungsb 
möglichst nahe zu kommen, baute man einen insgesa: 
200 m langen Versuchsabschnitt einer Freileitung auf. I) 
drei Seile aus Al/St 95/15 mm? wurden auf der einen Se 
des Versuchsfeldes an einem Abspanngerüst festgelegt, ül 
den in der Mitte stehenden Versuchsmast geführt und 4 
der anderen Seite des Versuchsfeldes über ein mit Roll 
versehenes Gerüst mit Greifzügen gespannt. Ein Dynant| 
meter diente zum Einstellen des gewünschten Seilzuges. 
Versuchsanordnung ist aus Bild 1 zu ersehen. 
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Um die Elastizität des Mastes selbst so weit wie möglich 
auszuschalten, gab man einem Versuchsmast nur eine freie 


Länge von 2,6m. Der Versuchsmast war für einen Nutz- 
spitzenzug von 300 kp bemessen und hatte einen Zopf- 


Leiterseil a 
Leiterseil b \_ 
Leiterseil c 


Ss 


el 
A S 


zeichnen der Meßergebnisse ein Registriergerät?) benutzt. 
Dieses Gerät, ein Vierkanal-Direktschreiber He 4, wurde 
entgegenkommenderweise von dem Hersteller zur Verfü- 
gung gestellt. Bild 2 zeigt diese Meßeinrichtung. 
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7 bis 3 Dehnungsaufnehmer o 

4 Beschleunigungsaufnehmer & 
5 Greifzug 

6 Dynamometer 


Bild 1. Versuchsanordnung und Lage der Meßstellen. Die Maße wurden in Metern angegeben. 


durchmesser von 156 mm. Um die Berechnungen zu ver- 
einfachen, gab man der Traverse eine Ausladung von 2 x 
1,0 m. Damit festgestellt werden konnte, welchen Einfluß 
die Elastizität des Betonmastes selbst auf die Größe der zu 
erwartenden Schwingungskräfte hat, wurde ein zweiter 
Versuchsmast in gleicher Ausführung, jedoch mit einer 
freien Länge von 4,50 m und einer Traversenausladung 
von 2 x 1,50 m eingebaut. 


Auf den Versuchsmasten wurden die drei Leiter über Voll- 
kern-Stützisolatoren!), Typ VSt Sk 20, geführt und mit 
Schwingklemmen?) befestigt. Diese Schwingklemmen sind 
Rutschklemmen mit einer Haltekraft von im Mittel 100 kp. 


Auf den im Versuchsfeld errichteten Masten sollte nun 
versucht werden, die beim Reißen von Leitungsseilen auf- 
tretenden zusätzlichen, aus der Dynamik kommenden Kräf- 
te bei verschiedenen Seilspannungen und ihren Einfluß auf 
Mast und Traverse festzustellen. 


Wenn auch die Lage und Anzahl der Meßstellen verhält- 
nismäßig einfach zu bestimmen waren, so war die Art der 
Messung und der Meßgeräte zunächst nicht klar. Erst die 
Durchführung einiger Vorversuche durch das Material- 
Prüfungsamt der Bayerischen Landesgewerbeanstalt wies 
auf geeignet erscheinende Meßgeräte hin. Das Prüfungsamt 
schlug hierfür schließlich induktive Dehnungsaufnehmer 
für Seile und induktive Beschleunigungsaufnehmer für die 
Traverse vor; die Meßergebnisse wurden von einer elektro- 
nischen Meßbrücke angezeigt. Die Anordnung der einzelnen 
Meßstellen geht aus Bild 1 hervor. Die gesamte Meß- 
anordnung wurde durch das Materialprüfungsamt der 
Bayerischen Landesgewerbeanstalt zur Verfügung gestellt, 
das auch die Messungen selbst durchführte und auswertete. 


Da vorauszusehen war, daß die Änderungen der Kräfte 
sehr schnell aufeinander folgen würden, wurde für das Auf- 


X) Hersteller: Hering & Sohn, Germersheim (Rhein) 
?) Hersteller: Wilhelm Petri KG, Marburg (Lahn) 
°) Hersteller: Hottinger Meßtechnik GmbH. Darmstadt 


Die Versuche wurden an jedem Mast in folgenden vier 
Laststufen durchgeführt: 


Laststufe 


Seilspannung kp/mm? 
Versuchsannahme 
tatsächliche 

Seilspannung kp/mm? 
tatsächlicher 
Seilzug 


*) bedeutet: + Zusatzlast 


Wennnach Durchführung dieser Laststufen noch kein Bruch 
eingetreten war, so sollte der Mast durch Aufbringen von 


Bild 2. Die Meßeinrichtung; links und rechts des Registriergerä- 
tes je zwei Meßbrücken für die einzelnen Meßstellen 
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Torsionskräften zerstört und die Bruchlast festgestellt wer- 
den. 


Versuchsdurehführung 

Nach Aufbau der Versuchsanlage wurden die Vorver- 
suche durchgeführt. Sie dienten dazu, die Aufnehmer an- 
zubringen und in verschiedenen Laststufen zu eichen. Das 
für die Kraftmessung vorgesehene Dynamometer wurde zu- 
vor im Materialprüfungsamt auf die Richtigkeit der Kraft- 
anzeige geprüft. Für die Verständigung zwischen Spannstelle 
und Meßstelle stand ein Funksprechgerät zur Verfügung. 


Versuchsergebnisse 

Da es schwierig ist, die Versuchsergebnisse tabellarisch zu 
erfassen, werden nachstehend jeder Versuchsgang einzeln 
beschrieben und die Ergebnisse der Meßaufzeichnungen im 
Text angegeben. 


Die Lage der Meßstellen beiderseits der Traverse und auf 
der Traverse sind aus Bild 1 ersichtlich. Die Meßstellen 7 
bis 3 sind Dehnungsaufnehmer (Bild 3), Meßstelle 4 ist der 
Beschleunigungsaufnehmer (Bild 4). 


Versuch la 

Bei Laststufe 1 wurden die Leiter mit Greifzug auf einen 
Seilzug von 362 kp gebracht, der einer tatsächlichen Seil- 
spannung von 3,44 kp/mm? entsprach. Über den Kräfte- 
verlauf im gekappten Seil ce sagten die Aufzeichnungen fol- 
gendes aus: 


Unmittelbar nach dem Kappen des Seiles war an Meß- 
stelle 3 innerhalb von 0,1 s ein Kräfteabfall von 335 kp auf 


Bild 3. Ein auf dem Seil angebrachter Dehnungsaufnehmer 


der Meßstellen-Seilseite festzustellen. Danach nahm in der 
Gegenschwingung wiederum nach 0,1 s die Kraft um 170 kp 
zu. Darauf erreichte nach verschiedenen unbedeutenden 
Pendelungen die Kraft nach rd. 10 s den Endstand von 
370 kp unter dem Anfangswert, d.h., das Seil war nahezu 
kraftlos. Eine Kraftzunahme über den Anfangswert hinaus 
wurde nicht registriert. 


Die Meßstellen I und 2 zeigten nur ganz geringfügige, 
untereinander gegenphasig verlaufende Ausschläge. 


Bild 4. Auf der Traverse bei Mast 1 befestigter Beschleunigungs- 
aufnehmer 


Tafell. Kräfte am Mast und an der Traverse auf Grund den 


Messungen durch den Beschleunigungsaufnehmer; 
Versuche an Mast 1 | 
j Re Bogenmaß X M 
Versuch | Drehwinkel des Winkels kp*) mkp*) | 
la — 0° 32° 0,00935 470 500 IT 
+ 0° 35’ 0,01028 515 520 \ 
lb — 1° 4’ 0,0187 940 1000 
+ 1° 8 0,01965 990 1060 
le — 1°. 59 0,0346 1735 1850 
+2° 15 0,0393 1980 2120 
ld — 1° 49 0,0317 1715 1830 | 
+ 1° 43° 0,0299 1510 1610 
le — 1° 24 0,0243 1220 1300 
+ 0° 59 0,0172 860 920 
1f — 0° 38 0,0112 560 600 IF 
+0° 32° 0,00935 470 500 | 
*) Es ist zu beachten, daß diese Schnittkräfte bei Ein- 
setzen von E = 392 500 kp/cm? für Beton B 450 errechnet 
wurden. 
| 


Aus den Aufzeichnungen, die der Beschleunigungsaufl! 
nehmer (Meßstelle £) verursacht hatte, wurde eine Bewe! 
gung der Traverse im Bereich des Isolators von — 10 mnt' 
und + ll mm, ausgehend von der Nullage der Traverse, geil 
messen. Dies entsprach einem Verdrehungswinkel von) 
— 32’ und + 35’. Die Vorzeichen sind beliebig gewählt una) 
zeigen nur vom Nullstand der Traverse die gegenläufigen 
Richtungen an. | 


Aus den angegebenen Verdrehungswinkeln lassen sich un! 


Versuch 1b 


Bei Laststufe 2 wurden die Leiter mit Greifzug auf eine!) 
Seilzug von 630 kp gebracht, der einer tatsächlichen Seil 
spannung von 6,0 kp /mm? entsprach. Über den Kräfteves] 
lauf am gekappten Seil ce ist nach den Aufzeichnunge 


folgendes zu berichten: 
Unmittelbar nach dem Kappen des Seiles war an Mefil 


stelle 3 innerhalb von 0,04 s ein Kraftabfall von 660 k: I 
auf der Meßstellen-Seilseite festzustellen. Danach nahm ı) 
der Gegenschwingung des Mastes, etwa 0,5 snach dem Kar 
pen des Seiles, die Kraft um 440 kp zu. Da der Kraftabfail 
30 kp mehr als der ursprüngliche Seilzug betrug, entsprich 
dies also einem tatsächlich verbleibenden Seilzug vol 
410 kp. Danach blieb die Kraft etwa 1,5 sam Seil mit gerixi) 
gen Schwankungen erhalten, und stieg dann auf rd. 630 k&l 
an. Unter leichten Schwankungen sank danach die Zug) 
kraft im Verlauf von etwa 10s um 550 kp, so daß ein Res} 
wert von rd. 80 kp als Zug erhalten blieb. Die Meßstellen ' 
und 2 zeigten in ihrer Lage zur Meßstelle 3 entsprechent 
geringere Ausschläge, die jedoch unter + 50 kp lagen un 
somit für das Verhalten des Mastes bedeutungslos warex| 


Aus den Aufzeichnungen, die der Beschleunigungsaul 
nehmer verursacht hatte, wurde eine Bewegung der Tr&! 
verse an der Stelle neben dem Isolator von — 20 mm um] 
+21 mm, von der Nullstellung aus gerechnet, ermittelll 
Dies entsprach einem Verdrehungswinkel von — 1° 4’ um] 


+1’ 8. 


Versuch Ile 


Bei Laststufe 3 wurden die Leiter mit Greifzug auf eine! 
Seilzug von 866 kp gebracht, der einer tatsächlichen Sei! 
spannung von 8,25 kg/mm? entspricht. Über den Kräft«! 
verlauf im gekappten Seil ce sagten die Aufzeichnunge| 
folgendes aus: 


Unmittelbar nach dem Kappen des Seiles war an Mel} 
stelle 3 innerhalb von 0,1 s ein Kraftabfall von rd. 890 Hl 
festzustellen. Dieser Kraftzustand wurde rd. 1 s za 
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_ Danach wurden die Messungen von Seileigenverformungen 

_ überdeckt, wobei nach 4 s der Dehnungsaufnehmer seine 
Lage zum Seil verändert haben mußte. Diese Aufzeichnun- 
gen waren also nicht mehr auswertbar. 

Die Meßstellen Z und 2 ergaben entsprechende gegen- 
phasig gerichtete Ausschläge, die jedoch ausgewertet eine 
Seilbelastung von weniger als + 50 kp ergaben. 

Aus den Aufzeichnungen, die der Beschleunigungsauf- 
nehmer verursacht hatte, wurde eine Bewegung der Tra- 
verse beim Isolator von — 37 mm und + 42 mm, bezogen 
auf die Nullstellung der Traverse, errechnet. Diese Werte 

entsprachen einem Verdrehungswinkel von — 1°, 59’ und 
2° 15°. 


Versuch 1d 


Bei Laststufe 4 wurden die Leiter mit Greifzug auf einen 
Seilzug von 1155 kp, der einer tatsächlichen Seilspannung 
von 11 kp/mm? entspricht, gebracht. Die Auswertung der 
Aufzeichnung ergab folgendes: 

Unmittelbar nach dem Kappen des Seiles c war an Meß- 
stelle 3 innerhalb von 1 sein Abfall der Seilkraft um 1180kp 
festzustellen. Danach änderten sich die Spannungsverhält- 
nisse kaum mehr. Der Nullzustand war also erreicht. 


Die Meßstellen 7 und 2 zeigten in den Spitzen Kraft- 
schwankungen von +50 kp am Seil. 


Aus den Aufzeichnungen, die der Beschleunigungsauf- 
nehmer verursacht hat, wurde eine Bewegung der Traverse 
im Bereich des Isolators von — 34mm und +31 mm ge- 
messen, von der Nullage der Traverse aus gerechnet. Dies 
entsprach einem Verdrehungswinkel von — 1° 49’ und 

Be 1° 42’. 


Versuch le 


Beidiesem Versuch wurdeder bei Versuch ld geschnittene 
Leiter nicht wieder neu gespannt, sondern zusätzlich der 
gegenüberliegende äußere Leiter a gleichfalls geschnitten. 
Nach dem Kappen des Seiles wurde folgendes festgestellt: 


Die Meßstelle 3 konnte keine Ausschläge aufzeichnen, die 
Meßstelle 1 zeigte erwartungsgemäß nur das Wegbleiben 
der Spannkraft an. Die Meßstelle 2 registrierte, begrenzt 
durch die verfügbare Schreibbreite, nur einen Kraftverlust 
von 300 kp, der aber nach den vorhergehenden Erfahrungen 
wesentlich höher sein müßte. Danach nahm die Spannkraft 

_ am Seil wieder zu und erreichte den Wert von 930 kp, so 
daß also ein Verlust von rd. 230 kp zu verzeichnen ist. 


Aus den Aufzeichnungen des Beschleunigungsaufneh- 
mers wurde eine Bewegung der Traverse von — 26 mm 
und + 18 mm gemessen. Dies entsprach einem Verdrehungs- 
winkel von — 1° 24’ und + 0° 59°. 


Versuchsergebnisse an Mast 5 


Wie bereits eingangs erwähnt, hatte dieser Versuchsmast 
eine freie Länge von 4,50 m. Die Traverse hatte nach beiden 
Seiten eine Ausladung von 1,50 m. Der Beschleunigungs- 
aufnehmer wurde auf 1,10 m, von Mastmitte ab gerechnet, 

befestigt. Die übrigen Meßstellen waren in gleicher Weise 
angeordnet wie bei Mast 1. 


Versuch 5a 


Die Bedingungen für diesen Versuch waren die gleichen 
wie für Versuch la (Laststufe 1). Über den Kräfteablauf 
sagten die Aufzeichnungen folgendes aus: 


Meßstelle 3 war ausgefallen und registrierte keine Kraft- 
änderung. Die Meßstellen 7 und 2 zeigten die bekannten 
gegenläufigen Schwingungen mit nur geringen Kräfte- 
änderungen. Aus den Aufzeichnungen des Beschleunigungs- 
aufnehmers wurde eine Bewegung der Traverse von — 7 
; und +9 mm festgestellt. Dies entsprach einem Verdre- 
h hungswinkel von — 0° 22’ und + 0° 28. 


Versuch 5b 

Die Bedingungen für diesen Versuch entsprachen dem 
Versuch 1b mit Laststufe 2. Die Aufzeichnungen zeigten 
folgendes: 


Meßstelle 3 zeigte sofort nach dem Kappen des Seiles den 
vollen Kraftverlust an. Eine weitere Auswertung der Auf- 
zeichnungen war nicht möglich, weil die Kraftänderungen 
durch Eigenschwingungen des Seiles, die ebenfalls Deh- 
nungsanzeigen im Meßgerät hervorriefen, überdeckt wur- 
den. 


Die Meßstellen I und 2 zeigten das bisherige Verhalten, 
das keine Schlüsse auf eine etwaige Überbeanspruchung 
ziehen ließ. Aus den Aufzeichnungen für den Beschleuni- 
gungsaufnehmer wurde eine Bewegung der Traverse an der 
Stelle des Aufnehmers von — 18 mm und + 12,5 mm ge- 
messen. Dies entspricht einem Verdrehungswinkel von 
— 0° 56’ und + 0° 39. 


Versuch ’5e 


Die Versuchsbedingungen entsprachen denen des Versu- 
ches lc (Laststufe 3). Die Aufzeichnungen der Registrier- 
geräte ergaben folgendes: 


Die Meßstelle 3 verhielt sich genau so wie bei Versuch 5b. 
Sie zeigte unmittelbar nach dem Kappen den vollen Kraft- 
verlust an. Eine weitere Auswertung war nicht möglich. 
Späterhin pendelte die Kraft in die Nullstellung. Die Meß- 
stellen / und 2 zeigten das gewohnte Verhalten ihrer Kraft- 
ausschläge und überschritten das Maß von +50 kp nicht. 


Aus den Aufzeichnungen des Beschleunigungsaufneh- 
mers ergab sich eine Verdrehung von — 0° 53’ und +1° 1’. 


Versuch d5d 


Die Versuchsbedingungen entsprachen dem Versuch ld 
(Laststufe 4). Die Meßgeräte zeichneten folgende Werte auf: 


Die Meßstelle 3 fiel nach dem Anzeigen des Kraftverlu- 
stes aus, da ihr Meßbereich erheblich überschritten wurde. 


Die Meßstellen I und 2 zeigten nach einigen anfänglichen 
Seilschwingungen einen Kraftzuwachs und eine Kraftab- 
nahme in gleicher Größe, nämlich +150 kp an. Die Kraft 
pendelte für beide Meßstellen spiegelsymmetrisch. 


Die Aufzeichnungen des Beschleunigungsaufnehmers er- 
gaben eine Bewegung der Traverse im Bereich des Aufneh- 
mers von — 35,5 mm und +35,5 mm. Dies entsprach einem 
Verdrehungswinkel am Mast von +1° 49’. Bei diesem Ver- 


Bild 5. Torsionsbruch an Mast 5 bei dem Versuch 5d 


such brachte das Kappen des Seiles nach einigen Bewegun- 
gen des Mastes den Torsionsbruch. Der Mast erhielt an sei- 
ner Spitze bis ungefähr 80 cm unterhalb der Traverse einen 
leicht spiralförmig verlaufenden Bruchriß (Bild 5). 

Nach den Aufzeichnungen des Beschleunigungsaufneh- 
mers trat der Bruch wahrscheinlich am Ende der 2. Verdre- 
hung der Traverse auf. Das Bruchmoment betrug unter 
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verschiedenen Voraussetzungen, auf die in den Schlußbe- 
trachtungen eingegangen werden soll, rd. 1750 mkp, was 
einer am Isolator angreifenden Kraft von rd. 1170 kp ent- 
spricht. 


Torsionsversuche 

Sofern die Maste nicht schon bereits bei den beschriebe- 
nen Versuchen durch das Kappen der Seile unbrauchbar ge- 
worden waren, sollten sie abschließend durch Torsions- 
kräfte zerstört werden. Die nachstehend angegebenen Ver- 
suchsergebnisse sind deshalb unter diesem Vorbehalt zu be- 
trachten: 


Mast Nr.l 
Rißlast 600 kp, 
Rißmoment 600 mkp, 
Bruchlast 730 kp, 
Bruchmoment 730 mkp. 


Die Bruchstelle lag rd. 1,4 m unterhalb der Traverse und 
zeigte die Erscheinung eines Torsionsbruches und die Merk- 
male eines Biegebruches. Dies mag daran liegen, daß die 
Vorspannung zum Ausschalten einer Biegekraft wahrschein- 
lich überzogen wurde. 


Drei weitere Maste Nr. 2, 3 und 4 wurden nur mit einem 
reinen Torsionsversuch geprüft. Hierfür waren die Maste 
Nr. 2 und 3, ebenso wie Mast Nr. 1, für einen Nutz-Spitzen- 
zugvon 300 kp und mit einem Zopfdurchmesser von 156mm 
berechnet und ausgeführt. Diese beiden Maste hatten jedoch 
auf 1 m Länge, von der Spitze ab gerechnet, eine zusätzliche 
Torsionsbewehrung erhalten, die aus 10 Ringen ‚Sigma- 
Spannstahl oval‘ 30 mm? bestand, wobei die Ringe am 
Mastzopf enger und nach unten hin weiter lagen. Das glei- 
che trifft auch für Mast Nr. 4 zu, der jedoch mit einem Zopf- 
durchmesser von 192 mm ausgeführt war. Die durchgeführ- 
ten Torsionsversuche ergaben folgende Werte: 


Mast Nr.2 
Bruchlast 795 kp, 
Bruchmoment 795 mkp. 


Auch hier ergaben sich einige Bedenken bezüglich der Tor- 
sionsbeanspruchung. Die Anzeigen des Bruches ließen auf 
gleichzeitigen Biege- und Torsionsbruch schließen. 


Mast Nr.3 
Bruchlast 830 kp, 
Bruchmoment 830 mkp. 


Hier trat ein plötzlicher Torsionsbruch auf, der rd. 80 cm 
unterhalb der Traverse am Mast, also am Ende der zusätz- 
lichen Torsionsbewehrung, begann. 


Mast Nr.4 
Bruchlast 1150 kp, 
Bruchmoment 1150 mkp. 


Auch hierbei handelte es sich um einen Torsionsbruch, 
der am Mast rd. 1 m unterhalb der Traverse begann, also 
unterhalb der zusätzlichen Torsionsbewehrung. 


Versuchsergebnis und Schlußbetrachtung 


Die vorstehend beschriebenen Versuche haben gezeigt, 
daß das angewendete Meßverfahren nicht ohne weiteres ge- 
eignet war, die in den Seilen auftretenden Längskräfte und 
die sich dadurch ergebende Beanspruchung der Masten zu 
ermitteln. Dies war vor allen Dingen darauf zurückzuführen, 
daß die Eigenschwingungen der Seile zu den Längskräften 
zusätzlich die Messung von Biegespannungen bewirkten. 
Dies könnte bei weiteren Versuchen vermieden werden, 
wenn an jeder Meßstelle.zwei Dehnungsaufnehmer gegen- 
über angesetzt werden, wodurch die Biegespannungen des 
Seiles kompensiert würden. 

Demgegenüber hat der Beschleunigungsaufnehmer ein- 
wandfrei die Drehbewegungen der Traverse gemessen, wo- 
bei gegebenenfalls auftretende Biegeschwingungen des Ma- 
stes nicht mit erfaßt wurden. 


Zwischen den Versuchen an Mast 1 (kurzer Mast) un: 
Mast 5 (langer Mast) ergab sich insofern ein Unterschied 
als beim kurzen Mast die größte Schwingung bei der erste 
Bewegung aufgezeichnet wurde, während die größte Aus 
lenkung bei dem längeren Mast erst bei der zweiten ode 
dritten Schwingung eintrat. Es ist damit als erwiesen anzu 
sehen, daß die Länge des Mastes auf Grund seiner Eigenela 
stizität von wesentlichem Einfluß auf die Auswirkungen de 
Schwingungsbeanspruchung ist. 


Die aus den Aufzeichnungen des Beschleunigungsauf 
nehmers ermittelten Schwingungsfrequenzen betrugen 6, 
Hz für den Mast 1 und 5,0 Hz für den Mast 5. In Anbetrach 
der großen schwingenden Massen müssen diese Schwingung: 
frequenzen als recht beachtlich angesehen werden. Die Auf 
zeichnungen des Beschleunigungsaufnehmers ermöglichte: 
es, die tatsächlich am Mast angreifende Kraft zu errechnen 
Hierzu diente die folgende Formel: 


M; 
= 
G: (Dt _ d) 
32 
Hierin bedeuten 9 den Verdrehungswinkel; 
M, das Drillmoment = X -a:l; dabei is 


X die an der Traverse angreifen 
de Kraft, « der Hebelarm de 
Kraft, ! die Einspannlänge de 
Mastes; 


G den Schubmodul = 0,385 - E; dabe 
ist E der Elastizitätsmodul de 
Betons; 


D den mittleren Außendurchmesser de 
Mastes am Kreisring; 


d den mittleren Innendurchmesser de 
Mastes am Kreisring. 


Der Elastizitätsmodul wurde für den verwendeten Beto: 
an drei Zylindern ermittelt, die aus dem gleichen Beto: 
B 450 wie die Maste hergestellt waren. Die Untersuchun: 
ergab einen Mittelwert E=392500 kp/cm?. 


Die auf Grund der obigen Formel für die einzelnen Ver 
suche errechneten am Mast wirkenden Kräfte und Moment 
sind für die Versuche an Mast 1 aus Tafel 1 und für Mast 
aus Tafel 2 zu entnehmen. Vergleicht man die in Tafel 
enthaltenen Werte miteinander, so fällt auf, daß die größ 
ten Ausschläge der Traverse bei Versuch lc mit 866 kı 
Seilzug auftraten, während der größte Seilzug bei Versucl 
ld mit 1155 kp geringere Ausschläge hervorrief. Diese Tat 
sache wird auch von dem Film, der von allen Versuchen aı 
Mast 1 mit 3facher Zeitdehnung aufgenommen wurde, be 
stätigt. Eine exakte Erklärung hierfür ist zunächst nich 
möglich. Auf Grund der bei diesen Versuchen gewonnene: 
Erkenntnisse dürfte jedoch feststehen, daß das bei höheren 


Tafel 2. Kräfte am Mast und an der Traverse auf Grund de 
Messungen durch den Beschleunigungsaufnehmer; 
Versuche an Mast 5 


k Bogenmaß X M 
Versuch | Drehwinkel Te kp*) | mkp*) 
5a — I 2 0,00637 305 330 
-+.0%,..28° 0,00820 405 450 
0228565 0,0164 810 890 
+0° 39 0,0114 570 630 
— 0° 53 0,0155 770 850 
+ 1° ie 0,01774 885 970 
0,0318 1590 1750 
0,0318 1590 1750 


*) Es ist zu beachten, das diese Schnittkräfte bei Ein- 
setzen von E = 392500 kp/cm? für Beton B 450 errechnet 
wurden. 


? 
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eilzug insgesamt steifer werdende Seilsystem bei Aus- 
halten der Eigenelastizität des Mastes das Ausbilden von 
chwingungskräften erschwert. 

Während bei Mast 1 ein Drehwinkel von 2° 15’ noch keine 
chäden brachte, brach Mast 5 bereits bei einem Drehwin- 
el von 1° 49’. Bei Mast 1 trat der größte Traversenaus- 
hlag bereits bei der ersten Drehbewegung der Traverse 
uf, hingegen schaukelte sich Mast 5 erst nach 2 bis 3 Bewe- 
ungen zum größten Ausschlag auf. Dies ist zweifellos auf 
inflüsse der größeren Einspannlänge und der damit wirk- 
ım werdenden Eigenelastizität des Mastes zurückzuführen. 

Es fällt auf, daß die aus den Schwingungskräften kom- 
ıenden Torsionsmomente sehr groß sind und weit über die 
ach den statischen Berechnungen errechneten hinausge- 
en. Ebenso überschreiten sie die Werte bekannter stati- 
her Torsionsversuche erheblich. Diese Erscheinung läßt 
ch vielleicht am ehesten mit ähnlichen Feststellungen bei 
austoffprüfungen vergleichen. Auch hierbei erreicht ein 
ısch belasteter Baustoff wesentlich höhere Festigkeiten als 
er langsam und stetig belastete. Bei den Versuchen waren 
ie Maste einer raschen, plötzlichen und schlagähnlichen 
elastung ausgesetzt, die unter Berücksichtigung des vor- 
er Gesagten die größere Lastaufnahme erklärt. 

Die bei den statischen Torsionsversuchen erzielten 
rgebnisse entsprachen den Erwartungen. Die zusätzlich 
ingelegten Torsionsringe verschoben zwar die Torsions- 
rüche weiter nach unten, brachten jedoch nur eine geringe 
rhöhung der Torsions-Bruchmomente. Jedoch zeigte der 
n Querschnitt größere Mast einen nennenswerten Anstieg 
es Bruchmoments. Dies ist erklärlich, wenn man bedenkt, 
aß für die Torsion allein das Trägheitsmoment des Mastes 
aßgebend ist, das jedoch durch eine zusätzliche Längs- und 
ingbewehrung nur unwesentlich verbessert werden kann. 

Zusammenfassend ergab sich bei den Versuchen, daß an 
en Seilen keine wesentliche Kraftmehrung auftrat, daß aber 
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die Schwingungen der Seile, verursacht durch den raschen 
Kraftverlust, den Traversen Impulse geben, die, beeinflußt 
durch verschiedene Momente, z.B. Spannfeldlänge, tat- 
sächliche Seilspannung, freie Länge der Maste und Tempera- 
tur, in Resonanzbewegungen übergehend, ein erheblich grö- 
Beres Torsionsmoment erzeugten, als bislang rechnerisch 
berücksichtigt wurde. Da hierdurch, allerdings nur sehr 
kurzzeitig, ein Kraftzuwachs entsteht, sind die Maste im- 
stande, einen großen Teil dieser zusätzlichen Torsionsmo- 
mente aufzunehmen. Durch Versuche an Masten mit größe- 
rer Einspannlänge könnten die gewonnenen Erkenntnisse 
wahrscheinlich erweitert und bestätigt werden. 


Es hat sich ebenso gezeigt, daß die verwendeten Rutsch- 
klemmen in der Lage sind, im Falle eines Seilbruches das 
aus dem Seilzug entstehende Torsionsmoment sehr schnell 
abzubauen, so daß hieraus gewöhnlich für die heute üb- 
lichen vorgespannten Betontragmaste keine Bruchgefahr 
besteht. Durch die bei Seilbruch entstehenden Schwingun- 
gen kann jedoch, wenn die Voraussetzungen hierfür gegeben 
sind, ein so großes Torsionsmoment entstehen, daß dieses 
nicht von den Masten aufgenommen werden kann, so daß 
es also zum Torsionsriß oder auch zum Torsionsbruch 
kommt. Wesentlich ist dabei jedoch, daß hierbei in: allen 
Versuchsfällen die Traversenlage nicht verändert wurde, so 
daß der Leitungsbetrieb dadurch zunächst keine Beein- 
trächtigung erfährt. 


Besondere Beachtung verdient der Umstand, daß bei 
Mast 1 das größte aus den Schwingungen resultierende Tor- 
sionsmoment nicht bei dem höchsten Seilzug auftrat, da 
offenbar ein mit höherer Seilspannung gespanntes Seil- 
system härter wird und der Schwingungsbildung entgegen- 
wirkt. Zusammenfassend hat sich hierfür bei allen durch- 
geführten Versuchen gezeigt, daß der Bereich von 300 bis 
900 kp Seilzug am gefährdetsten ist. 


Rundschau 


K 061.5(047): 621.311 


us EVU-Geschäftsberichten 


Bei der KommunalesElektrizitätswerk Mark Ak- 
engesellschaft Hagen, hielt der konjunkturelle Auf- 
'hwung, der in der zweiten Hälfte des Jahres 1959 begon- 
an hatte, auch im 55.Geschäftsjahr 1960 an. Insgesamt konn- 
; das Unternehmen eine Zunahme des Stromverbrauchs um 
3,7% gegenüber einer Steigerung von 8,1% im Jahr 1959und 
5% im Jahr 1958 verzeichnen. Die gesamte Brutto- 
trombeschaffung betrug rd. 1417 Mio kWh gegenüber 
l. 1260 Mio kWh im Vorjahr; das entspricht einem Zu- 
achs von 157 Mio kWh. Von der gesamten Strombeschaf- 
ng von 1334 Mio kWh entfielen rd. 86% auf Eigenerzeu- 
ing und rd. 14% (196 Mio kWh) auf Fremdstrombezug. 
und 58% (1138 Mio kWh) der Eigenerzeugung übernah- 
en im Berichtsjahr die Höchstdruckerzeugungsanlagen 
ı Cuno-Kraftwerk Herdecke. Die Jahreshöchstlast (am 
. Dezember 1960) betrug 326 MW gegenüber 306 MW im 
orjahr. Die Benutzungsdauer der Höchstbelastung stieg 
n 4116 h auf 4353 h. 


Die Erzeugung von Dampfkraftstrom — 1213 Mio kWh — 
rteilt sich auf das Kraftwerk Elverlingsen mit rd. 23,6% 
ıd das Kraftwerk Herdecke mit rd. 76,5%. Der spezifische 
ohlenverbrauch je kWh (der gesamte Kohlenverbrauch 
r Kraftwerke betrug rd. 524000 t gegenüber rd. 459 000 t 
ı Vorjahr) ist infolge stärkeren Einsatzes der modernen 


Anlagen weiter zurückgegangen. Auch die Netzverluste 
sind weiter gesunken, und zwar von 4,31% auf den sehr 
niedrigen Wert von 4,16%. 

Von der nutzbaren Stromabgabe, die von 1128 Mio kWh 
auf 1282 Mio kWh, d. h. um 154 Mio kWh oder 13,7% ge- 
stiegen ist, entfielen auf Wiederverkäufer 198,5 Mio kWh 
(15,6 %), auf industrielle Sonderabnehmer 961,6 Mio kWh 
(75,1%) und auf Tarifabnehmer 118,7 Mio kWh (9,3%). Die 
Zuwachsraten betrugen bei den industriellen Sonderabneh- 
mern 13,5% (8,2% im Vorjahr), bei den Tarifabnehmern 
15,9% (10,6%) und bei den Wiederverkäufern 13,2% (6,7%). 

Wie das technische Vorstandsmitglied des Unternehmens, 
Dipl.-Ing. Dr. F. Lücke, bereits auf der Hauptversammlung 
1960 ausführte, wurde ein neues Bauprogramm mit einer 
Gesamtbausumme von rd. 114 Mio DM in Angriff genom- 
men. Hierbei handelt es sich in erster Linie um eine Erwei- 
terung des Kraftwerks Herdecke um eine Blockanlage mit 
einer Leistung von 100 MW und um die erste 220-kV -Lei- 
tung der Elektromark mit Umspannwerken in Garenfeld 
bei Hagen und Elverlingsen. Die Bauarbeiten für dieses 
Programm sind in vollem Gang. Es kann damit gerechnet 
werden, daß der 100-MW-Block bereits im Herbst 1962 in 
Betrieb geht. Außer den beiden genannten großen Bauvor- 
haben sind umfangreiche Arbeiten im gesamten Vertei- 
lungsnetz im Gang oder bereits zum Abschluß gekommen. 
Neu im Betrieb genommen wurden die beiden 100-kV-Um- 
spannwerke Altena und Werdohl (1. Bauabschnitt). In bei- 
den Umspannwerken finden zur Zeit die Montagearbeiten 
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für den zweiten Bauabschnitt statt. Erweiterungen sind 
ebenfalls angelaufen in den 100-kV-Umspannwerken Her- 
decke, Hagen, Oege und Elverlingsen. Die Bautätigkeit im 
10-kV-Verteilungsnetz und im Niederspannungsnetz ist seit 
Anfang des Jahres 1960 ebenfalls wieder sehr rege. 


Auf die Stammeinlage bei der Arbeitsgemeinschaft Ver- 
suchs-Reaktor (AVR) GmbH, Düsseldorf, wurde eine wei- 
tere Einzahlung von 0,5 Mio DM geleistet, so daß jetzt die 
Einlage 1,0 Mio DM beträgt. Die Beteiligung wird in drei 
Jahresraten, beginnend mit dem Jahr der Einzahlung, ge- 
mäß den vom Finanzminister des Landes Nordrhein-West- 
falen erlassenen Richtlinien abgeschrieben. Die Aufschluß- 
arbeiten auf dem Gelände im Stetternicher Forst bei Jülich, 
auf dem der 15-MW-Versuchsreaktor errichtet werden soll, 
wurden verzögert, weil das Genehmigungsverfahren noch 
nicht abgeschlossen werden konnte. Es begegnet bei den 
Gegebenheiten des Baugeländes besonderen Schwierigkei- 
ten. Der Bau eines eigenen Kernkraftwerks kommt für 
Elektromark aus technischen und wirtschaftlichen Gründen 
zunächst nicht in Frage. 


Das Ergebnis des Geschäftsjahrs 1960 war, wie Senator 
h. c. Dipl.-Kfm. L. B. Rohe, kaufmännisches Vorstandsmit- 
glied, mitteilte, recht befriedigend. Es gestattet die Aus- 
schüttung eines Bonus von 2% zusätzlich zu der 10%igen 
Dividende. Die Gründe für das gute Jahresergebnis liegen 
in der Zunahme des Stromabsatzes um 13,7% ; ferner konn- 
ten die Stromerzeugungskosten durch den Einsatz der 
Höchstdruckanlagen im Cunowerk Herdecke gesenkt wer- 
den. 


Die Investitionen des Jahres 1960 konnten ohne Auf- 
nahme von Fremdmitteln finanziert werden. Zum ersten 
Male seit zehn Jahren überstiegen im Berichtsjahr die Ab- 
schreibungen mit 24,7 Mio DM die Investitionen von 24,0 
Mio DM. Dagegen wurde die mit 8% zu verzinsende Teil- 
schuldverschreibungs-Anleihe des Jahres 1954 in Höhe von 
4,4 Mio DM, die gemäß den Anleihebedingungen zur Rück- 
zahlung zu 102%,%, des Nennwerts zum 1. Mai 1960 gekün- 
digt war, zu diesem Zeitpunkt zurückgezahlt. Ferner ver- 
minderten sich die Darlehen durch planmäßige Tilgung 
um 2,9 Mio DM. Diese Verminderung der Fremdmittel hatte 
eine nicht unwesentliche Zinsersparnis zur Folge. In den 
früheren Jahren mußten erhebliche Fremdmittel aufge- 
nommen werden; hinzu kam eine Kapitalerhöhung in Höhe 
von 30 Mio DM, die in den Jahren 1956 bis 1958 durchge- 
führt wurde, um die sehr hohen Investitionen, die im Jahr 
1957 mit 49,1 Mio DM ihren bisherigen Höchststand er- 
reichten, abdecken zu können. 


Die Elektromark hat sich veranlaßt gesehen, dem erwar- 
teten steigenden Bedarf an elektrischer Energie in der Zu- 
kunft durch Einplanung laufender weiterer Investitionen 
Rechnung zu tragen. Zur Finanzierung dieser Investitionen, 
die mit einem jährlichen Betrag von etwa 50 Mio DM für die 
Jahre bis 1966 angenommen werden, sind neben dem Ein- 
satz eigener Mittel aus Abschreibungen und Fondsbildung, 
die Aufnahme von Fremdmitteln und, bei den Grenzen,. die 
nach den Anleihe- und Darlehensbedingungen für die Be- 
sicherung der Fremdmittel gezogen sind, eine Kapitaler- 
höhung notwendig. 


Für die Kapitalerhöhung um 30 Mio DM wird die Form 
des „‚Genehmigten Kapitals“ nach $ 169 des Aktiengesetzes 
gewählt. Der Vorstand soll durch eine Satzungsänderung 
ermächtigt werden, mit Zustimmung des Vorsitzers des 
Aufsichtsrats und seines ersten Stellvertreters das Aktien- 
kapital um einen Betrag bis zu 30 Mio DM zu einem 
Ausgabekurs von 115% zu erhöhen. 


Für die Finanzierung des künftigen Geldbedarfs stehen 
im wesentlichen die Innenfinanzierung und die Außen- 
finanzierung zur Verfügung. Seit der Währungsreform wur- 
den bis einschließlich 1960 im Anlage- und Umlaufvermö- 
gen 335 Mio DM investiert. Diese wurden finanziert durch: 
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| % 
Kapitalerhöhung 12,5 
Rücklagen, Rückstellungen und 
Abschreibungen 54,7 
lang- und kurzfristige Fremdmittel 32,8 


Summe 100,0 


In den Jahren 1961 bis einschließlich 1966 wurden eir 
geplant: 


Mio DM 
Investitionen 282,0 
Tilgung von Anleihen und 
Darlehen 24,0 
Zunahme an Beteiligungen 3,6 


Summe 309,6 
Die Finanzierung dieser Aufwendungen soll erfolge 


durch: Hs 

Kapitalerhöhung Ihl 
Rücklagen, Rückstellungen und 

Abschreibungen 53 

Anleihen und Darlehen 36 


Summe 100 


Das Verhältnis von Eigenkapital zu Fremdmitteln ist b 
Elektromark günstig. Nach den Feststellungen des Statist 
schen Bundesamts betrug bei der Energieversorgung 
Bundesgebiet das Verhältnis von Eigenkapital zu Frem« 
kapital wie 40,5% zu 55,7%; bei Elektromark waren « 
51,59% zu 44,7%: 


Bundesge- Elektromark 
biet 1957 1957 1960 
% % | % 
Eigenkapital 40,5 51,5 49,5 
Fremdkapital 
- langfristig 41,4 30,3 | 28,5 | 
- kurzfristig 14,3 | 5357| 14,4 | 4&7| 16,2| 4% 
Sonstige Verbind- 
lichkeiten 2. 2 DT 
Reingewinn srl 1,6 Sl 
100,0 100,0 1000 


Wenn von der „goldenen Regel‘‘ der Finanzierung g 
sprochen wird und man damit meint, daß das Anlageve 
mögen durch Eigenkapital gedeckt werden soll, so trifft di 
nach den Feststellungen des Statistischen Bundesamts fi 
die kapitalintensiven Unternehmungen keinesfalls zu. B 
Elektromark sind rd. 50% des Anlagevermögens dur« 
Eigenkapital gedeckt. 


Die Tagesordnung der ordentlichen Hauptversammluı 
vom 21. Juni 1961 enthielt noch den Beschluß, einen Betr: 
von 6 Mio DM aus der gesetzlichen Rücklage in Nennkapit 
umzuwandeln, wobei die neuen Aktien bereits für das G 
schäftsjahr 1960 dividendenberechtigt sein sollen. Bei d 
DM-Eröffnungsbilanz wurde das Aktienkapital nur im Ve 
hältnis von 1:1 von 18 Mio RM auf 18 Mio DM umgestel 
während die gesetzliche Rücklage eine Höhe von 40,4 M 
DM erreichte. Eine bessere Umstellung erschien nicht ve 
tretbar, da die zukünftige Entwicklung damals nicht übe 
sehen werden konnte; die Strompreise waren noch gestop 
und das Lastenausgleichsgesetz noch nicht erlassen. [ 
Schaffung von 6 Mio DM Berichtigungsaktien soll nun d 
Aktionären das geben, was ihnen seinerzeit bei der DME 
vorenthalten werden mußte. 


Durch das ‚Gesetz über die Kapitalerhöhung aus Gese 
schaftsmitteln und über die Gewinn- und Verlustrechnun 
vom 23. Dezember 1959 (Kleine Aktienrechtsreform) wi 
erstmals für den Jahresabschluß für das Geschäftsjahr19 
eine Neugliederung der Gewinn- und Verlustrechnung 
Form des ‚„‚Bruttoausweises“ vorgeschrieben !) ; hierbei ka 

\) Bisher konnte gemäß $132 des Aktiengesetzes der sogenar 
te Nettoausweis benutzt werden, d.h., vom J ahresertrag koı 
ten die Aufwendungen für die Strombeschaffung, die Versie] 
rungskosten, die Konzessionsabgabe und andere Aufwendung 
abgezogen werden, so daß sich als Saldo ein Nettoertrag ergab 


3 
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Bilanz (in Mio DM) 


eine Staffel- oder eine Kontoform gewählt werden. Die Ge- 
winn- und Verlustrechnung ist nach diesen Vorschriften 


31. Dez. | 31. Dez. | + Verän- neu gegliedert worden. Die entsprechenden Posten des 
1960 1959 | derungen Vorjahrs sind, um einen Vergleich mit diesen zu ermöglichen, 
Aktiva in der gleichen Weise errechnet und aufgeführt. Es wurde 
erenenmdnmbebaute die Kontoform gewählt, um — soweit möglich— die Konti- 
Grundstücke 60,1 54,9 + 5,2 nuität im Ausweis zu erhalten. 
Stromerzeugungsanlagen 157,7 156,6 Hi Zur Gewinn-u. Verlustrechnung ist noch zu erwähnen, daß 
Be leneeanlagen 158,1 144,8 +13,3 der Zinsendienst sich gegenüber dem Vorjahr um rd. 1,6 
22 Sachanlagever: > Mio DM vermindert hat. Dies war eine Folge des Abbaus der 
mögen 2,0 2,0 + 0,0 R ’ ° & 
Im Bau befindliche Anlagen Fremdmittel und des Ersatzes der noch mit 3% zu verzin- 
und Anzahlungen 11,8 7,8 ER) senden Anleihe von 1953 in Höhe von 15 Mio DM durch 
Beteiligungen 0,7 0,5 ae eine 5%, %-Anleihe im Dezember 1959. Ferner wurde die 
ne r r - ebenfalls mit 8% zu verzinsende Anleihe von 1954 in Höhe 
Eeagevermögen insgesamt ee 28 re von 4,4 Mio DM zum 1. Mai 1960 zurückgezahlt und weitere 
Vorräte 10,4 AeR — 0,7 rd. 3 Mio DM anderer Fremdmittel getilgt, so daß sich die 
Wertpapiere 0,8 0,8 + 0,0 langfristigen Fremdmittel um insgesamt 7,5 Mio DM ver- 
Anzahlungen 0,1 3,0 29 mindert haben. 
r 
rungen 122 ua H Sl Es wurde schon erwähnt, daß zu der Dividende von 10% 
Flüssige Mittel 7,4 5,0 + 2,4 i > 
0 en EEE ein Bonus von 2% ausgeschüttet wurde. 
- B 2% geschüttet wurde 
Elaufvermögen insgesamt 34,0 a un Am Ende des Geschäftsjahres beschäftigte die Elektro- 
Rechnungsabgrenzung 4,1 4,2 al mark 1575 Mitarbeiter, davon 465 Angestellte, 1065 Arbei- 
ram 128.5 105.3 1232 ter und 45 Lehrlinge und Praktikanten Schr 
Passiva | = 
u Sapital 2 2 0,0 Bei der Neckarwerke Elektrizitätsversorgungs-AG, 
Rücklagen 30,4 29,4 + 1,0 ‘ ; 2 E 
Wertberichtigungen 206.1 185,8 420,3 Eßlingen, hat die schon einige J ahre anhaltende kräftige 
Eekstellungen 32,4 27,4 + 5,0 Steigerung des Stromabsatzes im Berichtsjahr 1960 ange- 
8 : : ä . 
Kreditgewinnabgabe 2,5 2,6 zes halten. Mit 1088 Mio kWh liegt der Stromabsatz 12,4%, über 
Langfristige Verbindlich- 72,1 79,6 — 75 dem des Vorjahres. Der Anteil der Eigenerzeugung erreichte 
keiten as ?/, des Gesamt-kWh-Umsatzes. Die Gliederung des Stromauf- 
Mittel- und kurzfristige kommens und die Aufteilung der nutzbaren Stromabgabe 
Verbindlichkeit 10,0 8,3 + 1,7 
BE ARPUER > 2 he können den folgenden Aufstellungen entnommen werden: 
Rechnungsabgrenzung 7,1 6,2 + 0,9 
Jahresgewinn 7,9 60 | + 19 a 
Passiva insgesamt 428,5 | 405,3 | + 23,2 gegen- 
== nn en ee 1960 | 1959 | „über 
Mio Mio | "eis 
Gewinn- und Verlustrechnung (in Mio DM) kWh kwh a a er EWR ERWIES 
Abgabe an Tarifabnehmer 380,63 333,82 14,0 
31. Dez. | 31. Dez. | + Verän- Abgabe an industrielle 
1960 1959 derungen Sonderabnehmer 555,10 503,79 10,2 
gen Abgabe an Verteilerwerke |_ 152,67 | 130,85 16,7 
Roh-, Hilfs- und Betriebs- Nutzbare Abgabe insgesamt 1088,40 968,46 12,4 
stoffe 51,0 47,1 + 3,9 
Löhne und Gehälter 15,3 13,6 + 1,7 re 
Soziale Abgaben und gegen- 
Aufwendungen 3,6 3,3 20,3 über 
Abschreibungen 24,3 21,1 32 1960 a ses 
Verluste aus Anlageabgängen 0,9 0,9 20V Mio Mio 2 
Zinsaufwand 5,8 7,4 — 186 kWh kWh in % 
Steuern 15,8 13,2 a Eigenerzeugung durch 
Lastenausgl.-Vermögens- Wasserkraft 17,76 14,80 +20,0 
abgabe 1,4 1,4 + 0,0 Ei 
! — generzeugung durch 
Sonstige Aufwendungen 4,0 3,6 4 0,4 Dampfkraft 782, 42 645,22 di 21,3 
Zuführung zur freien 
Rücklage 1,0 0,9 + 0,1 Gesamte Eigenerzeugung | 800,18 | 18 660,02 | 02 +21,2 
8 8 
Jahresgewinn 7,9 6,0 + 1,9 Fremdbezug 408,66 412,58 — 10 
8 
Gesamtaufwand | 131,0 118,5 + 12,5 Gesamtumsatz 1208,84 | 1208,84 | 1072,60 | 1072,60 +12,7 
Erträge 
nsatzerlöse 127,8 114,6 + 13,2 Wie im Vorjahr hat der Absatz an Tarifabnehmer be- 
Aktivierte Eigen- achtlich zugenommen. An der Spitze hielt sich die Ver- 
leistungen >52 1,8 1.704 brauchssteigerung der Haushaltabnehmer mit 15,5% ; dann 
Zinsertrag, Erträge aus folgen das Gewerbe mit 15% und die Landwirtschaft mit 
Anlageabgängen und 10% Zunahme. Die industriellen Sonderabnehmer haben 
e sonstige Erträge 1,0 1,1 4 um 10,2% mehr Strom abgenommen. Die Abgabe an die 
ntnahmen aus der Verteilerwerke ist um 16,7%, angestiegen und zeist damitden 
gesetzl. Rücklage e TOO a ra 8 
E 8 ? 2 höchsten Steigerungssatz aller Abnehmergruppen. 
G E e 
Eeawerteag es u al Von der verfügbaren Leistung von 435,7 MW entfielen 
— 8 8 
Dividende 10% 10% 329,6 MW auf die eigenen Dampfkraftwerke. Die Jahres- 
+2% höchstlast trat am 13. Dezember 1960 mit 327420 kW auf 
Bonus 


und wurde mit 264,3 MW zu mehr als 80% mit eigener Lei- 
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stung gedeckt. Die Steigerung dieser Höchstlast gegenüber Bilanz (in Mio DM) 
dem Vorjahr mit 8,7% liegt unter der Zuwachsrate des Um- 
satzes von 12,7%, so daß eine leichte Erhöhung der Benut- 


+ Ver- 


zungszeit zu verzeichnen ist. Ende 
Im Dampfkraftwerk II Altbach kam der dritte Block rungen 
Anfang November des Berichtsjahres mit voller Leistung nen 
(80 MW) in Betrieb. Er erzeugte 51,8 Mio kWh bei 884 Be- Grundstücke ind Gehande 33.3 28.8 AR 
triebsstunden. Die Gesamterzeugung des DKW II Altbach Ts ematarsutnd : e i 
betrug 555,2 Mio kWh (DKW I Altbach: 226,2 Mio kWh). nn 24,8 23,8 #08 
Zum wirtschaftlichen Abtransport der Leistung des dritten Kessel, Maschinen und 
Blocks vom Kraftwerk II Altbach wurde auch das zweite Umspanneinrichtungen 166,9 130,3 + 36,6 
System der Doppelleitung Altbach-Beutelsbach von 30 kV Leitungsnetz, Hausan- 
auf 110 kV umgestellt. Gleichzeitig konnte in Beutelsbach schlüsse, Zähler 99,2 90,8 + 84 
das 110/30-kV-Umspannwerk mit zwei Regelumspannern Sonstiges Sachanlage- 
110/30 kV von je 31,5 MVA Leistung in Betrieb genommen B en ar > 2.00 
: ; F > eteiligungen und Rechte 6,1 4,5 + 1,6 
werden. Auch in Metzingen wurde ein zweiter Regelum- Im Bau befindliche Anlagen 
spanner 110/30 kV mit 31,5 MVA Leistung aufgestellt. We- und Anzahlungen 5,0 22,1 —174 
gen der dadurch erhöhten Kurzschlußleistung mußten in - - m. 
der 30-kV-Anlage die Sammelschienen verstärkt und die Anlagevermögen insgesamt 340,0 305,0 +35,0 
Schalter auf höhere Abschaltleistung umgebaut werden. Vorräte 5,7 6,4 = 
Im Berichtsjahr sind rd. 4600 Niederspannungs-Hausan- Beer En E20 Bi 
[3 i Et ge Mittel 2,1 2,6 + 0,1 
schlüsse, etwa ebenso viele wie im Jahr 1959, neu hergestellt ae er en E 
worden. Ein Kennzeichen für den zunehmenden Leistungs- Umlaufvermögen insgesamt 19,7 21,0 — 1,3 
bedarf der Industrie ist, daß 55 Anlagen (17% mehr als im — m 
Jahr 1959) an die Mittelspannungsnetze und zwei Anlagen Aktivische 
Rechnungsabgrenzung 5,8 5,5 +2053 


an die 30-kV-Netze angeschlossen worden sind. Die Aus- 


siedlung landwirtschaftlicher Betriebe wurde fortgeführt. Aktiva insgesamt 


365,5 331,5 + 34,0 


Auf dem Gebiet des Geräteabsatzes und der Kundenbe- Passıya 


ratung wurde u. a. die Zahl der in erster Linie für die Haus- Grundkapital 45,0 45,0 + 0,0 

frauen bestimmten Veranstaltungen vermehrt. Die durch- Rücklagen 19,2 17,7 +15 

schnittliche Besucherzahl stieg gegenüber dem Vorjahr um Wertberichtigungen 159,2 139,7 +19,5 

rd. 20%. Baukostenzuschüsse 12,5 10,7 + 18 
Rückstellungen 28,0 225 + 5,5 

Für die Ehefrauen und das Verkaufspersonal der Mit- Langfristige 

glieder der Elektro-Gemeinschaft wurde eine Verkaufs- Verbindlichkeiten 54,7 49,2 + 5,5 

schulung durchgeführt. Als unmittelbar sichtbare Auswir- Kurz- und mittelfristige 

kung der Beratungsarbeit kann für das Berichtsjahr festge- Verbindlichkeiten 41,0 41,7 — 09 

stellt werden, daß die Zahl der als neu angeschlossen gemel- Passırisebs 1777 

deten Elektro-Herde um etwa 10000 oder 28% angestiegen Rechnungsabgrenzung 0,3 0,4 — 0,1 

ist; damit verzeichnet das Unternehmen einen Gesamtbe- - 

stand von annähernd 110000 Stück. Bei den neu angeschlos- gm Sa 4,0 +18 

senen elektrischen Heißwassergeräten beträgt der Zugang Passiva insgesamt 365,5 331,5 +34,0 


rd. 4300 Stück; das sind 63% mehr als im Jahr 1959. Etwa 
47,4%, aller nach Haushalt- und Landwirtschaftstarifen ab- 
gerechneten Anlagen haben jetzt Elektroherde. Der Nacht- 
stromabsatz konnte durch den Anschluß von rd. 80 Nacht- 
strom-Speicheröfen mit einem Anschlußwert von 380 kW 
erneut erhöht werden. Auch die Ausrüstung von Milchsam- 
melstellen mit Eiswasserspeichern, die sehr gute Nacht- 
stromverbraucher sind, hat Fortschritte gemacht. 


Gewinn- und Verlustrechnung (in Mio DM) 


2 : ; 31. 31. + Ver- 
Wenn in der Bilanz der abgerechnete Anlagezugang mit Dezemher|Dezember Marl 
52,4Mio DM wesentlich höher ausgewiesen istalsin den beiden 1960 1959 rungen 


Vorjahren, so liegt dies daran, daß neben einem verhältnis- 
mäßig gleichbleibenden Investitionsvolumen für die Anla- 


Erträge 


gen der Stromverteilung der Investitionsaufwand für den Erlöse aus Stromverkauf +12,0 
im Herbst des Berichtsjahrs in Betrieb genommenen 80- NE 2 + 0,4 
MW-Block des Dampfkraftwerks II Altbach erscheint. Dereremlicho Eee ig 
Unter Berücksichtigung des Rückgangs der im Bau befind- Erträge insgesamt +12,1 
lichen Anlagen und der Anzahlungen auf solche ergeben sich Aufwendungen 
einschließlich der Beschaffung geringwertiger Wirtschafts- Erzeugung, Bezug, 
güter Investitionsaufwendungen von rd. 36,6 Mio DM. Zu Verteilung +48 
ihrer Deckung haben eigene Mittel zu etwa drei Viertel bei- Löhne und Gehälter + 0,9 
getragen, insbesondere Abschreibungen mit 21,8 Mio DM, en ud 

Zt ee : : Fe £ ufwendungen 770,6 
wobei wieder wie in den Vorjahren die Möglichkeiten der Abschreibungen und 
degressiven Abschreibung in vollem Umfang ausgeschöpft Wertberichtigungen 2 
worden sind. Auch die Baukostenzuschüsse mit 2,6 Mio DM Zinsen 2.208 
sind als Finanzierungsmittel bei der Erweiterung der Ver- Steuern 597 
teilungsanlagen nicht zu unterschätzen. Darüber hinaus Sonstige Aufwendungen — 0,2 
wurde der Großteil eines im Berichtsjahr aufgenommenen Einstellung in die freie 
langfristigen Schuldscheindarlehens in Anspruch genom- A e + 0,5 
men, wobei diesem Neuzugang an Verbindlichkeiten Dar- Bann + 09 
lehenstilgungen in beträchtlicher Höhe gegenüberstehen. Aufwendungen insgesamt +12,1 
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sind die Gesamtverbindlichkeiten (ohne Rückstellungen) 
otz des vorstehend erwähnten recht hohen Investitions- 
ıfwands nur um 4,7 Mio DM angestiegen. 


Während die Vorräte an Bau- und Betriebsmaterialien 
ır geringfügig erhöht ausgewiesen sind, konnte der Kohle- 
stand erneut verringert werden. Besonders bemerkens- 
ert scheint die Tatsache zu sein, daß die „Forderungen auf 
rund von Warenlieferungen und Leistungen‘ um nahezu 
Mio DM zurückgegangen sind, — in erster Linie als Folge 
nes gegen das Jahresende verstärkt durchgeführten In- 
\SSOS. 


Während bereits seit 1957 die Gewinn- und Verlustrech- 
ıng nach dem Bruttoprinzip erstellt worden ist, wurde bei 
ın vorliegenden Abschluß erstmals die Gliederung nach 
»n neuen aktienrechtlichen Vorschriften über die Gewinn- 
ıd Verlustrechnung vom 23. Dezember 1959 angewendet. 
wecks Vergleichsmöglichkeit sind die Zahlen für 1959 nach 
»n gleichen neuen Grundsätzen gegliedert aufgeführt. Die 
rlöse aus Stromverkauf haben sich — bei einer Steigerung 
sr nutzbaren Abgabe um 12,4% — um 11% erhöht. Ob- 
ohl im Berichtsjahr weder bei den allgemeinen noch bei 
»n Tarifen für Sonderabnehmer irgendwelche Änderungen 
ngetreten sind, ist dadurch ein Rückgang der durch- 
hnittlichen Erlöse je kWh von 11,37 Pf auf 11,23 Pf zu 
srzeichnen. Der durch Inbetriebnahme des Blocks 3 im 
KW II Altbach verursachte besonders hohe Anlagenzu- 
ing hat erneut zu einer Erhöhung der Zuweisung zum 
/ertberichtigungsfonds geführt. Dagegen ist die Zinsbela- 
ung entsprechend der verhältnismäßig niedrigen Zunahme 
or Verbindlichkeiten nur geringfügig angestiegen. Die Er- 
öhung der Steuern vom Ertrag, vom Einkommen und vom 
ermögen spiegelt die weitere Verbesserung der Ertrags- 
‚ge wider. 


Am Ende des Berichtsjahres waren 1075 Betriebsange- 
örige bei den Neckarwerken beschäftigt; davon waren 615 
rbeiter, 450 Angestellte und 10 Lehrlinge. 


Die Hauptversammlung beschloß, für das Geschäftsjahr 
960 eine Dividende von 12% (im Vorjahr 10%) auf 45 Mio 
M Grundkapital auszuschütten. 


Der Abschluß für das Geschäftsjahr 1960 wurde von dem 
orstandsvorsitzer Dipl.-Kfm. Dr. A. Schad eingehend erläu- 
rt. Er bezeichnete den Geschäftsverlauf während der 
sten fünf Monate des neuen Jahres 1961 als gleicherweise 
sfriedigend. Obwohl in nächster Zeit das Ansteigen ver- 
'hiedener Kosten erwartet wird, rechne die Geschäftslei- 
ing wieder mit einem guten Ergebnis für 1961, zumal das 
un erreichte Verhältnis von 2:1 zwischen Eigenerzeugung 
nd Fremdbezug als wirtschaftlich optimal bezeichnet wer- 
en dürfte. Unter Zugrundelegung dieser Relation und einer 
eineswegs überhöhten Zuwachsrate des jährlichen Strom- 
rbrauchs würden allerdings die Eigenerzeugungsanlagen 
'hon 1964 die Grenze ihrer Auslastung erreicht haben, 
eshalb der Aufsichtsrat inzwischen dem Bau eines neuen 
raftwerks am Neckar im Raum Ludwigsburg zugestimmt 
at. Dr. Schad hob hervor, daß keinesfalls daran gedacht 
i, etwa den gesamten künftigen Stromzuwachs aus Eigen- 
zeugung zu decken; vielmehr soll das Landesversorgungs- 
nternehmen EVS auch in Zukunft wie bisher am Umsatz- 
ıwachs und damit an der Gesamtstrombeschaffung betei- 
gt bleiben. Die Finanzierung für das Investitionsprogramm 
er nächsten Jahre, das auch die Erweiterung des Verwal- 
ingsgebäudes Eßlingen einschließt, sei sichergestellt. Schr 


* 


Im Geschäftsjahr 1960 betrug die nutzbare Stromabgabe 
sr Hessische Elektrizitäts-Aktiengesellschaft, 
armstadt, deren Stromversorgungsgebiet den Stadt- und 
andkreis Darmstadt, die Landkreise Dieburg und Erbach, 
:oße Teile der Landkreise Bergstraße und Teile des Land- 
reises Groß-Gerau mit 291 Gemeinden und 529135 Ein- 
ohnern umfaßt,rd.515 Mio kWh. Die Steigerung gegenüber 


dem Vorjahr betrug 14,8%. Der Stromverbrauch je Ein- 
wohner nahm von 863 kWh im Jahr 1959 auf 973 kWh zu. 
Die Steigerung der Stromabgabe betrug bei industriellen 
und gewerblichen Sonderabnehmern 20,8%, bei Tarifab- 
nehmern 12,5%. An der Stromabgabe sind die Tarifabneh- 
mer mit 55,4% beteiligt. Die hohe Stromabgabe an Tarif- 
abnehmer und die starke Steigerung sind im wesentlichen 
der über dem Bundesdurchschnitt liegenden Sättigung mit 
elektrischen Haushaltgeräten zu verdanken. Die Entwick- 
lung der Strombeschaffung geht aus der folgenden Aufstel- 
lung hervor: 


1960 
bezogen und erzeugt | 
Mio kWh| 547,7 
nutzbar abgegeben 
Mio kWh| 515,0 
davon an 
Tarifabnehmer Mio kWh| 285,5 
Sonderabnehmer Mio kWh 202,3 
Verteiler-EVU Mio kWh 2752 
davon an 
Stadtgebiet Mio kWh 180,4 
Landgebiet Mio kWh| 334,6 
Höchstlast kW | 124 677!) | 108 648?) 
Jahresbenutzungsdauer h 4 393 4411 
Netzverluste Y 6,0 6,4 


1) 19. Dezember 1960, 8.30 Uhr 2) 15. Dezember 1959, 8.30 Uhr 


Die Erträge aus der Stromabgabe sind nicht in gleichem 
Maße gestiegen. Sie betrugen im Jahr 1960 58,9 Mio DM und 
erhöhten sich gegenüber dem Vorjahr um 12,5%. Der 
Durchschnittspreis je abgegebener kWh (ohne Abgrenzung) 
hat sich von 11,63 Pf im Jahr 1959 auf 11,39 Pf gemindert. 


Die rasch steigende Verbrauchszunahme wirkt sich in den 
Investitionen aus. Im Berichtsjahr wurden für Zugänge im 
Anlagevermögen und auf den Baukonten einschließlich An- 
zahlungen rd. 16,7 Mio DM aufgewendet, und zwar für den 
Versorgungsbetrieb 13,9 Mio DM und für den Verkehrsbe- 
trieb 2,8 Mio DM. Hiervon wurden durch Abschreibungen 
8,5 Mio DM aufgebracht. 


Das Anlagevermögen erhöhte sich unter Berücksichtigung 
der Abgänge um rd. 13,1 Mio DM, das Umlaufvermögen 
verringerte sich um rd. 2 Mio DM, und zwar ermäßigten 
sich die Forderungen um 0,2 Mio DM und die flüssigen 
Mittel um 2,7 Mio DM, während sich die Vorräte um rd. 
0,9Mio DM erhöhten. 


Das Gesetz über die Kapitalerhöhung aus Gesellschafts- 
mitteln und über die Gewinn- und Verlustrechnung vom 
23. Dezember 1959 gab der HEAG die Möglichkeit, das 
Grundkapital aus Gesellschaftsmitteln zu erhöhen. Auf 
Vorschlag des Aufsichtsrats hat die Hauptversammlung am 
8. Juli 1960 beschlossen, das Grundkapital durch Entnahme 
aus Rücklagen um 7 Mio DM von 13 auf 20 Mio DM zu er- 
höhen. Zur Durchführung dieses Beschlusses wurden aus 
der gesetzlichen Rücklage 1,4 Mio DM und aus der freien 
Rücklage 5,6 Mio DM entnommen. Die Kapitalerhöhung 
berichtigt die in der D-Mark-Eröffnungsbilanz aus Vor- 
sichtsgründen gelegten Reserven und trägt der nachhaltig 
zu erwartenden Ertragslage Rechnung. Die neuen Anteils- 
rechte haben bereits am Gewinn des Jahres 1959 teilge- 
nommen. Im übrigen wurden der gesetzlichen Rücklage für 
den Tilgungsanteil der Vermögensabgabe für den Lasten- 
ausgleich 0,18 Mio DM entnommen und den freien Rücklagen 
0,52 Mio DM zugeführt. 
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Bilanz (in Mio DM) Gewinn- und Verlustrechnung (in Mio DM) 
31. Dez. | 31. Dez. | + Verän- 31. Dez. | 31. Dez. | + Verän 
1960 1959 derungen 1960 1959  |derunge: 
Aktiva Aufwendungen en 
1. Versorgungsbetrieb 1. Versorgungsbetrieb 
Grundstücke und Gebäude 19,80 17,75 + 2,05 Löhne und Gehälter 6,51 5,97 + 0,5: 
Maschinen, Versorgungs- Gesetzl. soziale Abgaben 0,90 0,80 + 0,1 

anlagen und Werkzeuge 107,98 99,02 + 8,96 freiwillige Sozialleistungen 1,80 1,44 + 0,3% 
Anlagen im Bau 2,58 2,50 + 0,08 Abschreibungen und 
Sonstiges Anlagevermögen 3,86 4,03 — 0417 Wertberichtigungen 8,22 6,98 + 1,2 

: Steuern 3.77 3,51 | + 0,2% 
Versorgungsbetriebinsgesamt | 134,22 123,30 +10,92 Rücklage für Maschinen- 

(davon Stromversorgung) (126,53) | (115,41) |(+11,12) Kanader 0,05 0,05 + 0,0 
Bverkchrsbetricb vn übrige Aufwendungen 40,57 37.11 + 3,4 
Verkehrsbetrieb insgesamt 27,52 25,29 | + 2,23 Versorgungsbetrieb insgesamt 61,82 55,86 + 5,9 
Anlagevermögen 2. Verkehrsbetrieb 

insgesamt (1 +2) 161,74 148,59 Verkehrsbetrieb insgesamt 10,50 9,86 0,6: 
Vorräte . 3,43 2,51 LAG-Vermögensabgabe 0,18 | 018 | + 00 
Forderungen u. Wertpapiere 11,31 11,49 Zuführung zur freien 
Flüssige Mittel 1,10 3,83 Rücklage 0,35 0,60 Pr 0,2: 

rn . . ‘ 
Umlaufvermögen insgesamt 15,84 17,833 | — 1,99 Prey 2,12 1,70 + 0,4 
Rechnungsabgrenzung 1,89 1,69 + 0,20 74,97 68,20 + 6,7 
WER: u) Brent ee Aktivierte selbsterstellte 
168,11 -+11,36 
Bokhiva insgesamt 179,47 r Kuren 12,81 Be, 412,8 
Passiva Aufwendungeninegesamt _ | 87,78 | 68,20. | His 
Grundkapital 20,00 13,00 | + 7,00 —_— 
Gesetzliche Rücklage 2,78 4,36 — 1,58 Erträge 
Freie Rücklagen 1,60 6,68 | — 5,08 Versorgungsbetrieb 66,44 59,62 + 6,8: 
Wertberichtigungen 91,95 85,96 + 5,99 Woassgneis 8,29 8.30 08 
mr: 7 Entnahme aus der 
Rückstell für Bau- ı 
an, Se 8,96 7427 + 1,69 gesetzlichen Rücklage 0,18 0,18 + 0,0 
" ückstell 12,34 12 — 0,02 Gewinnvortrag aus dem 
Bu ensurhetellungen a Vorjahr 0,05 0,10. | — oM 
Langfristige Verbindlich- a 

keiten 32,10 30,60 1550 hei | 74,97 68,20 + 6,71 
Kurzfristige Verbindlich- Aktivierte Eigenleistungen 12,82 | — +12,8: 

keiten 7,39 5,95 + 1,34 Erträge insgesamt 87,78 | 68.20 Fe 
Rechnungsabgrenzung 0,23 0230 22220100 Dividende 10% 8% + 2% 
Gewinn 2,12 1,70 + 0,42 
a inspesamt 179.47 168.11 | 11,36 Die zur Deckung der Investitionen des Jahres 1960 vo 


Die Wertberichtigungen für das Anlagevermögen sind mit 
91,0 Mio DM ausgewiesen. Sie betragen rd. 59%, des Sach- 
anlagevermögens. Die Rückstellungen haben sich von 19,6 
Mio DM auf 21,3 Mio DM, also um 1,7 Mio DM, erhöht. Es 
entfallen auf Rückstellungen für Bauzuschüsse 8,9 Mio DM, 
für Pensionsverpflichtungen 5,1 Mio DM und auf sonstige 
langfristige Rückstellungen 1,6 Mio DM. Die kurzfristig 
fälligen Rückstellungen erhöhten sich von 4,8 Mio DM auf 
5,6 Mio DM. Die Ermäßigung der Rückstellungen für Pen- 
sionsverpflichtungen und die Erhöhung der kurzfristig fäl- 
ligen Rückstellungen ergaben sich aus der Teilauflösung von 
Rückstellungen für Pensionsverpflichtungen in Auswir- 
kung der Neuregelung der Sozialversicherungsrenten ab 
1. Januar 1957. 

Bei den Verbindlichkeiten haben sich die Anleihen und 
langfristigen Darlehen um 1,5 Mio DM erhöht. Die kurz- 
fristigen Verbindlichkeiten sind mit 7,4 Mio DM, also um 
1,4 Mio DM erhöht, ausgewiesen. Darin sind Lieferanten- 
schulden mit 4,8 Mio DM enthalten. Akzeptverbindlich- 
keiten und Bankschulden wurden Anfang des Jahres ab- 
gelöst. Der Reingewinn beträgt 2,1 (1959: 1,7) Mio DM. 


Dem Anlagevermögen (nach Abzug der Wertberichtigun- 
gen) von rd. 70,7 Mio DM stehen gegenüber: 


|Miopm | % | 
Eigenkapital | 24,4 35 
Langfristige Rückstellungen 15,7 22 
Langfristige Anleihen und Darlehen 32,1 45 

| 22 | 102 


gesehene Aufnahme eines langfristigen Schuldscheinda 
lehens von 5 Mio DM wurde in Erwartung günstigerer Zin 
bedingungen bis Anfang 1961 zurückgestellt. 

Die Gliederung der Gewinn- und Verlustrechnung e 
folgte erstmals unter Verwendung der Kontoform gemi 
$ 132 Absatz 2 des Aktiengesetzes in der Fassung des G 
setzes über die Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitte 
und über die Gewinn- und Verlustrechnung vom 23. De 
1959. Die Brutto-Umsätze wurden bereits in den vorhe 
gehenden Jahren ausgewiesen, so daß eine weitgehen: 
Vergleichsmöglichkeit gegeben ist. Aus diesem Grunde i 
auch die Kontoform gewählt worden. Sie gibt außerdem d 
Möglichkeit, die seitherige ausführliche Gliederung der G 
winn- und Verlustrechnung beizubehalten. Neu hinzug 
kommen ist der Ausweis der Erträge aus aktivierten Eige 
leistungen und der Aufwendungen für selbsterstellte A 
lagen. In diesen Positionen sind die gesamten Aufwendung: 
einschließlich der Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe ausgewi 
sen, weil diese ausschließlich aus dem Lager der HEAG en 
nommen werden und nur dieser Ausweis den vollen Umfaı 
der aktivierten Eigenleistungen zeigt. 

Die Erträge (ohne aktivierte Eigenleistungen) erhöht 
sich um 6,8 Mio DM; das sind rd. 10%. Unter den Aufwe 
dungen sind die Abschreibungen einschließlich der Res 
buchwert-Abschreibungen mit 9,4 Mio DM (Vorjahr & 
Mio DM) ausgewiesen. Die Steuern erhöhten sich von # 
Mio DM auf 3,9 Mio DM. Die Zinsaufwendungen sind n 
2,2 Mio DM nur wenig höher als 1959 (2,12 Mio DM). 
den Erträgen und Aufwendungen sind 0,73 Mio DM aus d 
Auflösung von Pensionsrückstellungen enthalten, die z 
gunsten der Belegschaft aus Anlaß des 50jährigen Jul 
läums im Jahr 1962 verwendet werden sollen. 
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Insgesamt haben sich die Betriebsausgaben von 65,7 Mio 
M auf 72,3 Mio DM, also um rd. 10%, erhöht. 


Die Hauptversammlung beschloß am 20. Juni 1961, auf 
ıs neue Aktienkapital von 20 Mio DM eine Dividende von 
)%, auszuschütten (im Vorjahr 8%). 


Am Ende des Geschäftsjahrs beschäftigte das Unterneh- 
en 1861 Mitarbeiter (darunter 224 weibliche). Von den 
35 Angestellten waren 559 im Versorgungsbetrieb und 76 
a Verkehrsbetrieb beschäftigt, von den 1226 Arbeitern 624 
a Versorgungsbetrieb und 602 im Verkehrsbetrieb. Schr 


K 621.315.285 
\analkabel England-Frankreich 


Anfang Juni 1961 hat der britische Kabeldampfer „Dame 
aroline Haslett‘‘ die britische Hälfte des Kanalkabels, 
x24 km Ein-Leiter-Kabel, verlegt. Die Vermuffung der 
tzt in etwa 27 m Wassertiefe liegenden Kabelenden mit 
onen des französischen Teils der Kabelstrecke, der im 
eichen Zeitpunkt etwa zur Hälfte verlegt war, wird dann 
r französische Kabeldampfer „‚Ampere“ herstellen. Diese 
abelverbindung, die 160 MW bei 200 kV Gleichstrom 
ird übertragen können, soll voraussichtlich im Dezember 
eses Jahres in Betrieb genommen werden. 


Die Gesamtlänge des Kabels, unter See und an Land, be- 
ägt 61 km zwischen den Umrichterstationen Lydd in 
ent und Echinghen ostwärts Boulogne. Lydd wird über 
ne 275-kV-Freileitung mit Canterbury und Echinghen 
9er 225-kV -Leitungen mit Amiens und Holque verbunden. 


[The Electrical Journal v. 2. Juni 1961, S. 1482, und v. 
). Juni 1961, S. 1620] Sa 


K 621.31:620.9 


ieindustriellen Eigenanlagen 1951 bis 1959 
ı den EWG- Ländern 
Über die Entwicklung der Erzeugung der Eigenanlagen 


. den EWG-Ländern und im Vergleich dazu in den USA 
bt folgende Zahlentafel Aufschluß: 


Verhältnis 


Durch- zwischen 
Erzeugung schnitt. a 
jeeel: Erzeugung 
igen- Zuwachsrate er 
anlagen der Bigen! 
Erzeugung ahlasen 
Ba u. dem Ver- 
brauch der 
1951 1959 | an- Ins- Indie 
lagen ges. 
TWh TWh or SE SA 
Bundesrepublik 
Deutschland 
einschl. Saar) 20,0 39,0 | 10,8 10,9 58 
Belgien 37 5,9 5,8 5,3 59 
frankreich 11,6.°.19,6 ET 7,6 42 
Luxemburg 0,8 153 ze! 6,9 100 
talien 6,0 9,2 6,0 zes: 33 
Niederlande 1,6 11,8 9,4 39 
WG-Länder 43,7 8,9 8,8 48 
ISA 63,0 93,0 | 4,8 10,6 29 


Der Aufsatz in der belgischen Zeitschrift Energie (Nr. 154 
m Jan./März 1961), dem diese Übersicht entnommen 
orden ist, weist noch darauf hin, daß nach den von der Fe- 
ral Power Commission aufgestellten Plänen in den USA, 
sonders bei der Grundstoffindustrie, ein wesentlicher 
ısbau der industrellen Eigenanlagen durchgeführt werden 
lle, so daß sich ihre Erzeugung von 1960 bis 1980 um 59% 
höhen werde. Das ist aber angesichts der von 1951 bis 
59, also in neun Jahren eingetretenen Steigerung um ins- 
samt 48% eine recht bescheidene Zunahme; sie entspricht 
mlich einer jährlichen Zuwachsrate von nicht mehr als 


2,2%, während man im gleichen Zeitraum mit einer Zu- 
nahme des Gesamtelektrizitätsverbrauchs in den USA um 
jährlich etwa 7% im Durchschnitt rechnet. Sa 


DK 34:620.9 
Energierechtliche Sonderfragen zu den 


$$ 22, 26 und 103-GWB 


Einige auch im Jahresbericht des Bundeskartellamts für 
1959 behandelte Probleme sollten Anlaß sein, sich mit ihnen 
näher zu beschäftigen. Wenn man die Entwicklung der 
letzten Zeit berücksichtigt, so ist damit zu rechnen, daß die 
wettbewerbsfördernden Maßnahmen anwachsen werden. 
Aus diesem Grunde ist es notwendig, sich nicht nur mit den 
allgemeinen Fragen aus dem Nebeneinander von Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen und Energiewirtschafts- 
gesetz, sondern auch mit den Einzelproblemen zu befassen. 
Zu solchen bemerkenswerten Einzelfragen gehören u.a. der 
Verzicht einer Gebietskörperschaft auf Eigenversorgung, die 
Klauseln über Preisangleichungen, die Substitutionskon- 
kurrenz, die Sicherheitsleistung nach AVB und Stromsperre 
und schließlich die Zusatz- und Reserveversorgung. 


Mit dieser Einführung begann Prof. Dr. Ballerstedt das 
20. Kolloquium des Energierechtsinstituts an der Universi- 
tät Bonn. Mit Recht wies er darauf hin, daß das von ihm 
gewählte Thema eigentlich ein Generalthema sei, das im 
Rahmen eines Kolloquiums zwangsläufig zu einer Be- 
schränkung auf einige wenige aber bedeutsame Spezial- 
themen führen müsse. Der Bericht des BKartA lasse in 
seinem XI. Abschnitt, in dem er sich mit der Versorgungs- 
wirtschaft beschäftigte, erkennen, daß die Verträge nach 
$ 103 Abs. 1 Ziff. 1,2 und 4 GWB in der Praxis nicht immer 
mit dem im Gesetz bezeichneten Inhalt angemeldet werden, 
sondern weitergehende Regelungen und Absprachen ent- 
halten. 


So erscheint in den Verträgen häufig die sogenannte Ka- 
pazitätsklausel. Diese Vereinbarung, nach der eine Gebiets- 
körperschaft während der Dauer des Vertrages eine Eigen- 
erzeugungsanlage nicht errichten darf, eine bestehende An- 
lage stillzulegen hat oder deren Kapazität nicht erweitern 
darf, unterliegt nur insoweit dem $ 103 Abs. 1 Nr. I und ist 
damit einzutragen, als durch sie eine Konkurrenz der Ge- 
bietskörperschaften auf dem Gebiet der öffentlichen Ver- 
sorgung ausgeschaltet werden soll. Wird jedoch z.B. durch 
die Vereinbarung auch die Erzeugung für den gemeind- 
lichen Eigenbedarf ausgeschlossen, so wird sie auf keinen 
Fall von der Ausnahmeregelung des $ 103 gedeckt und ist 
daher auch nicht eintragungsfähig. Es bleibt offen, ob die 
Abrede unter $ 1 GWB fällt oder aber unter die $$ 15 oder 
18. Ballerstedt vertrat die Auffassung, daß die $$ 15 oder 18 
GWB nicht gegeben seien, daß die vorgenannte Abrede 
möglicherweise aber unter $ 1 GWB falle. Er bejahte einen 
Vertrag, der zu einem gemeinsamen Zweck geschlossen 
wurde, da auch ein gemeinsam erstrebter wirtschaftlicher 
Erfolg in einem schuldrechtlichen Vertrag den Tatbestand 
erfülle. Die Gemeinde ist auch Unternehmen i.S. des $ 1 
GWB, denn der Unternehmensbegriff muß funktional ge- 
sehen werden. 


Zum Begriff „öffentliche Versorgung‘ wies Ballerstedt 
darauf hin, daß nach seiner Meinung das BKartA von einer 
anderen Abgrenzung zwischen öffentlicher und Eigenver- 
sorgung ausgehe als $2 EnWG. An dem Beispiel der Eigen- 
betriebe i.S. der Eigenbetriebsverordnung erläuterte er, 
daß bei Anwendung der Betrachtungsweise nach $ 2 EnWG 
das zufällige Ergebnis der Organisationsform ausschlag- 
gebend dafür sei, ob ein Verzicht auf eine öffentliche Ver- 
sorgung ausgesprochen werden könne oder nicht. Ein so 
zufälliges Ergebnis dürfe jedoch kein Maßstab sein, daher 
sei vom Sinne des betreffenden Gesetzes auszugehen. Aus 
Gründen der Energieaufsicht muß der Rahmen bei $ 2 
EnWG weitergespannt werden, während bei $ 103 GWB 
wettbewerbliche Maßstäbe eine Rolle spielen. Auf jeden 
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Fall ist bei rechtlicher Selbständigkeit der Eigenversor- 
gung einer Gemeinde eine öffentliche Versorgung anzu- 
nehmen. Eine Absprache über Verzicht oder Einengung ist 
daher durch $ 103 gedeckt. 


Grenzmengenabkommen, d.h. Vereinbarungen über Aus- 
nahmen der Belieferung von Sonderabnehmern in Gebiets- 
abgrenzungsverträgen, die beruhen können auf Abnahme- 
mengen, auf verschiedenen Spannungen oder auf nament- 
licher Nennung, fallen nicht unter $ 18 GWB, sondern wer- 
den durch $ 103 Abs. 1 Ziff. 1 GWB gedeckt. Ist in einem 
solchen Vertrag dem Abnehmer eine Wahlmöglichkeit ge- 
geben, d.h., kann er sich aussuchen, von welchem Versor- 
gungsunternehmen er beliefert zu werden wünscht, so liegt 
eine Demarkationsabrede nicht vor und diese Vereinbarung 
braucht nicht eingetragen zu werden. 


Die sogenannte Gleichpreisigkeitsklausel bezeichnete 
Ballerstedt als umstritten, schloß sich jedoch der Ansicht 
des BKartA, die sich eng an den Gesetzestext anlehnt, an. 
Mit Recht wurde darauf hingewiesen, daß diese Auffassung 
des BKartA von erheblicher energiepolitischer Bedeutung 
ist. 


Zur Bekanntmachungspflicht der Verträge nach $ 103 
Abs. 1 Ziff. 1, 2 und 4 begrüßte der Vortragende die in der 
Entscheidung des Kartellsenats des BGH zum Ausdruck 
gekommene Tendenz. Vom Ergebnis her verbleibe nach 
seiner Ansicht jedoch noch ein unbefriedigender Rest, da 
das Gesetz ($ 9 Abs. 6 GWB) zwar eine Einsichtnahme in 
das Kartellregister gestattet, aber nicht die Möglichkeit 
gibt, sich von den in das Register eingetragenen Absprachen 
Abschriften zu fertigen. Die Publizitätswirkung der Eintra- 
gung ist daher nur beschränkt. Aus diesem Grunde hält 
Ballerstedt es für erforderlich, de lege ferenda hier eine 
Änderung etwa im Sinne der regionalen Registrierung der 
Verträge zu treffen, um so eine größere Publizität zu errei- 
chen. 


Bei der Erläuterung des Begriffs der Substitutionskon- 
kurrenz im Rahmen des $ 22 GWB ging Ballerstedt von der 
monopolistischen Anbieterstellung aus. Die Breite der Sub- 
stitutionsmöglichkeiten ist nicht nur technisch, sondern 
auch durch die Höhe des Preises begrenzt, d.h., steigt eine 
an sich technisch überlegene Energieart im Preis so hoch, 
daß sie für den Abnehmer nicht mehr interessant ist, so 
wird trotz der technischen Überlegenheit der Übergang 
auf eine andere Energieart gesucht werden. Der Meinung, 
zugunsten der Breite des Wettbewerbs wirke der latente 
Druck der Substitutionskonkurrenz, und zwar in dem 
Sinne, daß der Spielraum der Marktstrategie eines Unter- 
nehmens in einer Monopolstellung nicht zu groß werde, 
widersprechen volkswirtschaftliche und rechtliche Gründe. 
Volkswirtschaftlich kann man von einem Druck der Sub- 
stitutionskonkurrenz erst dann sprechen, wenn der Preis- 
vorteil einen etwa vorhandenen technischen Nachteil des 
Substituts ausgleicht. Von der rechtlichen Seite ist dazu zu 
sagen, daß der Sinn des $ 22 GWB nicht allein in der Siche- 
rung der optimalen Versorgung liegt. Mit dieser Bestim- 
mung ist vielmehr auch ein institutioneller Schutz der 
Marktfreiheit bezweckt. Erst wenn es möglich ist, durch das 
Substitut den Bedarf ohne erhebliche Mehrkosten voll zu 
befriedigen, liegt ein wesentlicher Wettbewerb vor. Ist das 
aber nicht möglich, so wird von einem latenten Druck der 
Substitutionskonkurrenz auf die Monopolstellung eines Un- 
ternehmens nicht gesprochen werden können. 


Bei der Auslegung des $ 22 Abs. 3 GWB kommt es nach 
Ballerstedt wesentlich auf die dogmatische Erfassung des 
Begriffs ‚„‚mißbräuchliches Ausnutzen‘‘ an. Dabei ist vom 
rechtspolitischen Sinn der Gesetzesbestimmung auszugehen. 
In ihr werden Schranken für die Vertragsfreiheit von 
marktbeherrschenden Unternehmen errichtet, die gewisse 
Parallelen zu $ 826 BGB und $ 1 UWG erkennen lassen, 
ohne jedoch ein dort notwendiges sittliches Unwerturteil 
oder den Nachweis der sittlichen Verwerflichkeit des Han- 


delns zu fordern. Eine solche ethische Diffamierung ist mi 
$22GWBnicht verknüpft. Nach einer Definition des Präsi 
denten des BKartA werden von dem Tatbestandsmerkma 
des mißbräuchlichen Ausnutzens alle Fälle der Nichtbe 
achtung der notwendigen Rücksichtnahme auf die Interes 
sen der Geschäftspartner erfaßt, die das Unternehmen be 
Fehlen der Marktüberlegenheit in der Regel zu nehme: 
hätte. 


Da die Vertragsfreiheit bei Tarifabnehmerverträgen ge 
bunden ist, wird $ 22 GWB im wesentlichen bei Sonderab 
nehmerverträgen und den sogenannten A-Verträgen An 
wendung finden. Zur Bedeutung dieser Vorschrift für di 
Preisaufsicht wies der Vortragende darauf hin, daß zwar ge 
sagt werde, die Marktaufsicht dürfe nicht in den Fehler veı 
fallen, ihre Kompetenz auszudehnen und etwa auf Festste] 
lung angemessener Gewinne abzustellen. Seines Erachten 
werden aber in der Energiewirtschaft auf die Dauer ge 
sehen voraussichtlich betriebswirtschaftliche Relatione 
zwischen Kosten und Preisen kaum zu umgehen sein. 


Bei der Behandlung von Einzelfragen aus dem Bereie 
des $ 26 Abs. 2 GWB vertrat Ballerstedt zur Frage de 
Stromsperre und der Sicherheitsleistung die grundsätzlich 
Auffassung, daß die Anwendung vertraglich vereinbarte 
Maßnahmen gegen einen Abnehmer keineswegs etwa scho: 
deshalb die Anwendbarkeit des $ 26 Abs. 2 GWB ausschließt 
weil der Abnehmer sich durch Abschluß des Vertrages mi 
einer möglichen Anwendung einverstanden erklärt hat 
Auch bei vertraglich vereinbarten Rechten wird eine Prü 
fung im Einzelfall notwendig sein. In den Fällen nämlich 
in denen der Zweck mit anderen und für den Abnehme 
leichteren Mitteln erreicht werden könne, müßten diese ge 
wählt werden. 


Auf das Verhältnis des $ 26 Abs. 2 GWB zur 5. DVO zur 
EnWG übergehend nahm Ballerstedt zunächst zu der Be 
hauptung Stellung, daß die 5. DVO durch $ 26 Abs. 2GW] 
aufgehoben worden sei. Diese Auffassung wird damit be 
gründet, daß $ 109 GWB nicht erschöpfend alle außer Kra! 
getretenen Bestimmungen aufzählt. Diese Meinung ist je 
doch nicht überzeugend. Man kommt nämlich zu dem Eı 
gebnis, daß die Liste des $ 109 GWB je nach dem Zweck de 
Kartellgesetzes durch Auslegung erweitert werden kanı 
Ändert sich die Rechtsauffassung, so würde dadurch aue 
die Frage der aufgehobenen Bestimmungen in Mitleider 
schaft gezogen. Mit dieser Möglichkeit wird dem Geset: 
geber ohne ersichtlichen Anlaß eine unsorgfältige Arbe 
unterstellt. Auch das BKartA hat sich bisher noch nich 
dieser Meinung angeschlossen. 


Gegen die Auffassung, daß $ 26 GWB die 5. DVO au 
gehoben habe, spricht, wie der Vortragende weiter ausfüh: 
te, auch noch folgendes: $ 103 GWB stellt nur eine vo 
läufige Regelung dar. Das ergibt sich schon daraus, daß d« 
Bundestag bei Verabschiedung des GWB den Auftrag e 
teilt hat, unverzüglich ein neues Energiewirtschaftsgesei 
vorzulegen. Unter solchen Umständen kann es keine stil 
schweigende Aufhebung von Bestimmungen des EnW 
geben, die nicht so ganz mit der Neuordnung des Karte] 
rechts in Einklang zu bringen sind. 


Das GWB ist auch nicht etwa das ranghöhere Geset 
wenngleich man vielleicht auch zugeben muß, daß die recht 
politische Materie und die Konzeption des GWB unt 
Umständen dem des EnWG überlegen ist. Auf keinen Fe 
kann aber daraus die stillschweigende Aufhebung d 
5. DVO abgeleitet werden. Nach den allgemeinen Rege 
über das Normverhältnis von Gesetzen ist der zeitliche E 
laß einer Bestimmung nur dann bedeutsam, wenn d 
gleiche Lebenssachverhalt betroffen ist und nicht beide ohı 
rechtslogischen Widerspruch nebeneinander bestehen kö 
nen. Das jüngere Gesetz ist nicht vorzuziehen, soweit d 
ältere Gesetz lex specialis ist. 


In diesem Zusammenhang ging Ballerstedt auch auf d 
von Rasch im Auftrag der V.I.K. erstattete Gutachten e 
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1 stellte fest, daß er die Auffassung von Rasch zu dieser 
‚ge nicht teilen kann. Auf keinen Fall steht die Verschie- 
‚heit rechtspolitischer Gesichtspunkte der Anwendbar- 
t eines speziellen Gesetzes entgegen. Lehnt daher ein 
U eine Versorgung unter Berufung auf die 5. DVO ab, 
iegt nach seiner Auffassung ein Verstoß gegen $ 26 Abs. 2 
VB nicht vor. Er kam zu dem Ergebnis, daß die 5. DVO 
pendes Recht ist, daß dadurch aber nicht die Anwendbar- 
t des $ 26 Abs. 2 GWB für bestimmte Fälle ausgeschlos- 
sei. Im übrigen ist seiner Ansicht nach mit der Auf- 
ung der 5. DVO nichts zugunsten der Sonderabnehmer 
vonnen. In diesem Zusammenhang verwies Ballerstedt 
h auf Frscherhof, der die Ansicht vertritt, daß das GWB 
aweit die 5. DVO überlagere, ohne allerdings diese For- 
lierung von Fischerhof zu billigen. 


um Abschluß seiner Ausführungen wies Ballerstedt dar- 
"hin, daß das Verhältnis des GWB zum EnWG viele 
‚gen offen läßt und daß die bisherigen Ergebnisse keines- 
‚s als befriedigend angesehen werden können. Der Sinn 
|Zweck beider Gesetze sei nicht miteinander abgestimmt. 
nn die Bundesregierung in ihrer Stellungnahme zum Be- 
ıt des BKartA eine Änderung des $ 103 GWB für erfor- 
lich hält, so muß dieser Hinweis möglicherweise dahin 
standen werden, daß die Änderung durch ein neues 
srgiewirtschaftsgesetz vorgenommen wird. Die Schaf- 
g eines neuen Energiewirtschaftsgesetzes ist nach der 
fassung von Ballerstedt zwingend notwendig, insbeson- 
e auch deswegen, weil die noch offenen verfassungsrecht- 
en Bedenken gegen eine ganze Reihe von Bestimmungen 
EnWG nicht entschieden sind. Ein solcher Zustand aber 
ß zweifellos unbefriedigend sein. 


n der sich anschließenden Diskussion wurde der Be- 
ptung Ballerstedts zur Versorgung ‚anderer‘ entschieden 
ersprochen. Es könne nicht zutreffend sein, daß das 
etz gegen Wettbewerbsbeschränkung und die Kartell- 
örden bei dem Begriff der Versorgung ‚anderer‘ von 
r anderen Definition ausgingen, als sie im $ 2 EnWG ge- 
en sei. Das BKartA habe auch nicht gesagt, daß Verein- 
ungen über die Beschränkung und Begrenzung von 
enerzeugungsanlagen der Gemeinden gegen $ 1 GWB 
stoße, wenn dadurch die Eigenversorgung ausgeschlos- 
werden solle. Hier müsse man das einheitliche Verlangen 
EVU berücksichtigen, das in der Praxis auf die aus- 
ießliche Versorgung einer Gebietskörperschaft hinaus- 
e. Diesem Verlangen und dem Zugeständnis durch die 
neinde würde es widersprechen, wenn die Gemeinde in 
ag auf die Versorgung anderer dem EltV Udie ausschließ- 
e Versorgung zugesteht, für sich selbst aber diese aus- 
ießliche Versorgung verneint. 


um Substitutionswettbewerb wurde auf die in der Pra- 
häufig erwähnte Möglichkeit verwiesen, sich durch 
enerzeugungsanlage selbst zu versorgen. Ein solcher 
weis ist als Wettbewerbsmaßnahme anzusehen und die 
edrohte Erzeugung von Energie aus Eigenanlagen als 
stitutionswettbewerb. Aus diesem Grunde ist auch die 
ktbeherrschende Stellung von Energieversorgungsun- 
ehmen zu verneinen. 


um Verhältnis des $ 26 Abs. 2 zur 5. DVO wurde von 
m anderen Diskussionsteilnehmer darauf hingewiesen, 
dieses Problem wohl nur noch im Schrifttum Bedeutung 
e, nicht aber in der Praxis. Trotzdem sei der Auffassung 
Ballerstedt zu $ 109 GWB zu widersprechen. Der Ge- 
geber kann keineswegs alle Gesetze prüfen, ob sie auf- 
>ben seien oder nicht; daher muß $ 109 ergänzt werden 
nen. Ebenso sei der Auffassung von Ballerstedt zu wider- 
chen, daß die 5. DVO und $ 26 Abs. 2 zwei verschiedene 
en regele. Wenn man schon nicht so weit gehen wolle 
Rasch, der von einer ersatzlosen Aufhebung der 5.DVO 
'h das GWB spreche, so müsse man sich doch zumindest 
von Füscherhof und wohl auch von Ballerstedt vertre- 
n Auffassung anschließen, daß das GWB die 5.DVO 
lagere. Pa 


DK 620.9 
Steinkohlenförderung, Rohölförderung und 
Elektrizitätserzeugung 


Das Heft Nr. 1/1961 der vierteljährlich erscheinenden 
„Statistischen Informationen‘ des Statistischen Amtes der 
Europäischen Gemeinschaften enthält auf 165 Seiten fol- 
gende Beiträge: 


1. Auf dem Wege der europäischen Integration: 8 Jahre 
Entwicklung des Gemeinsamen Marktes für Kohle 
und Stahl (von Prof. Rolf Wagenführ) 


. Die bergbauliche Weltproduktion von 1956 bis 1959 
. Die Steinkohlenförderung der Welt im Jahre 1960 
. Die Rohölförderung der Welt 1950 bis 1960 


. Die Entwicklung der Weltelektrizitätserzeugung im 
Zeitraum von 1951 bis 1960 


a rm ww DS 


6. Die Rohstahlerzeugung in der Gemeinschaft und in 
der Welt von 1952 bis 1960 


7. Vergleich der Nominallöhne im Bergbau und in der 
Stahlindustrie mit den Löhnen der übrigen Industrien 
(1953 bis 1959) 


8. Statistische Aufgaben und Probleme der industrie- 
wirtschaftlichen Integration 


9. Angewandte Methoden zur Ermittlung der Landwirt- 
schaftsstatistik in der Bundesrepublik Deutschland 


10. Die Rückgliederung des Saarlandes und die Entwick- 
lung des Binnenaustausches in den Erzeugnissen der 
EGKS. 


Das Heft ist über den Bundesanzeiger, Postfach, Köln 1, 
zum Einzelpreis von 6,— DM oderzum Jahresabonnements- 
Mn/Wb 


preis (4 Hefte) von 20,— DM zu beziehen. 


Persönliches 


Am 10. August 1961 begeht der 
Vorsitzer des Vorstands der Baden- 
werk AG, Prof. Dr.-Ing. ©. Th. 
Kromer, seinen 60. Geburtstag. Der 
gebürtige Freiburger studierte an 
den Technischen Hochschulen 
Karlsruhe und Stuttgart Maschi- 
nenbau und Elektrotechnik und 
trat nach kurzer Tätigkeit im vä- 
terlichen Betrieb in die Dienste der 
Kraftübertragungswerke Rheinfel- 
den, wo er mit dem Altmeister der 
Elektrizitätswirtschaft Prof. Dr. 
R. Haas in enge Berührung kam. 1931 promovierte Kromer 
an der TH Karlsruhe mit einer Dissertation elektrizitäts- 
wirtschaftlichen Inhalts zum Doktor-Ingenieur. 


Nach seinem Übertritt zur Gesellschaft für elektrische 
Unternehmungen (Gesfürel), Berlin, hatte Dr. Kromer Ge- 
legenheit, an dem von Dr. Oliven gefaßten Plan für eine ein- 
heitliche Stromversorgung Deutschlands mitzuarbeiten. 
Die Zusammenarbeit mit Oliven führte u. a. zur Berufung 
Kromers in das vorbereitende Komitee zur Vorbereitung 
der Zweiten Weltkraftkonferenz Berlin 1930, für die er dann 
auch das umfangreiche dreisprachige Berichtswerk redak- 
tionell zu bearbeiten hatte. Dem Deutschen Nationalen 
Komitee für die Weltkraftkonferenz gehört er noch heute 
als Vizepräsident an. 


Im Jahr 1942 erging der Ruf an Dr. Kromer, als stellvertre- 
tendes Vorstandsmitglied in das Landesunternehmen seiner 
Heimat einzutreten. Nach Kriegsende wurde er ordentliches 
Vorstandsmitglied des Badenwerks und 1954 als Nachfolger 
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Elektrizitätswirtsch: 


des in den Ruhestand getretenen Prof. Dr.-Ing. E.h. R. Fett- 
weis Vorsitzer des Vorstands. Im Jahr 1951 verlieh ihm der 
badische Staatspräsident für seine Verdienste um den Wie- 
deraufbau der Stromversorgung des Landes nach dem Zu- 
sammenbruch den Professortitel. Bald nach Aufnahme sei- 
ner Tätigkeit beim Badenwerk hatte Dr. Kromer an der TH 
Karlsruhe die frei gewordene Vorlesung über Elektrizitäts- 
wirtschaft übernommen, die er heute noch als Honorarpro- 
fessor vertritt. 


Als Aufsichtsratsmitglied gehört Prof. Kromer mehreren 
Beteiligungs- und Schwestergesellschaften im südwestdeut- 
schen Raum an, davon dreien schweizerischen Rechts. 


Der Herstellung fruchtbarer Verbindungen zu den Nach- 
barländern auf elektrizitätswirtschaftlichem Gebiet galt 
stets die besondere Sorge Dr. Kromers. Diese Bemühungen 
beschränken sich keineswegs auf die realen Geschäftsbezie- 
hungen seiner Gesellschaft zu ausländischen Unternehmen, 
sie schlossen vielmehr die auf der breiten Basis internationa- 
len Erfahrungsaustausches beruhende Mitarbeit in den füh- 
renden Gremien der UNIPEDE und U.C.P.T.E. ein. Daß 
die dieses Jahr in Baden-Baden tagende UNIPEDE Prof. 
Dr. Kromer im Tagungsjahr zu ihrem Präsidenten erwählt 
hat, ist ein Zeichen seiner allgemeinen Wertschätzung und 
zugleich eine Geburtstagsgabe besonderer Art. 


Hier mag auch darauf hingewiesen werden, welche Förde- 
rung Dr. Kromer den deutschen Bemühungen um die fried- 
liche Nutzung der Atomenergie angedeihen läßt durch seine 
Tätigkeit als Aufsichtsrat der Kernreaktor Bau- und Be- 
triebs-GmbH, Karlsruhe, und seine Mitarbeit bei der Pla- 
nungsgemeinschaft Baden-Württemberg zur Errichtung 
eines Kernkraftwerks. 


Nicht zuletzt verdankt die VDEW dem Vielbeschäftigten 
ein gerütteltes Maß uneigennütziger Arbeit für die gemein- 
samen Anliegen der deutschen EVU. Diese setzte, sozusagen 
im Anschluß an seine Berliner Tätigkeit, sogleich mit der 
Neugründung der Vereinigung ein und erreichte ihren Hö- 
‚hepunkt mit der Wahl zum stellvertretenden Vorsitzenden 
im Jahr 1955, die von der Bonner Mitgliederversammlung 
im Juni 1961 für zwei weitere Jahre bestätigt wurde. 


Im engeren Kreis wie auch in der großen Weite seiner 
vielfältigen Beziehungen fachlicher und sonstiger Art er- 
freut sich der Jubilar wegen seines ausgleichenden, verbind- 
lichen Wesens großer Beliebtheit; die Fülle seiner Verpflich- 
tungen hindert ihn nicht, Hilfesuchenden ohne Ansehen der 
Person zur Seite zu stehen. So ist es nur verständlich, wenn 
dem Sechsziger aus nah und fern die aufrichtigsten Wün- 
sche für Erhaltung der Gesundheit und weitere erfolgreiche 
Arbeit zuströmen. 


* 


Die Technische Universität Berlin hat Direktor Fritz 
Kugel, J. M. Voith GmbH, Heidenheim, in Anerkennung 
seiner wissenschaftlichen Leistungen auf dem Gebiet der 
Turbomaschinen und seiner Verdienste um die technische 
Vervollkommnung der Föttinger-Getriebe und -Kupplun- 
gen die akademische Würde eines Doktor-Ingenieur Ehren- 
halber verliehen. 


Die gleiche Auszeichnung wurde Prof. Dr.-Ing. Rudolf K. 
Bernhard in Anerkennung seiner hervorragenden Leistun- 
gen auf dem Gebiet der Untersuchung der Bauteilfestigkeit 
sowie der Entwicklung neuer Prüfverfahren zuteil. Prof. 
Bernhard wirkt als Ordinarius an der Rutgers State Uni- 
versity in New Brunswick (New Jersey, USA). 


Aus der Arbeit der VDEW 


Gesetz gegen Wettbewerbsbesehränkungen 


Neben dem Bundeskartellamt haben nun auch die La 
deskartellbehörden Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Be 
lin, Hessen und Baden-Württemberg der Öffentlichkeit d 
Berichte über ihre Tätigkeit vorgelegt. 


Aus dem Bereich der Energie- und Wasserwirtscha 
teilt die LKB Niedersachsen mit, daß 2108 Demarkation; 
Konzessions- und Verbundverträge Anfang 1960 abschli 
ßend bearbeitet worden sind. Die LKB Baden-Württer 
berg berichtet, daß bei ihr etwa 5000 solcher Verträge ang 
meldet wurden. Hessen hat 2977 Verträge bearbeitet ur 
weist als besonders bemerkenswert darauf hin, daß d 
LKB Hessen 1960 die erste Verfügung im Bundesgebi 
gegen ein Versorgungsunternehmen, das seine Monop« 
stellung auf Grund eines Demarkationsvertrages dazu au 
nutzte, von einem Abnehmer überhöhte Preise zu forder 
erlassen habe. Dieses Verfahren ist mit bemerkenswert 
Eile durchgeführt worden. 7 


AGE-Wettbewerbsausschuß — Grundsatzempfehlung Nr. 


Der AGE-Wettbewerbsausschuß hat in seiner 19. Sitzuı 
am 17. Februar 1961 in Bayreuth nachstehende Grundsat 
empfehlung Nr. 12 zu veröffentlichen beschlossen, der & 
Vorstände des VGW und der VDEW zugestimmt haben: 


„Es verstößt gegen die Grundsätze des Kölner Abkor 
mens, wenn private Äußerungen von Angehörigen d 
Energiewirtschaft oder die von diesen für ihren privat 
Bereich getroffene Wahl einer bestimmten Energiea 
vom Wettbewerber der anderen Energieart zu Werb 
zwecken ausgenutzt werden.“ 


8. Sitzung des VDEW-Sonderausschusses ‚„Dampfturbine:; 


Am 16. Mai hielt der Sonderausschuß ‚Dampfturbine: 
im Gersteinwerk der Vereinigte Elektrizitätswerke West! 
len AG seine 8. Sitzung ab. Im wesentlichen wurden die / 
beiten der einzelnen Arbeitskreise besprochen, deren A: 
gabe es ist, Fragen und Probleme auf dem ihnen zugewie: 
nen Gebiet zu untersuchen und gegebenenfalls Richtlin: 
oder Empfehlungen für Bau und Betrieb herauszugeb: 
Darüber hinaus sollen die Arbeitskreise die Stelle sein, ! 
der Erfahrungen gesammelt und ausgewertet werden u 
an die sich die Mitgliedswerke wenden können, um in | 
sonderen Fragen Anregungen zu erhalten. Im Sonderai 
schuß „Dampfturbinen‘ bestehen zur Zeit folgende Arbei 
kreise: 

1. VDEW/V.I.K.-Gemeinschaftsausschuß 

gungen für Dampfturbinenanlagen“ 
.AK „Turbine“ 
. AK ‚Generator‘ 
. AK „Kondensation“ 
. AK ‚„Turbinenfundamente‘“ 
. AK ‚Turbinenbetrieb‘“ 
. AK „Steuerung und Regelung“ 


| 
„Lieferbed 


IQOuPprwN 


In der Sitzung wurde weiter über die Vermeidung 
Schnellschlußauslösung bei Vollastabschaltung gesproch 
Die Diskussion wurde durch einen bestimmten Fall aus 
Praxis aufgeworfen. 


Im Zusammenhang mit der Ausarbeitung der Liefer 
dingungen für Dampfturbinenanlagen wurde anger 
durch eine Umfrage Unterlagen darüber zu sammeln, 
hoch im allgemeinen der Wirkungsgradrückgang bei 
binen nach längerer Betriebszeit ist. 
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